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Anſern herzlichſten Glückwunſch! 


Wiederum vollendet der Staatsfekretär im Reichsfinanzminifterium Fritz Reinhardt 
ein erfolgreiches Lebensjahr und damit auch ein Jahr unermüdlicher Tätigkeit als Staatsfekretär 
an der Spitze der Reichsfinanzverwaltung. 


Überblickt man die fteuerpolitifchen Schritte der nationalfozialiftifhen Regierung, fo er⸗ 
kennt man den Weg, den Staatsfekretär Fritz Reinhardt gegangen ift, um die Steuerpolitik 
feit 1933 mehr denn jemals in den Dienſt der Wirtſchaftspolitik und damit in den Dienft von 
Staat und Dolk zu ftellen. Diefer Weg iſt gewiß nicht immer leicht geweſen. Was gibt es aber 
Größeres, als den „Mut zur Unpopularität“ zu haben, wenn es gilt, den felfigen Grund zu 
ſchaffen, auf dem ſich das Leben des Deutſchen Dolks zum Wohl aller Deutſchen vollziehen ſoll. 
Seine finanziellen Maßnahmen ſchufen eine nicht unweſentliche Vorausſetzung für die glückhafte 
Geſtaltung der Dinge des Großdeutſchen Reichs im Jahre 1938 und im Stũhjahr 1939, der Heim= 
kehr der Oſtmark und der ſudetendeutſchen Gebiete, der Übernahme des Protektorats Böhmen 
und Mähren und der Heimkehr des deutſchen Memellands. 


Die „Deutſche Steuer-Zeitung“ ſetzt ſich in harmoniſcher Juſammenarbeit mit Staats- 
ſekretär Reinhardt unermüdlich dafür ein, alle Neuerungen auf dem Gebiet des Steuerrechts 
zu durchdringen und fie den deutſchen Dolksgenoffen klar und verſtändlich zu machen. Et hat 
fie nicht nur in den Dienft der Belehrung und Erziehung der Steuerpflichtigen geſtellt, fondern 
fie auch zu einem unentbehrlichen cehr- und Nachſchlagewerk für die Beamten feiner ver⸗ 
waltung, deren Schulung und Anfpornung zu höchſten Leiftungen ihm eine herzensſache Ift, 
ausgeftaltet. Daß dies jo bleiben wird, fei unfere Gabe zu feinem Geburtstag. 


Wir grüßen Staatsjekretär Reinhardt mit den beſten Wünſchen für das neue Lebensjahr! 


Berlin, im April 1939. Heil Hitler! 
ei 


Schriftleitung und verlag 
der „Deutſchen Steuer-Zeitung und Wirtſchaftl. Beobachter“ 
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Die Einführung der Versicherungsteuer in Osterreich 


Von Ministerialrat Boruftau, Berlin, Reichsfinanzministerium 
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1. Einführung 

Nachdem durch die Zweite und durch die Dritte 
Verordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften im Land Oſterreich vom 27. 4. 1938 und vom 
29. 6. 1938 (RGBl. 1 S. 424 und S. 708) das Wechſel⸗ 
ſteuergeſetz und das Beförderungſteuergeſetz in Oſter⸗ 
reich eingeführt worden waren, bildete die Achte Ver⸗ 
ordnung zur Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
im Land Oſterreich vom 17. 1. 1939 (RGBl. 1 S. 48) 
einen weiteren bedeutſamen Schritt auf dem Weg der 
Vereinheitlichung des Verkehrſteuerrechts im Altreich 
und in der Oſtmark. Durch die Achte Verordnung ſind 
das Kapitalverkehrſteuergeſetz und das 
Verſicherungſteuergeſetz (VerfStß) in 
Oſterreich eingeführt worden. Das Kapitalverkehr⸗ 
ſteuergeſetz iſt in Oſterreich am 1. 2. 1939 in Kraft ge⸗ 
treten, das VeriSt® gilt dort ab 1. A. 1939. Die 
ſpätere Inkraftſetzung des Beristß iſt 
damit begründet, daß den Verſicherern Zeit gelaffen 
werden ſollte, ſich auf das neue Recht, insbeſondere 
auf die neuen Verfahrensvorſchriften umzuſtellen. 

Eine Abgabe von Verſicherungen wurde im Alt⸗ 
reich bis zum Inkrafttreten des Verf StG vom 8.4. 
1922 (RG Bl. S. 400) auf Grund des Reichsſtempel⸗ 
geſetzes vom 3. 7. 1913 (RG Bl. S. 639) nebſt feinen 
ſpäteren Anderungen erhoben. Nach dem Weltkrieg 
iſt das Reichsſtempelgeſetz auf gelöſt und durch be⸗ 
ſondere Verkehrſteuergeſetze, darunter das Kapitalver⸗ 
kehrſteuergeſetz, das Rennwett⸗ und Lotteriegeſetz, das 
Verſicherungſteuergeſetz uſw., erſetzt worden. Die Ab⸗ 
gaben, die den deutſchen Verkehrſteuern entſprechen, 
ſind in Oſterreich im Gebührengeſetz vom 9. 2. 1850 
nebſt feinem Allgemeinen Gebührentarif 1925 ge- 
regelt. Im Gegenſatz zu der Entwicklung im Altreich 
hat das Gebührengeſetz bis zur Gegenwart fort- 
beſtanden. Mit der Einführung der Verkehr⸗ 
ſteuergeſetze gelangen ſo nach und nach die ſteuerrecht⸗ 
lichen Vorſchriften des Gebührentarifs zur Aufhebung. 
Ebenſo wie die Einführung des Wechſelſteuergeſetzes 
und des Beförderungſteuergeſetzes die weitere Gel⸗ 
tung der entſprechenden Vorſchriften des Gebühren⸗ 
tarifs ausſchloſſen, führte die Einführung der Kapital⸗ 
verkehrſteuer und der Verſicherungſteuer zur Außer⸗ 
kraftſetzung der dieſen Steuern entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften des Gebührentarifs. 

Zweck dieſer Zeilen iſt, den mit der An⸗ 
wendung des neuen Rechts in Oſterreich befaßten Per⸗ 
ſonen und Behörden, den Steuerpflichtigen und ihren 
Vertretern ſowie den Finanzämtern, die Einarbeitung 
in das neue Verſicherungſteuerrecht zu erleichtern. 
Dieſem Zweck dient insbeſondere die Hervorhebung 
der Unterſchiede zwiſchen dem neuen und dem alten 


1 
Ausnahmen von der Beſteuerung, N 5 


7. Steuerſatz, 

8. Steuerſchuldner, 

9. Fälligkeit der Steuer, 

0. Erſtattung der Steuer, 

1. Beſteuerungsverfahren, 

2. Die Einführungsberordnung. 


Recht, dem VerſStG mit feinen Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen (DB) auf der einen und den Vorſchriften der 
Tarifpoſt 57 F des Allgemeinen Gebührentarifs 1925 
(Gebührentarif) nebſt den ſie ergänzenden Beſtim⸗ 
mungen auf der anderen Seite. 


2. Gegenſtand der Steuer 


Die wichtigſte Vorſchrift eines jeden Steuer⸗ 
geſetzes iſt die Vorſchrift, in der der Gegenſtand der 
Steuer feſtgelegt iſt, das iſt der Tatbeſtand, an deſſen 
Erfüllung das Geſetz die Entſtehung der Steuerſchuld 
knüpft. Es iſt die Beſtimmung, die an den Anfang 
aller neuen oder neugefaßten Verkehrſteuergeſetze des 
Altreichs geſetzt iſt, indem dieſe übereinſtimmend mit 


Zahlung des Verſiche— 
rungsentgelts. Mit dieſem ſteuerlichen Tat⸗ 
beſtand weicht das Geſetz in mehrfacher Hinſicht von 
der Regelung ab, die das öſterreichiſche Recht für die 
Beſteuerung der Verſicherungsgeſchäfte getroffen hat. 
Aus dieſer grundſätzlichen Abweichung in der Grund⸗ 
lage der Beſteuerung ergeben ſich die weiteren Ab⸗ 
weichungen der beiden Rechte von ſelbſt. 


Wie ſchon erwähnt, unterliegt der Verſicherung⸗ 
ſteuer die Zahlung des Verſicherungsentgelts. Gegen⸗ 
über dieſem alleinigen Gegenſtand der Steuer 
kannte das öſterreichiſche Recht eine Mehrheit ver⸗ 
ſchiedener Rechtsvorgänge, die es mit der Gebühr für 
Verſicherungsgeſchäfte belegte. Nach Tarifpoſt 57 F 
81 Abſ. 1 und 82 Abſ. 1 des Gebührentarifs hatten 
die inländiſchen Verſicherungsanſtalten und die in⸗ 
ländiſchen Vertreter und Zweigniederlaſſungen aus⸗ 
ländiſcher Verſicherungsanſtalten Gebühren in näher 
bezeichneten Vom⸗Hundert⸗Sätzen zu entrichten 


J. für den Verſicherungsvertrag und für 
alle zwiſchen der Anſtalt und den Verſicherungs⸗ 
nehmern getroffenen Vereinbarungen über deſſen 
Fortſetzung oder Abänderung 
und 

2. für die ſeitens der Anſtalten ſtattfindenden Lei⸗ 
tungen von Verſicherungſummen 
(Schadensvergütungen) ſowie für die Auszahlung 
von Polizzenrückkaufſummen 
un d 

3. für die Vorſchüſſe auf Polizzen (Poli 8zendar⸗ 
lehen) und für die Zahlung der Zinſen ſolcher 
Darlehen. 
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Der zu 1 genannten Gebühr für den Verſicherungsver⸗ 
trag entſpricht die auf die Zahlung des Verſicherungs⸗ 
entgelts gelegte Verſicherungſteuer. Dagegen kennt 
das VerſStG keine Beſteuerung der unter 2 und 3 auf⸗ 
geführten Zahlungen. Dieſe beiden Tatbeſtände wer⸗ 
den uns daher in dieſen Ausführungen nur noch inſo⸗ 
weit beſchäftigen, als gelegentliche Erwähnungen 
dieſer Tatbeſtände in Betracht kommen. Nur ſei hier 
noch bemerkt, daß die Auszahlung der Verſicherung⸗ 
ſummen nach reichsdeutſchem Recht keiner Verkehr⸗ 
ſteuer unterliegt, während die Urkunden über den 
Empfang von Polizzendarlehen der Urkundenſteuer 
nach dem mit Wirkung vom 1. 4. 1939 auch in Oſter⸗ 
reich eingeführten Urkundenſteuergeſetz unterworfen 
ſind (Boruttau, Erläuterungsbuch zum Urkunden⸗ 
ſteuergeſetz, 3. Aufl. S. 199). 

Was die Gebühr für den Verſiche⸗ 
rungsvertrag betrifft, ſo war der Kreis der Ver⸗ 
ſicherungsverträge, die der Gebühr unterworfen wur⸗ 
den, grundlegend verſchieden von dem Umfang der 
Verſicherungsverhältniſſe, bei denen die Zahlung des 
F der Verſicherungſteuer unter⸗ 
iegt. 

Die Tarifpoſt 57 F des Gebührentarifs legte den 
inländiſchen Verſicherern die Pflicht zur Gebührenent⸗ 
richtung für alle von ihnen abgeſchloſſenen Verſiche⸗ 
rungsverträge auf, ohne Rückſicht darauf, wo der 
Verſicherungsnehmer wohnte und wo der verſicherte 
Gegenſtand belegen war. Die Gebühr war alſo auch 
zu entrichten, wenn ein im Ausland wohnender Ver⸗ 
ſicherungsnehmer im Ausland befindliche Gegenſtände 
bei einer öſterreichiſchen Verſicherungsanſtalt ver⸗ 
ſicherte. Die inländiſche Steuerhoheit war hier durch 
den inländiſchen Sitz (Wohnſitz) der Verſicherungs⸗ 
anſtalten oder Vertreter begründet. Im Gegenſatz zu 
dieſer Regelung im öſterreichiſchen Recht läßt das 
VerſStG die Verhältniſſe des Verſicherers außer 
Betracht und ſtellt die Steuerpflicht auf Umſtände ab, 
die in der Perſon des Verſicherungsnehmers 
und in dem verſicherten Gegenſtand be- 
gründet ſind, ohne Rückſicht alſo darauf, ob die 
Verſicherung bei einem inländiſchen oder einem aus⸗ 
ländiſchen Verſicherungsunternehmen und hier wie⸗ 
derum bei dem inländiſchen Bevollmächtigten eines 
ausländiſchen Verſicherers oder bei dieſem unmittelbar 
genommen wird. §1 VerſStG unterwirft nämlich die 
Zahlung des Verſicherungsentgelts der Steuer, 


1. wenn der Verſicherungsnehmer bei der jeweiligen 
Zahlung des Verſicherungsentgelts ſeinen Wohnſitz 
(Sitz) oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im In⸗ 
land hat, 
oder 


2. wenn ein Gegenſtand verſichert iſt, der zur Zeit der 


Begründung des Verſicherungsverhältniſſes im In⸗ 
land war. ji) gsverhältniſſes im In 


Das VerſStch geht davon aus, daß die inländiſche 
Steuerhoheit durch Vermittlung der Perſon des Ver⸗ 
licherungsnehmers oder durch Vermittlung 
des ie Gegenſtandes begründet 
iſt. Dabei ‚ut von Bedeutung, daß die inländiſche 
Steuerhoheit bei der Perſonen⸗ und der Sachverſiche⸗ 
rung durch den inländiſchen Wohnſitz (Sitz, gewöhn⸗ 
licher Aufenthalt) des Verſicherungsnehmers und bei 


der Sachverſicherung außerdem durch die inländiſche 
Belegenheit des verſicherten Gegenſtands vermittelt 
wird. Mit allem Nachdruck ſei darauf hingewieſen, daß 
hiernach und nach der Wortfaſſung des §1 VerſStG 
der Sachverſicherer zu prüfen hat, ob 


a) der verſicherte Gegenſtand ſich bei Begründung 
des Verſicherungsverhältniſſes im Inland befand 
oder 

b) der Verſicherungsnehmer bei der jeweiligen Zah⸗ 
lung des Verſicherungsentgelts ſeinen Wohnſitz 
(Sitz) oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im 
Inland hat. 

Liegt eine der beiden Vorausſetzungen vor, fo iſt die 

Steuerpflicht gegeben. 


Bei den unmittelbar mit ausländiſchen 
Verſicherern abgeſchloſſenen Verſicherungsverträgen 
konnte aber das öſterreichiſche Recht nicht ohne eine 
der reichsdeutſchen allgemeinen Regelung entſprechen⸗ 
den Sonderregelung auskommen. War kein inlän⸗ 
diſcher Verſicherer und auch keine inländiſche Ver⸗ 
tretung eines ausländiſchen Verſicherers vorhanden, 
ſo mußte die Gebührenpflicht auf Umſtände abgeſtellt 
werden, die auf der Verſicherungsnehmerſeite lagen. 
So beſtimmte Abſ. 2 des § 1 der Tarifpoſt 57 F 
des Gebührentarifs, daß von direkten Verſicherungen, 
die mit ausländiſchen, zum Geſchäftsbetrieb in Oſter⸗ 
reich nicht zugelaſſenen Verſicherungsanſtalten als 
Verſicherern abgeſchloſſen wurden, Gebühren nur zu 
entrichten ſind, wenn die Verſicherungen zum 
Gegenſtand haben 


1. die Verſicherung von im Inland gelegenen unbe⸗ 
weglichen oder zur Zeit des Vertragsabſchluſſes im 
Inland befindlichen beweglichen Sachen gegen 
Schäden irgendwelcher Art oder 

2. die Verſicherung von inländiſchen Vermögensinter⸗ 
eſſen gegen Schäden infolge von Ereigniſſen, die 
im Inland eintreten, oder 

3. die Lebens⸗ oder Unfallverſicherung von Perſonen, 
die im Zeitpunkt des Vertragsabſchluſſes ihren 
ſtändigen Wohnſitz im Inland unterhalten. 


Ferner ſah das öſterreichiſche Recht im § 21 der 
MVdg. vom 8. Mai 1934 (BGBl. II 9/1934) für das 
Auslands geſchäft der inländiſchen Vertreter 
(Zweigniederlaſſungen) ausländiſcher Verſiche⸗ 
rungsanſtalten eine Ausnahme von der Gebühren⸗ 
pflicht dann vor, wenn weder der Verſicherungs⸗ 
nehmer in Sſterreich feinen ordentlichen Wohnſitz 
hatte, noch ſich die Verſicherung auf eine daſelbſt 
gelegene unbewegliche Sache bezog. 


3. Verſicherungsverträge 

§ 1 VeriSt® gemäß unterliegt der Steuer die 
Zahlung des Verſicherungsentgelts auf Grund eines 
durch Vertrag oder auf ſonſtige Weiſe ent⸗ 
ſtandenen Verſicherungsverhältniſſes, während die 
Tarifpoſt 57 F des Gebührentarifs eine Gebühren⸗ 
pflicht außerhalb eines Vertragsverhältniſſes nur bei 
Verſorgungseinrichtungen (§ 4) entſtehen ließ. Mit 
den Verſicherungsverträgen befaßt ſich 8 2 
PerfSt®. Einerſeits gilt in übereinſtimmung mit 
dem öĩſterreichiſchen Recht nicht als Verſicherungsver⸗ 
trag ein Vertrag, durch den der Verſicherer ſich ver- 
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pflichtet, für den Verſicherungsnehmer Bürgſchaft 
oder ſonſtige Sicherheit zu leiſten, anderſeits gilt als 
Verſicherungsvertrag auch 


1. eine Vereinbarung zwiſchen mehreren Perſonen 
oder Perſonenvereinigungen, ſolche Verluſte oder 
Schäden gemeinſam zu tragen, die den Gegenſtand 
einer Verſicherung bilden können, 

2. ein Kapitalanſammlungsvertrag oder ein Spar⸗ 
verſicherungsvertrag ohne übernahme eines Wag⸗ 
niſſes (Beiſpiel: der Bauſparvertrag). 


Die Vereinbarung zu 1 ſah das öſterreichiſche Recht 
— auch ohne ausdrückliche Beſtimmung — ebenfalls 
als Verſicherungsvertrag an, nur war Vorausſetzung, 
daß den Beteiligten ein Rechtsanſpruch auf die 
Verluſt⸗ und Schadensdeckung zuſtand, während es 
nach reichsdeutſchem Recht genügt, daß die Berech⸗ 
tigten nach Treu und Glauben im Verkehr mit der 
Verſicherungsleiſtung rechnen können. Ein Verſiche⸗ 
rungsverhältnis wird daher nicht dadurch aus⸗ 
geſchloſſen, daß nach der Satzung auf eine Schadens⸗ 
vergütung kein Rechtsanſpruch beſteht (RF 
RStBl. 1927 S. 214, 1933 S. 1103) oder daß die 
Leiſtung als Unterſtützung bezeichnet wird 
(R§ & RStBl. 1925 S. 219, 1927 S. 114, 1929 S. 538, 
1935 S. 1498). 


4. Verſicherungsentgelt 


Während das VerſStG in der Zahlung des Ver⸗ 
ſicherungsentgelts den Gegenſtand der Steuer ſelbſt 
ſieht, bildeten nach öſterreichiſchem Recht die Prämien 
und Nebenkoſten nur die Bemeſſungsgrundlage für die 
Gebühr für den Verſicherungsvertrag. Dabei fehlte dem 
öſterreichiſchen Recht, daß ſich mit beiſpielsweiſen 
Aufzählungen begnügte, eine Begriffsbeſtim⸗ 
mung für die Ausdrücke Prämie und Nebenkoſten. 
Das VerſSt umſchreibt den Begriff des Ver- 
ſicherungsentgelts als „jede Leiſtung, die für 
die Begründung und zur Durchführung des Verfiche- 
rungsverhältniſſes an den Verſicherer zu bewirken iſt“ 
(§ 3 Abſ. 1 Satz 1), und fügt zur beſonderen Klar⸗ 
ſtellung hinzu, daß zum Verſicherungsentgelt nicht ge⸗ 
hört, „was zur Abgeltung einer Sonderleiſtung des 
Verſicherers oder aus einem ſonſtigen in der Perſon 
des einzelnen Verſicherungsnehmers liegenden Grund 
gezahlt wird“ (8 3 Abſ. 1 Satz 2). Als Neben⸗ 
koſten, die zum Verſicherungsentgelt gehören, 
nennt das Geſetz Eintrittsgelder und Gebühren für 
die Ausfertigung des Verſicherungſcheins. Zu dieſen 
Nebenkoſten zählen außerdem Gebühren für die Aus⸗ 
fertigung von Nachträgen zum Verſicherungſchein, 
Gebühren für die Ausfertigung von Verlängerung⸗ 
ſcheinen, ſonſtige Schreibgebühren ſowie Gebühren 
für die Zuſtellung des Verſicherungſcheins und ebenſo 
Regulierungskoſten, die beim Eintritt des Verſiche⸗ 
rungsfalls entſtehen und dem Verſicherungsnehmer 
auferlegt werden. Alle dieſe Nebenkoſten dienen zur 
Deckung der allgemeinen und beſonderen Verwal⸗ 
tungskoſten des Verſicherers. Als Beiſpiel für das, 
was nicht zum Verſicherungsentgelt gehört, 
nennt das Geſetz die Koſten für die Ausſtellung einer 
Erſatzurkunde und Mahnkoſten. Weitere Beiſpiele 
ſind: Koſten für Abſchriften von Erklärungen und 
Urkunden, Verzugzinſen, Hebegebühren für die tat⸗ 


ſächliche Abholung der Prämie beim Verſicherungs⸗ 
nehmer. 

§ 3 Abſ. 2 gemäß unterliegt der Verſicherung⸗ 
ſteuer nicht die Tarif prämie, die an ſich nach dem 
Verſicherungsvertrag zu zahlen wäre, ſondern lediglich 
die um einen etwaigen Gewinnanteil gekürzte 
Tarifprämie Barprämie). Die Vorſchrift findet 
auf die Prämieneinnahmen aller Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen Anwendung. Nach öſterreichiſchem Recht 
durften nur Verſicherungsanſtalten, die auf dem 
Grundſatz der gegenſeitigen Haftung der Mitglieder 
beruhen, die an die Verſicherungsnehmer gewährten 
Gewinnanteile bei der Berechnung der Gebühr in Ab- 
zug bringen (Tarifpoſt 57 F 8 1 Abſ. 1 Ziff. 1 des 
Gebührentarifs). 


5. Ausnahmen von der Beſteuerung 


Hier begegnen wir wieder einem grund— 
legenden Unterſchied zwiſchen dem öſter⸗ 
reichiſchen Recht und dem Recht des Altreichs. Die 
Befreiungen des öſterreichiſchen Rechts ſtellten per⸗ 
ſönliche Befreiungen der mit Rückſicht auf ihren 
Geſchäftzweck begünſtigten Anſtalten dar. Das hatte 
für die im $ 10 der Tarifpoſt 57 F genannten Vereine 
und genoſſenſchaftlichen Vereinigungen zur Folge, daß 
die Befreiung nur eintrat, wenn die Vereine und Ver⸗ 
einigungen ſich lediglich mit Geſchäften befaßten, um 
derentwillen ihnen die Befreiung zuſtand. Betrieb 3. B. 
eine Vereinigung noch andere als die im § 10 auf⸗ 
geführten Geſchäfte (Verſicherungen von Kranken⸗ 
unterſtützungen, von Invaliditäts-, Alters-, Witwen⸗ 
und Waiſenpenſionen der Arbeiter uſw.), fo entfiel 
jede Befreiung. Nach dem VerſStG iſt die Zahlung 
der im § 4 genannten Verſicherungsentgelte ſach⸗ 
lich von der Beſteuerung ausgenommen; die 
Prämieneinnahmen des Verſicherungsunternehmens 
können danach zu einem Teil der Verſicherungſteuer 
unterliegen, zum anderen Teil von ihr aus- 
genommen ſein. 


Im einzelnen iſt zu den Ausnahmevorſchriften 
des § 4 VerſStG das folgende zu bemerken: 

Der Befreiung der Zahlung des Verſicherungs⸗ 
entgelts für Rückvorſicherungen (Ziff. 1) 
entſprach eine Ermäßigung (unter den beſtimmten 
Vorausſetzungen des § 17 der MVdg. vom 8. 5. 1934, 
BGBl. II Nr. 9/1934, auch eine Befreiung) der Ge⸗ 
bühr für den Verſicherungsvertrag und eine Aus- 
nahme von der Gebührenpflicht für die Verſicherungs⸗ 
leiſtungen des Rückverſicherers an die Anſtalt, die die 
Rückverſicherung genommen hat. 

Eine Begünſtigung der Kleinlebensver⸗ 
ſicherungen Ziff. 2) war dem öſterreichiſchen 
Recht unbekannt. 

Ebenſo wie das VerſSt (Ziff. 3 und 4) enthielt 
$ 11 der Tarifpoſt 57 F des Gebührentarifs umfang⸗ 
reiche Befreiungen auf dem Gebiet der Sozial- 
verſicherung. Die in den Ziffern 3 und 4 ge⸗ 
nannten Sozialverſicherungsgeſetze ſind durch die Ver⸗ 
ordnung vom 22. 12. 1938 (RG Bl. 1 S. 1912) mit 
Wirkung vom 1. 1. 1939 in Sſterreich eingeführt 
worden. 

Der Befreiung der Verſicherungen, die bei einer 
Penſions⸗, Witwen- oder Waiſenkaſſe auf Grund 
eines Arbeitsverhältniſſes genommen ſind 
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(Ziff. 5), und der Kranken verſicherungen 
im Sinn der Ziff. 6 entſprachen — mit Abweichungen 
— die am Anfang dieſes Abſchnitts 5 genannten 
Befreiungen. 

Entſprechend der Ausnahmevorſchrift für Ver⸗ 
ſicherungen von Vieh aus kleinen Viehhal⸗ 
tungen, wenn die Verſicherungſumme 1500 RM 
nicht überſteigt (Ziff. 7), ſah das öſterreichiſche Recht 
im $ 29 der MBög, vom 8. 5. 1934 (BGBl. II 
Nr. 9/1934) auf Grund der Ermächtigung im 8 10 
Abſ. 2 der Tarifpoſt 57 F des Gebührentarifs eine Be⸗ 
freiung von der Gebühr vor für die auf dem Grundſatz 
der Wechſelſeitigkeit beruhenden Viehverſicherungsver⸗ 
eine, ſofern ſie ſich ausſchließlich oder vorwiegend aus 
Beſitzern kleinerer land⸗ oder forſtwirtſchaftlicher Be⸗ 
triebe zuſammenſetzten, deren Geſchäftsbetrieb ſich auf 
ein räumlich begrenztes Gebiet beſchränkte, und nur 
ſolche Perſonen als Mitglieder zuließen, die in dieſem 
Gebiet ihren Wohnſitz hatten oder daſelbſt Grund und 
Boden beſaßen. Darin, daß Verſicherungen kleiner 
Viehhaltungen ſteuerfrei ſind, ſtimmen das alte und 
das neue Recht überein. Nach dem Reichsrecht iſt aber 
die Ausnahmevorſchrift nicht auf die auf dem Grund⸗ 
ſatz der Gegenſeitigkeit beruhenden Viehverſicherungs⸗ 
vereine beſchränkt, auch iſt es gleichgültig, auf welchen 
räumlichen Bereich ſich der Geſchäftsbetrieb des Ver⸗ 
ſicherers erſtrekt. Maßgebend iſt allein, daß 
eine Verſicherung von Vieh aus kleinen Viehhaltungen 
im Sinn der näheren Erläuterungen durch 8 81 
Verſ StB vorliegt. 

Der eben genannte § 29 der MVdg. vom 8. 5. 1934 
ſah noch eine Gebührenbefreiung für die auf dem 
Grundſatz der Wechſelſeitigkeit beruhenden Feuer⸗ 
ſchadenvergütungsvereine (8euerſchaden⸗ 
verſicherungsvereine) vor, wenn ſie ſich ausſchließlich 
oder vorwiegend aus Beſitzern kleinerer land⸗ und 
forſtwirtſchaftlicher Betriebe zuſammenſetzten, ihren 
Geſchäftsbetrieb auf eine oder höchſtens zwei Orts⸗ 
gemeinden beſchränkten und ausſchließlich Wohn⸗ und 
Wirtſchaftsgebäude gegen Brandſchaden verſicherten. 
Eine gleiche oder ähnliche Ausnahmevorſchrift iſt im 
VerſStG nicht enthalten. Die erwähnten kleinen 
Feuerſchadenvergütungsvereine werden darauf Bedacht 
zu nehmen haben, ihrer am 1. 4. 1939 eintretenden 
Steuerpflicht zu genügen. 
uch Außer den im § 4 VerſStch genannten Aus- 

men von der Beſteuerung enthalten die DB noch 
ſſt d beſondere Befreiungsvorſchriften. § 4 DB gemäß 
Ei 85 der Beſteuerung ausgenommen die Zahlung 
bei erſicherungsentgelts für eine Verſicherung, die 
Körpers reinigungen öffentlich rechtlicher 
di erichaften genommen wird, um Aufwendungen 
Schaft kkentlich rechtlichen Körperſchaften für Ruhe⸗ 
glie den 15 Hinterbliebenenverſorgung ihrer Mit⸗ 
nabe en § 29 DB enthält eine Aus- 
zugunſten der diplomatiſchen 


und konſulariſchen 
außerdeutſcher Saen tretungen und Vertreter 


e Fes Ermäßigungsvorſchriften in 
n „ onſtigen allgemeinen Beſtimmungen, 
die nach Artikel II des Geſetzes über die Wiederver- 
einigung Oſterreichs mit dem Deutſchen Reich vom 
13. 3. 1938 im Land Oſterreich weiter gelten, find, 
ſoweit ſie die Verſicherungſteuer betreffen, durch die 


Einführung des Verſicherungſteuergeſetzes gegen ⸗ 
ſtandslos geworden und können deshalb vom 
1. 4. 1939 ab nicht mehr angewendet werden. 


6. Steuerberechnung 


Der Steuer unterliegt die Zahlung des 
Verſicherungsentgelts. Berechnet wird die Steuer 
regelmäßig ebenfalls vom Verſicherungsentgelt (§ 5 
Abſ. 1 Ziff. 1). Nur für die Hagelverſiche ⸗ 
rung gilt eine andere Steuerberechnung; hier wird 
die Steuer, ohne daß an der Entſtehung der Steuer⸗ 
ſchuld mit der Zahlung des (hier des erſten) Verſiche⸗ 
rungsentgelts etwas geändert wird, von der Verſiche⸗ 
rungſumme und für jedes Verſicherungsjahr berechnet 
(§ 5 Abſ. 1 Ziff. 2). Die Berechnungsart ſei im Ver⸗ 
gleich mit einer Berechnung aus der Feuerverſicherung 
an folgendem Beiſpiel erläutert: Ein Landwirt 
nimmt eine Hagelverſicherung mit einer Verſicherung⸗ 
ſumme von 10 000 RM und einer erſten Prämie (Vor⸗ 
beitrag) von 100 RM und außerdem eine Feuer⸗ 
verſicherung mit einer Verſicherungſumme von 
200 000 RM und einer Vierteljahrsprämie von 
50 RM. Die Steuer für die Feuerverſicherung iſt in 
jedem Vierteljahr auf 4 v. H. ($ 6 Abſ. 1 Ziff. 5) von 
50 RM = 2 9M zu berechnen, für die Hagelverſiche⸗ 
rung ſind für das ganze Jahr auf Grund der erſten 
Prämienzahlung 0,20 RM für je 1000 RM der Ver⸗ 
ſicherungſumme ($ 6 Abſ. 2) = 2 RM Steuer zu be⸗ 
rechnen und abzuführen. Der Grund für die Heraus⸗ 
nahme der Hagelverſicherung aus der ſonſt ausſchließ⸗ 
lichen Berechnung der Steuer vom Verſicherungs⸗ 
entgelt beruht darauf, daß die in hagelreichen 
Gegenden anſäſſigen Landwirte, die bereits durch die 
höhere Prämie ungünſtiger geſtellt ſind, nicht 
noch mit der höheren Steuer, die ſich aus der 
höheren Prämie ergeben würde, belaſtet werden 
ſollen. 

Das öſterreichiſche Recht ſah, wie unter 2 dar⸗ 
gelegt, Gebühren vor ſowohl für den Verſicherungs⸗ 
vertrag als auch für die Verſicherungsleiſtungen des 
Verſicherers und auch für die Polizzendarlehen. Dar⸗ 
aus ergaben ſich von ſelbſt drei verſchiedene Berech⸗ 
nungsgrundlagen. Die Gebühr für den Verſicherungs⸗ 
vertrag wurde von den bei den Verſicherern ein ⸗ 
gehenden Prämien und Nebengebühren, die Gebühr 
für die Verſicherungsleiſtungen von dieſen Leiſtungen 
und die Gebühr für die Polizzendarlehen von den 
Darlehensbeträgen nebſt Zinſen berechnet ($ 1 der 
Tarifpoſt 57 F des Gebührentarifs). Die Berechnung 
auf der Grundlage der Prämie galt auch für die 
Hagelverſicherung. Eine beſondere Berückſichtigung 
der Verſicherungsnehmer in hagelreichen Gegenden 
durch das Mittel der Berechnung der Vertragsgebühr 
von der Verſicherungſumme fand nicht ſtatt. 

Die genannten Gebühren waren im Inland⸗ 
geſchäft von der Geſamtſumme der jährlichen Ein⸗ 
nahmen (oder Leiſtungen oder Darlehen) zu berechnen. 
Im Gegenſatz hierzu iſt die Steuer nach dem VeriSt& 
(S 5 Abſ. 1 Ziff. 1) grundſätzlich von der einzelnen 
Entgeltzahlung zu berechnen und deshalb auch im 
einzelnen abzurunden. Dies beruht darauf, daß der 
Verſicherer die Steuer $ 8 Abſ. 1 Satz 3 gemäß ge- 
ſetzlich für Rechnung des Verſicherungs⸗ 
nehmers zu entrichten hat, alſo bei jeder Ent- 
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gegennahme einer Prämie zugleich die darauf ent⸗ 
fallende Steuer (abgerundet) einzieht. Eine Aus⸗ 
nahme beſteht für die Fälle, in denen der Verſicherer 
Steuerabrechnungen mit ſeinen Verſicherungsnehmern 
nicht vornimmt, d. h. dann, wenn er die Steuer in 
das Verſicherungsentgelt eingerechnet hat (8 5 Abf. 2). 
Außerdem tft im § 11 Abſ. 3 VerſSt DB folgende 
Vergünſtigung vorgeſehen: Der Verſicherer darf 
mehrere Zahlungen eines Verſicherungsnehmers, die 
dieſer innerhalb des Aufſtellungszeitraums für die 
gleiche Verſicherung leiſtet, in der Aufſtellung in einer 
Summe zuſammenfaſſen. 


7. Steuerſatz 


Das deutſche Recht (§ 6) enthält eine ganze Reihe 
unterſchiedlicher Steuerſätze von mindeſtens 2 und 
höchſtens 10 vom Hundert. Dadurch gewinnt die 
Regelung an Bedeutung, die für die Beſteuerung ge⸗ 
troffen iſt, je nachdem es ſich um ſelbſtän⸗ 
dige Verſicherungzweige oder Verſicherungsarten 
oder um zuſammengefaßte Verſicherungen 
handelt. Iſt die Zahlung des Verſicherungsentgelts 
aus ſelbſtändigen Verſicherungzweigen (oder arten) 
zu beſteuern, fo find die im 8 6 VerfSt® und im 8 5 
DB ausgeworfenen Steuerſätze anzuwenden. Dieſe 
Steuerſätze gelten auch (§S 7 Verſ StG), wenn ein Ver⸗ 
ſicherungsvertrag mehrere Verſicherungzweige oder 
Verſicherungsarten umfaßt und wenn hierbei das 
Verſicherungsentgelt für den einzelnen Verſicherung⸗ 
zweig oder die einzelne Verſicherungsart in den 
Büchern des Verſicherers und im Verſicherungſchein 
geſondert angegeben iſt. Iſt dagegen das Ver- 
ſicherungsentgelt für die mehreren Verſicherungzweige 
oder Verſicherungsarten in einem Geſamtbetrag 
angegeben, ſo beträgt die Steuer 10 vom Hundert 
dieſes Geſamtbetrags. Wegen des Begriffs der felb- 
ſtändigen Verſicherungzweige und Verſicherungsarten, 
insbeſondere der benannten, unter 8 6 Ziff. 12 fallen⸗ 
den, weiſe ich auf die ausführlichen Erläuterungen 
in dem Kommentar zum VerſStch von Wunſchel⸗ 
Koſtboth, Seiten 157 u. f., 195 bis 207 hin. Gegen⸗ 
über dieſer allgemeinen Regelung enthielt das öſter⸗ 
reichiſche Recht im § 14 der Mog. vom 8. 5. 1934 
(BGBl. II Nr. 9/1934) nur einige Sondervorſchriften. 


8. Steuerſchuldner 


Die Gebühr des öſterreichiſchen Rechts war den 
Verſicherungsanſtalten auferlegt. § 8 BerfSt® gemäß 
iſt dagegen Steuerſchuldner der Verſicherungs⸗ 
nehmer. Zur Vereinfachung für die Verſicherungs⸗ 
nehmer, die ja ſchon im Zahlungsverkehr mit dem 
Verſicherer ſtehen, und für die Finanzämter, die nicht 
mit hundertauſenden einzelnen Verſicherungsnehmern 
zu tun haben ſollen, iſt aber beſtimmt, daß der Ver⸗ 
ſicherer oder deſſen Bevollmächtigter die Steuer für 
Rechnung des Verſicherungsnehmers zu entrichten hat 
(8 8 Abſ. 1 Satz 3). 

In einer Gruppe von Fällen gibt es indeſſen als 
einzigen Beteiligten im Inland nur den Verſiche⸗ 
rungsnehmer; nämlich dann, wenn der Verſicherer im 
Inland weder ſeinen Wohnſitz (Sitz) noch einen 
Bevollmächtigten zur Entgegennahme des Verſiche⸗ 
rungsentgelts hat. Hier legt 88 Abſ. 3 dem Verſiche⸗ 
rungsnehmer die Pflicht zur Entrichtung der Steuer 


auf. Dies entſpricht der Regelung, die im § 2 Abi. 5 
der Tarifpoſt 57 F des Gebührentarifs für direkte 
Verſicherungen bei ausländiſchen Verſicherungsanſtal⸗ 
ten getroffen war; hier war zur Entrichtung der Ge— 
bühren (Hinweis auf Abſchnitt 2 letzter Abſatz dieſes 
Aufſatzes) der Verſicherungsnehmer und, wenn dieſer 
nicht zugleich der Verſicherte war, der Verſicherer zur 
ungeteilten Hand mit dem Verſicherungsnehmer ver- 
pflichtet. 


9. Fälligkeit der Steuer 


An die Stelle der Zweiwochenfriſt des 8 9 
BerjSt®& treten bei der Entrichtung der Steuer durch 
den Verſicherer im Iſt⸗ und im Sollverfahren andere 
Friſten (Hinweis auf Abſchnitt 11 dieſer Ausführun⸗ 
gen). Hier ſei noch bemerkt, daß das Recht des Alt⸗ 
reichs eine Erhöhung der Steuer im Fall nicht recht: 
zeitiger Steuerentrichtung nicht kennt, vielmehr nur 
einen Säumniszuſchlag in Höhe von 2 vom Hundert 
vorſchreibt (Steuerſäumnisgeſetz vom 24. 12. 1994, 
RGBl. I S. 1271, 88 1 und 3). Das öſterreichiſche 
Recht ſah eine Erhöhung der Gebühr, z. B. im 8 6 
Abſ. 4 der Tarifpoſt 57 F des Gebührentarifs auf das 
Dreifache, vor. 


10. Erſtattung der Steuer 

Außer den allgemeinen Erſtattungsgründen der 
AD (Hinweis insbeſondere auf § 152 Abſ. 2 Ziff. 2: 
eine nicht feſtgeſetzte Verkehrſteuer iſt zu Unrecht ent: 
richtet worden) gewährt das VerſStG zwei beſondere 
Erſtattungsmöglichkeiten. Dieſe ſind: 

8 10 Abſ. 1 VerſStG: Wird das Verſicherungsent⸗ 
gelt ganz oder zum Teil zurückgezahlt, weil die Ver⸗ 
ſicherung vorzeitig aufhört oder das Verſicherungsent⸗ 
gelt oder die Verſicherungſumme herabgeſetzt worden 
iſt, ſo wird die Steuer auf Antrag inſoweit erſtattet, 
als ſie bei Berückſichtigung dieſer Umſtände nicht zu 
erheben geweſen wäre. Hier handelt es ſich um die 
Fälle der Herauszahlung unverdienter Prämien. 
Beiſpiele: 

Ein Verſicherungsnehmer zahlt die Prämie flir 
ein Jahr voraus. Nach Ablauf eines halben Jahres 
hört die Verſicherung vorzeitig auf. Dem Verſiche⸗ 
rungsnehmer wird die Prämie für das zweite Halb— 
jahr zurückvergütet. Dieſe Prämie ift für den Ver⸗ 
ſicherer eine unverdiente, da er für die zweite 
Hälfte des Jahres ein Wagnis nicht mehr zu tragen 
hat. Die Steuer für dieſe Prämienhälfte wird erſtattet. 

Zahlt dagegen der Verſicherer einen Teil der 
Prämie zurück, weil ein Schaden während der Verfiche- 
rungsdauer nicht entſtanden iſt, ſo handelt es ſich um 
eine verdiente Prämie; denn der Verſicherer hat 
während der ganzen Vertragsdauer das Wagnis ge⸗ 
tragen. Eine Steuer wird nicht erſtattet. 

§ 10 Abſ. 3 VerſStcz: Iſt bei der Zahlung eines 
Verſicherungsentgelts für eine Rentenverſicherung der 
Verſicherungsnehmer über 60 Jahre alt oder 
erwerbsunfähig oder nicht nur vorübergehend 
verhindert, feinen Lebensunterhalt durch eigenen Er- 
werb zu beſtreiten, ſo wird die Steuer für dieſes Ver⸗ 
ſicherungsentgelt auf Antrag erſtattet, wenn die ver⸗ 
ſicherte Jahresrente den Betrag von 600 Reichsmark 
nicht überſteigt. 
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11. Beſteuerungsverfahren 


Hier genügt ein kurzer Überblick über die Ver⸗ 
fahrensvorſchriften des neuen Rechts. 


Was die Zuſtändigkeit der zur Verwaltung der 
Steuer berufenen Behörden betrifft, ſo enthalten die 
Verst dB nur Vorſchriften über die örtliche Zuſtän⸗ 
digkeit. Die ſachliche Zuſtändigkeit iſt im 
917 A0 geregelt. Hiernach find zur Verwaltung der 
Reichsſteuern, alſo auch der Verſicherungſteuer, als 
unterſte Inſtanz die Finanzämter zuſtändig. 
Grundſätzlich iſt danach die ſachliche Zuſtändigkeit aller 
Finanzämter gegeben. Der Reichsminiſter der Finan⸗ 
zen hat indeſſen zur Vereinfachung des Verwaltungs⸗ 
verfahrens in den meiſten Städten, deren Bereich auf 
mehrere Finanzämter aufgeteilt iſt, die Verwaltung 
der Verſicherungſteuer einem Finanzamt übertragen. 
= find in Berlin das Finanzamt Börſe und in 
Wien das Finanzamt für Verkehrſteuern in Wien 
für die Verwaltung der Verſicherungſteuer ſachlich zu⸗ 
ſtändig. Die örtliche Zuſtändigkeit iſt im 81 
D verſchieden geregelt, je nachdem es ſich um einen 
inländischen Verſicherer oder um einen ausländiſchen 
Verſicherer oder um den Verſicherungsnehmer handelt, 
der — in dem Ausnahmefall des 8 8 Abſ. 3 des Ge⸗ 
ſetzes — die Steuer ſelbſt zu entrichten hat. 


Abgeſehen von dem ſoeben genannten Sonderfall 
bat der Verſicherer die Steuer für Rechnung des 
Verſicherungsnehmers an das Finanzamt zu ent⸗ 
richten. Er muß die Steuer nach den tatſächlich ver ⸗ 
= nnahmten Verſicherungsentgelten entrichten: 
Entrichtung nach dem Prämien⸗Iſtbetrag 
(89 Abſſ 1, 88 10 bis 15 DW). Danach muß der Ver⸗ 
ſicherer jede an ihn geleiſtete Zahlung in eine Auf⸗ 
ſtellung eintragen ($ 10 Abſ. 1). Aufſtellungzeitraum 
iſt der Kalendermonat (S 10 Abſ. 2). Der Aufſtellung⸗ 
zeitraum kann vom Finanzamt auf Antrag bis zu 
einem Jahr verlängert werden (5 10 Abſ. 3). Zugleich 
mit der Vorlegung der Aufſtellung muß der Ver⸗ 
e dem Finanzamt eine Nachweiſung in zwei 
ber einreichen (§ 13 Abſ. 2 Satz 1). Gleichzeitig 
f i der Einreichung der Nachweiſung muß der Ver⸗ 
6 3 die Steuer an das Finanzamt entrichten 
Me 50 Finanzamt ſetzt die Steuer auf beiden 
hei 5 . feſt und gibt die Aufſtellung 
N a tück der Nachweiſung dem Verſicherer zurück 
85 ee Antrag darf das Finanzamt zulaſſen, daß 
ſiche elle der Aufſtellung die Geſchäftsbücher des Ver⸗ 

rers verwendet werden (§ 12); dann entfällt die 


Anwendu 8 . 
Vorſchriften der für die Aufſtellung gegebenen 


Auf beſonderen A i 
14 5 i ntrag darf das Finanzamt zu⸗ 
en, der Verſicherer die Steuer im Weg 185 
em Bräm rechnung entrichtet: Beſteuerung nach 
bis 0) enen, Sollbetrag ($ 9 Abſ. 2 88 16 
8 15 der Md bend der öſterreichiſchen Regelung im 
Grundlage fir vom 8.5.1934 (BOB. II Nr. 91980). 
ſchäftsbücher d die Steuerentrichtung ſind die Ge⸗ 
15 it r des Verſicherers (§ 16 Abf. 2). Abrech⸗ 
a raum iſt das Kalendervierteljahr (8 16 
Abſ. 3). Der Abrechnungzeitraum darf weder ver⸗ 
längert noch verkürzt werden. Auf die für den Ab- 
rechnungzeitraum zu entrichtende Steuer hat der Ver⸗ 
ſicherer für jeden Kalendermonat eine Abſchlagzahlung 


zu leiſten, und zwar bis zum 10. des folgenden 
Monats (8 17 Abſ. 1). Der Verſicherer muß für jeden 
Abrechnungzeitraum eine Nachweiſung in zwei 
Stücken aufſtellen. Die Nachweiſung iſt bis zum 
Schluß des folgenden Monats dem Finanzamt einzu⸗ 
reichen (8 18 und § 19 Abſ. 1). Die Nachweiſung muß 
u.a. die nach den Prämie⸗Soll beträgen errech⸗ 
neten, fälligen Steuerbeträge enthalten. Der Aus⸗ 
gleich zwiſchen dem „Soll“ und dem „Iſt“ wird dadurch 
erreicht, daß der Verſicherer berechtigt iſt, die Steuer 
für nicht eingegangene Zahlungen bei der Abrechnung 
für denjenigen Abrechnungzeitraum abzuſetzen, 
in dem er die Verſicherung ganz oder teilweiſe in 
Abgang geſtellt (ſtorniert) hat ($ 16 Abſ. 4). Gleich⸗ 
zeitig mit der Einreichung der Nachweiſung hat der 
Verſicherer die Abſchlußzahlung (nach Anrechnung der 
Abſchlagzahlungen) zu entrichten (§ 19 Abſ. 2). Das 
Finanzamt ſetzt die Steuer auf beiden Stücken der 
Nachweiſung feſt und gibt die Steuerfeſtſetzung dem 
Verſicherer durch Rückgabe des einen Stücks bekannt 
(8 20). 

Der Verſicherungsnehmer hat die 
Steuer unmittelbar an das Finanzamt zu entrichten, 
wenn der Verſicherer im Inland weder ſeinen Wohn⸗ 
ſitz (Sitz) noch einen Bevollmächtigten hat. Die Be⸗ 
ſteuerungsverfahrensvorſchriften find in den 88 24 
bis 28 geregelt. Der Verſicherungsnehmer muß den 
Abſchluß der Verſicherung dem Finanzamt unver⸗ 
züglich anzeigen; binnen zwei Wochen nach der 
Zahlung des Verſicherungsentgelts hat er eine Nach⸗ 
weiſung Steuererklärung) in zwei Stücken beim 
Finanzamt einzureichen und gleichzeitig die Steuer 
zu entrichten. Das Finanzamt ſetzt die Steuer 
auf beiden Stücken der Nachweiſung feſt und gibt die 
Steuerfeſtſetzung dem Verſicherungsnehmer durch 
Rückgabe des einen Stücks bekannt. Der hier be⸗ 
handelten Pflicht des Verſicherungsnehmers, 
die Steuer zu entrichten, entſprach in Oſterreich 
die Regelung, die im 8 2 Abſ. 5 der Tarifpoſt 57 F 
des Gebührentarifs für direkte Verſicherungen bei 
ausländiſchen Verſicherungsanſtalten getroffen war; 
hier war zur Entrichtung der Gebühren der Verſiche⸗ 
rungsnehmer und, wenn dieſer nicht zugleich der Ver⸗ 
ſicherte war, der Verſicherte zur ungeteilten Hand mit 
dem Verſicherungsnehmer verpflichtet. 


Nach § 36 der MVoͤg. vom 8. 5. 1934 waren die 
Gebühren für Verſicherungsgeſchäfte grundſätzlich 
ſpäteſtens am 14. Tag des dem Geſchäftsjahr der 
Verſicherungsanſtalt oder Verſorgungseinrichtung 
folgenden erſten Monats oder — unter Entrichtung 
der geſetzlichen Verzugzinſen und von Abſchlagzah⸗ 
lungen nach $ 37 der MVdg. — ſpäteſtens am 
14. Tag des dem Geſchäftsjahr folgenden ſiebenten 
Monats einzuzahlen. Das Geſchäftsjahr der Anſtalten 
und Einrichtungen fiel regelmäßig mit dem Kalender⸗ 
jahr zuſammen. Für den Fall, daß die Gebühren nicht 
nach der jährlichen Geſamtſumme der Prämien uſw. 
zu entrichten waren, ſah 8 36 Abſ. 3 der Mdg. andere 
Zahlungsfriſten vor. 


12. Die Einführungsverordnung 

Die Vorſchriften der Einführungsverordnung 
über die Verſicherungſteuer treten am 1. 4. 1939 in 
Kraft. Die der Verſicherungſteuer entſprechenden Ge⸗ 
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bühren der Tarifpoſt 57 F des Gebührentarifs nebft 
den ergänzenden Vorſchriften treten mit Ablauf des 
31.3.1939 außer Kraft. Soweit ſolche Gebühren noch 
bis zum 81.3.1989 entſtanden find oder entſtehen, 
müſſen fie auch in der Zeit nach dem 31. 3. 1939 nad} 
entrichtet werden. Im Intereſſe einer allgemeinen 
und gleichmäßigen Erledigung der noch ſchwebenden 
Fälle iſt im § 8 Abſ. 2 der Einführungsverordnung 
vorgeſchrieben, daß die Gebühren, ſoweit ſie nicht 
früher fällig werden, ſpäteſtens am 30. 6. 1939 
zu entrichten ſind. 


Von Bedeutung iſt noch die Übergangsvorſchrift 
im § 3 der Einführungsverordnung: 

Iſt ein Rechtsvorgang nach den im $ 1 ein⸗ 
geführten Vorſchriften zu verſteuern, war aber der 
Rechtsvorgang, das ihm zugrunde liegende Rechts- 
geſchäft oder deren Beurkundung bereits nach den 
bisher im Land Oſterreich geltenden Vorſchriften der 
Beſteuerung unterworfen oder von der Beſteuerung 
ausgenommen, ſo iſt eine Steuer nach reichsrecht⸗ 
lichen Vorſchriften nicht mehr zu erheben. 


Unterliegt ein Rechtsvorgang nach dem 31. 8. 
1939 auf Grund der Einführungsverordnung der 
Verſicherungſteuer, war aber der Rechtsvorgang oder 
die Urkunde bereits nach den bisher in Hfter- 
reich geltenden Vorſchriften der Steuer 
(Gebühr) unterworfen oder von ihr ausgenommen, 
ſo iſt eine Verſicherungſteuer nicht mehr zu erheben. 
Dies gilt insbeſondere in den Fällen des § 2 Abſ. 2 


Die Verordnung über den 


der Tarifpoſt 57 F des Allgemeinen Gebührentarifs 
1925. 


Beiſpiel: 

Ein im Land Sſterreich wohnhafter Verſiche⸗ 
rungsnehmer verſicherte im Jahr 1935 im Land 
Oſterreich befindliche Sachen für die Dauer von 
10 Jahren bei einer reichsdeutſchen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft. Auf das Verſicherungsgeſchäft war 8 2 
Abſ. 2 der Tarifpoſt 57 F anzuwenden. Die reichs⸗ 
deutſche Verſicherungſteuer kann nicht mehr erhoben 
werden. 

Soweit der Rechtsvorgang auch ohne die Einführungs⸗ 
verordnung bereits der Verſicherungſteuer 
unterlag, iſt die Verſicherungſteuer nach wie vor zu 
entrichten. § 3 Einf O hat alſo nicht zur Folge, daß 
Rechtsvorgänge ſteuerfrei werden, die ſchon vor dem 
1. 4. 1989 der Verſicherungſteuer unterlagen. 
Beiſpiel: 

Ein in Berlin wohnhafter Verſicherungsnehmer 
verſicherte im Jahr 1935 im Land Oſterreich befind- 
liche Sachen für die Dauer von 10 Jahren bei 
einer reichsdeutſchen Verſicherungsgeſellſchaft. Auf 
das Verſicherungsgeſchäft war § 2 Abſ. 2 der Tarif- 
poſt 57 F anzuwenden. Die Verſicherungſteuer 
wurde § 1 Abſ. 1 Ziff. 1 VerſStG gemäß bereits 
für die vor dem 1. 4. 1939 gezahlten Verſicherungs⸗ 
entgelte geſchuldet und iſt auch für die ab 1. 4. 1939 
gezahlten Verſicherungsentgelte unverändert zu ent⸗ 
richten. 


Steuerabzug von Aufsichtsratsvergütungen vom 31. März 1939 


Von Regierungsrat Dr. Oermann, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Einführung, 

2. Zweck der Verordnung, 

8. Höhe des Steuerabzugs, 
4. Freigrenze, 

5. Steuerſchuld und Haftung, 


1. Einführung 


Die Aufſichtsratsmitglieder unterliegen mit den 
Vergütungen, die ihnen für die Überwachung der Ge⸗ 
ſchäftsführung gewährt werden, einer beſonderen Ab⸗ 
gabe. Die Abgabe iſt geregelt im Geſetz über die 
Erhebung einer Abgabe der Aufſichts⸗ 
rats mitglieder vom 28 März 1934 
(RGBl. 1 S. 253, RStBl. 1934 S. 369). Dürch 83 
des Geſetzes zur Anderung des Ein- 
kommenſteuergeſetzes vom 17. Februar 
1939 (RGBl. J S. 283, RStBl. 1939 S. 305) iſt die 
Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder von 10 auf 20 
vom Hundert erhöht worden. 


§ 2 des Geſetzes über die Erhebung einer Abgabe 
der Aufſichtsratsmitglieder beſtimmt, daß die Abgabe 


6. Abführung und Überwachung des Steuerabzugs, 

7. Behandlung des Steuerabzugs bei der Veran⸗ 
lagung zur Einkommenſteuer, 

8. Inkrafttreten und Geltungsbereich der Ver⸗ 
ordnung vom 31. März 1939. 


der Aufſichtsratsmitglieder im Steuerabzugs 
verfahren erhoben wird. Das Steuerabzugsver⸗ 
fahren war zunächſt durch die Verordnung vom 
30. März 1933 (RGBl. 1 S. 155, RStBl. 1933 S. 265) 
geregelt. An die Stelle dieſer Verordnung iſt für die 
Aufſichtsratsvergütungen, die den Aufſichtsratsmit⸗ 
gliedern nach dem 31. Dezember 1934 zugefloſſen 
ſind, die Verordnung über den Steuerabzug von Auf⸗ 
ſichtsratsvergütungen vom 6. Februar 1935 (RGBl. 1 
S. 161, RStBl. 1935 S. 216) getreten. 

Die Erhöhung der Abgabe der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder hat zur Folge, daß die Hundertſätze, die der 
Verordnung vom 6. Februar 1935 gemäß für die Vor⸗ 
nahme des Steuerabzugs, für die Ermittlung der 
Einkünfte aus Aufſichtsratsvergütungen und für die 
Anrechnung des einbehaltenen Steuerabzugs auf die 
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Einkommenſteuerſchuld maßgebend waren (8 3, § 9 
und § 10 der Verordnung vom 6. Februar 1935), 
künftig nicht mehr anwendbar ſind. Es erſchien 
zweckmäßig, in der bisherigen Verordnung nicht nur 
die Hundertſätze zu ändern, ſondern die Verordnung 
neu zu faſſen. Dadurch war es möglich, auch die ſon⸗ 
ſtigen Vorſchriften der Verordnung der Entwicklung 
der Verwaltungsübung anzugleichen. Das iſt durch 
die Verordnung vom 31. März 1939 geſchehen. 


2. Zweck der Verordnung 


Zweck des Steuerabzugsverfahrens iſt, die Steuer 
durch Erhebung an der Quelle ſicherzuſtellen 
und das Erhebungsverfahren zu vereinfachen. Durch 
den einbehaltenen Steuerabzug iſt die Abgabe der 
Aufſichtsratsmitglieder regelmäßig 
abgegolten. Eine Veranlagung zur Ab⸗ 
gabe der Aufſichtsratsmitglieder findet nur ſtatt, 
wenn die Aufſichtsratsvergütung von einem aus⸗ 
ländiſchen Unternehmen gezahlt wird und daher 
dem Steuerabzug nicht unterworfen ift (Hinweis auf 
die Richtlinien für die Veranlagung zur Einkommen⸗ 
ſteuer und Körperſchaftſteuer für 1937 Abſchn. C III 3 
Abſatz 2). 


Wenn das Auſfſichtsratsmitglied beſchränkt 
einkommenſteuerpflichtig iſt (§ 1 Abſatz 2 EStG 1939), 
wird im Steuerabzugsverfahren neben der Ab⸗ 
gabe der Aufſichtsratsmitglieder au ch Einkom⸗ 
men ſteuer, und zwar ſtets in Höhe von 10 vom 
Hundert der Einkünfte aus Aufſichtsratsvergütungen 
erhoben. Im Gegenſatz zum Verfahren bei der Er⸗ 
hebung der Abgabe der Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder „die durch den Steuerabzug regelmäßig 
ae ift, gilt für die Erhebung der Einkommen⸗ 
k euer von Aufſichtsratsvergütungen das Folgende: 

ie Einkommenſteuer, die auf die Aufſichtsrats⸗ 
vergütungen entfällt, muß bei unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig en Aufſichtsratsmit⸗ 
gliedern immer im Weg der Beranla- 
1 gerhobe n werden. Bei beſchränkt Steuer⸗ 
en muß fieim Weg der Veranlagung 
er werden, wenn die von dem einzelnen Unter⸗ 
3 an das beſchränkt ſteuerpflichtige Aufſichts⸗ 
5 ns alied gezahlte Vergütung im Kalenderjahr 
m R Moder mehr beträgt, weil die Einkom⸗ 
ſte euer der Steuergruppe III nach der Einkommen⸗ 

uertabelle mehr als 10 vom Hundert beträgt. 


3. Höhe des Steuerabzugs 


ee 95 Abſatz 1 der Verordnung gemäß wird bei un⸗ 
dern 5 N 4 ſteuerpflichtigen Aufſichtsratsmitglie⸗ 
durch Stenerdſe Abgabe der Auffichtsratsmitglieder 
daher 20 vont dug erhoben. Der Steuerabzug beträgt 
8 Hundert der Aufſichtsratsvergütung. 
e & Set ftenerpflichtigen Aufſichtsrats⸗ 
auch Ein 29. . Abſatz 2 der Verordnung gemäß 
Hundert der um die Abe eee 


3 e Abgabe der i itglie⸗ 
der gekürzten Vergütung einbe 1 


oo der Vergütung beträgt ſo blei 

2 . leib 
Abgabe noch! or übrig. Davon find 2 a lm 
menſteuer einzubehalten. Der Steuerabzug beträgt 


demgemäß "io zuzüglich 10 — insgeſamt 28 vom 
Hundert der Aufſichtsratsvergütung. 


Das Aufſichtsratsmitglied iſt Schuldner des 
Steuerabzugs (5 4 der Verordnung). Der einbehaltene 
Steuerabzug iſt daher für Rechnung des Auf⸗ 
ſichsratsmitglieds vorzunehmen (§ 1 Abſatz 1 
der Verordnung. Infolge der Steuerabzugspflicht 
darf aber dem Aufſichtsratsmitglied nur der um den 
Steuerabzug gekürzte Betrag unmittelbar aus⸗ 
gezahlt werden. Der Reſtbetrag iſt $ 5 der Verord⸗ 
nung gemäß für ſeine Rechnung als Steuerabzug an 
die Finanzkaſſe zu zahlen. Zugefloſſen iſt dem Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied aber der Geſamtbetrag der 
Vergütung. 


Es kommt vor, daß ein Unternehmen einem Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied als Vergütung einen feſten Be⸗ 
trag zuſagt, der ihm ungekürzt ausgezahlt wer⸗ 
den ſoll. Dieſe „Zuſage“ kann mit Rückſicht auf die 
zwingenden Vorſchriften des $ 1 Abſatz 1 und des 8 4 
der Verordnung nur ſo aufgefaßt werden, daß der 
„zugeſagte“ Betrag nur den Teil der Vergütung 
darſtellen ſoll, der dem Aufſichtsratsmitgliedunmit⸗ 
telbar zufließt. Daneben iſt aber der auf den 
Steuerabzug entfallende Teil der Vergütung noch an 
die Finanzkaſſe zu entrichten. Bei unbeſchränkt 
ſteuerpflichtigen Aufſichtsratsmitgliedern beträgt der 
Teil der Vergütung, der an das Aufſichtsratsmitglied 
unmittelbar auszuzahlen ift, io und der Teil, 
der auf den Steuerabzug entfällt, /o. Der Steuer⸗ 
abzug macht mithin Yo = 25 vom Hun⸗ 
dert des Betrags aus, der unmittelbar 
an das Aufſichtsratsmitglied ausge⸗ 
zahlt werden ſoll. 


Bei beſchränkt ſteuerpflichtigen Aufſichtsrats⸗ 
mitgliedern beträgt der Teil der Aufſichtsratsvergü⸗ 
tung, der an das Aufſichtsratsmitglied unmittel⸗ 
bar auszuzahlen iſt, 0 und der Teil, der auf den 
Steuerabzug entfällt, /s. Der Steuera bzug 
beträgt mithin % = 38,88 vom Hundert 
des Betrags, der an das Aufſichtsrats⸗ 
mitglied unmittelbar aus zuzahlen iſt. 
Davon entfallen ¼ — 27,77 vom Hundert auf die 
Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder 
und ¼ — 11,11 vom Hundert auf die Einkom⸗ 
menſteuer. $ 3 der Verordnung lautet demgemäß: 


„() Bei unbeſchränkt ſteuerpflich⸗ 
tigen Aufſichtsratsmitgliedern wird 
durch den Steuerabzug nur die Ab⸗ 
gabe der Aufſichtsratsmitglieder er⸗ 
hoben. Der Steuerabzug beträgt: 

20 vom Hundert der Aufſichtsrats⸗ 
vergütung, wenn der Empfänger die 
Steuer trägt, 

25 vom Hundertdesandas Aufſichts⸗ 
ratsmitglied tatſächlich ausge zahl⸗ 
ten Betrags, wenn das Unterneh⸗ 
men die Steuer übernimmt. 


(2) Bei beſchränkt ſteuerpflichti⸗ 
gen Aufſichtsratsmitgliedern wird 
durch den Steuerabzug neben der Ab⸗ 
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gabe der Aufſichtsrats mitglieder auch 
Einkommenſteuererhoben. Der Steuer⸗ 
b z ui ber a 

28 vom Hundert der Aufſichtsrats⸗ 
vergütung, wenn der Empfänger 
die Steuern trägt, 


88,88 vom Hundert des an das Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied tatſächlich aus⸗ 
gezahlten Betrags, wenn das Unter⸗ 
nehmen die Steuern übernimmt.“ 


Soll bei beſchränkt ſteuerpflichtigen Aufſichts⸗ 
ratsmitgliedern von dem als Vergütung zugeſag⸗ 
ten Betrag nur die Einkommenſteuer, nicht 
aber auch die Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder vom 
Empfänger der Aufſichtsratsvergütung getragen wer⸗ 
den, fo beträgt der Steuerabzug (Abgabe der Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder und Einkommenſteuer) / — 35 vom 
Hundert des zugeſagten Betrags. Dieſer Be⸗ 
trag iſt als Steuerabzug an die Finanzkaſſe abzu⸗ 
führen. Die zugeſagte Vergütung darf aber nur um 
den Teil des Steuerabzugs gekürzt werden, der auf 
die Einkommenſteuer entfällt. Das find *% 
— 10 vom Hundert des zugeſagten Betrags. 


Soll bei beſchränkt ſteuerpflichtigen Aufſichts⸗ 
ratsmitgliedern von dem als Vergütung zugeſagten 
Betrag nur die Abgabe der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder, nicht aber auch die Einkommenſteuer 
vom Empfänger der Aufſichtsratsvergütung getragen 
werden, ſo beträgt der Steuerabzug (Abgabe der Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder und Einkommenſteuer) / — 
30,43 vom Hundert des zugeſagten Be⸗ 
trags. Dieſer Vetrag iſt als Steuerabzug an die 
Finanzkaſſe abzuführen. Die zugeſagte Vergütung darf 
aber nur um den Teil des Steuerabzugs gekürzt 
werden, der auf die Abgabe der Aufſichts⸗ 
rats mitglieder entfällt. Das find "Yo — 21,73 
vom Hundert des zugeſagten Betrags. 


4. Freigrenze 


Die Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder wird § 1 
Abſatz 2 des Geſetzes vom 28. März 1934 gemäß nicht 
erhoben, wenn die Vergütung für das einzelne Auf— 
ſichtsratsmitglied den Jahresbetrag von 100 RM nicht 
überſteigt. Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht 
auf die Erhebung von Einkommenſteuer im 
Weg des Steuerabzugs bei beſchränkt ſteuerpflichtigen 
Aufſichtsratsmitgliedern. Aus Gründen der 
Verwaltungsvereinfachung war aber be— 
reits in den Richtlinien für die Veranlagung zur Ein. 
kommenſteuer und Körperſchaftſteuer für 1987 ange 
ordnet, daß in dieſen Fällen auch von der Einbehal- 
tung des Steuerabzugs für die Einfommen- 
ſteuer abgeſehen werden ſollte. Dieſe Anordnung iſt 
nunmehr als § 1 Abſatz 3 in die Verordnung vom 
31. März 1939 übernommen worden. $ 1 Abſatz 3 der 
Verordnung lautet: 


„() Ein Steuerabzug nach dieſer 
Verordnung iſt nicht vorzunehmen, 
wenn die Vergütung für das einzelne 
Aufſichtsratsmitglied den Jahres- 


betrag von einhundert Reichsmark 
nicht überſteigt.“ 


5. Steuerſchuld und Haftung 
§ 7 der Verordnung vom 6. Februar 1935 lautete: 
„(1) Das Unternehmen haftet dem Reich für 
die Einbehaltung und Abführung der Steuer neben 
dem Aufſichtsratsmitglied. 
(2) Das Aufſichtsratsmitglied haftet 
dem Unternehmen für die Steuer nur, 
1. wenn das Unternehmen die Aufſichtsratsvergü⸗ 
tung nicht vorſchriftsmäßig gekürzt hat oder 
2. wenn das Aufſichtsratsmitglied weiß, daß das 
Unternehmen die einbehaltene Steuer nicht vor⸗ 
ſchriftsmäßig abgeführt hat, und dies dem Fir 
nanzamt nicht unverzüglich mitteilt.“ 


neben 


Dieſe Faſſung war inſofern nicht ganz befriedi⸗ 
gend, als von einer „Haftung“ des Unternehmens 
und von einer „Haftung“ des Aufſichtsratsmit⸗ 
glieds die Rede war. Haften bedeutet aber ein Ein⸗ 
ſtehenmüſſen für eine fremde Schuld. Man 
kann daher von Haftung nur dann ſprechen, wenn die 
Steuerſchuld eines Fremden gegeben, d. h. wenn ein 
Dritter Steuerſchuldner iſt. Aus der bisherigen 
Faſſung des § 7 war nun nicht erſichtlich, wer beim 
Steuerabzug von Aufſichtsratsvergütungen der 
Steuerſchuldner war und wer für dieſe Steuerſchuld 
nur einzuſtehen hatte. An die Stelle des 8 7 der Ver⸗ 
ordnung vom 6. Februar 1935 iſt der § 4 der Verord⸗ 
nung vom 31. März 1939 getreten. § 4 lautet: 


„Steuerſchuldner iſt beim Steuer⸗ 
abzug von Aufſichtsratsvergütungen 
das Aufſichtsrats mitglied. Das 
Unternehmen haftet aber dem Reich 
für die Einbehaltung und Abführung 
der Steuern. Das Aufſichtsratsmit⸗ 
glied (Steuerſchuldner) wird nur in 
Anſpruch genommen, 


1. wenn das Unternehmen die Auf⸗ 
ſichtsrats vergütung nicht vor: 
ſchriftsmäßig gekürzt hat, oder 

2. wenn das Aufſichtsratsmitglied 
weiß, daß das Unternehmendieein— 
behaltenen Steuern nicht vor: 
ſchriftsmäßig abgeführt hat (8 5 
Abſatz 3), und dies dem Finanzamt 
nicht unverzüglich mitteilt.“ 


6. Abführung und Überwachung des Steuerabzugs 


Die Abführung und Überwachung des Steuer— 
abzugs war bisher in den 88 4 bis 6 der Verordnung 
vom 6. Februar 1935 geregelt. Dieſe Vorſchriften ſind 
im weſentlichen unverändert, aber ſtraffer zuſammen⸗ 
gefaßt im § 5 und im 8 6 der Verordnung vom 
31. März 1939 enthalten. Neu iſt nur die Vorſchrift, 
daß die Anmeldung über den Steuerabzug künftig 
in allen Gebieten des Reichs, für die die Verordnung 
in Kraft geſetzt iſt, nacheinem einheitlichen, 
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der Verordnung beigefügten Mufter abzugeben iſt. 
Das iſt eine Vereinfachungsmaßnahme. Die Maß⸗ 
nahme dient aber gleichzeitig auch der leichteren Prü⸗ 
fung, ob der Steuerabzug zutreffend vorgenommen iſt. 
Zu dieſem Zweck müſſen auf der Rückſeite der An⸗ 
meldung Angaben über die an die einzelnen Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder gezahlten Vergütungen gemacht 
werden. Vordrucke zu den Anmeldungen werden den 
Unternehmen auf Antrag vom Finanzamt koſtenlos ge⸗ 
liefert. 85 und 8 6 der Verordnung lauten: 


„85 

(1) Das Unternehmen hat den 
Steuerabzug in dem Zeitpunkt vor⸗ 
zunehmen, in dem die Aufſichtsrats⸗ 
vergütung dem Aufſichtsratsmit⸗ 
glied zufließt. Das Unternehmen hat 
den Steuerabzug auch dann vor zu⸗ 
nehmen, wenn das Aufſichtsratsmit— 
glied die Aufſichtsratsvergütung 
nicht einfordert. 


(2) Das Unternehmen hat dem für 
für feine Einkommensbeſteuerung 
zuſtändigen Finanzamt innerhalb 
einer Woche nach dem Zeitpunkt, in 
dem die Aufſichtsratsvergütung dem 
Aufſichtsratsmitglied zugefloſſen 
Lit, eine Anmeldung nach dem beige⸗ 
fügten Muſter zu überſenden. Die 
Anmeldung muß von einem zur Ver⸗ 
tretung des Unternehmens Berech- 
tigten unterſchrieben ſein. Vordrucke 
zu Anmeldungen werden den Unter— 


nehmen auf Antrag vom Finanzamt 
koſtenlos geliefert. 


(3) Das Unternehmen hat die ein- 
behaltenen Steuern unter der Be- 
zeichnung „Steuerabzug von Auf⸗ 
lichtsratsvergütungen“ innerhalb 
der im Abſatz 2 bezeichneten Friſt an 
das Finanzamt (Finanzkaſſe) abzu⸗ 
führen.“ 

„8 6 
„ .I) Das Unternehmen hat die Auf⸗ 
lichtsratsvergütungen beſonders 
aufzuzeichnen. Aus den Aufzeich⸗ 
eie erſichtlichſein: Name 
ers des Aufſichtsratsmit⸗ 
i Höhe der Aufſichtsratsver— 
see 3 Tag, an dem die Vergütung 
Floffen iſlichtsratsmitglied zuge⸗ 
S ee der einbehaltenen 
rung der — Er 

2) Bei der Veranlagu 
Körperſchaftſteuer und bei örtlichen 
Prüfungen Getriebsprüfung Lohn- 
ſteueraußenprüfung uſw), die bei den 
Unternehmen vorgenommen werden, 


i ſt auch zu prüfen, ob der Steuerabzug 
ordnungsmäßig vorgenommen iſt und 


die einbehaltenen Steuern richtig 
und rechtzeitig abgeführt worden 
il 


7. Behandlung des Steuerabzugs bei der Veranlagung 
zur Einkommenſteuer 

Aufſichtsratsvergütungen find Einkünfte aus 
ſelbſtändiger Arbeit (§ 18 Abſatz 1 Ziffer 3 EStG 
1919). Die Einkommenſteuer für die Aufſichtsrats⸗ 
vergütungen wird in der Regel im Weg der Veran⸗ 
lagung erhoben. Eine Ausnahme beſteht nur 
bei beſchränkt ſteuerpflichtigen Aufſichtsratsmit⸗ 
gliedern, wenn die von dem einzelnen Unternehmen an 
das beſchränkt ſteuerpflichtige Aufſichtsratsmitglied ge⸗ 
zahlte Aufſichtsratsvergütung im Kalenderjahr den 
Betrag von 5 300 RM nicht erreicht. (Hinweis auf 
Abſchnitt 2 Abſatz 2.) S 7 Abſatz 2 der Verordnung 
lautet demgemäß: 

„(2) Die Einkommenſteuer für die 
Aufſichtsratsvergütung iſt bei be⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtigen Aufſichts⸗ 
rats mitgliedern abgegolten, wenn 
die von dem einzelnen Unternehmen 
an das beſchränkt ſteuerpflichtige 
Aufſichtsratsmitglied gezahlte Auf⸗ 
ſichtsratsvergütung im Kalender⸗ 
jahr den Betrag von 5300 Reichsmark 
nicht erreicht. Andernfalls iſt das 
Aufſichtsratsmitglied zur Einkom⸗ 
menſteuer zu veranlagen.“ 


Im Fall der Veranlagung des Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieds zur Einkommen- 
ſteuer iſt das folgende zu beachten: 


Die Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder iſt eine 
Sachſteuer, die die Aufſichtsratsvergütungen vor⸗ 
belaſten ſoll. Als Sachſteuer iſt die Abgabe der Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieder bei Ermittlung der Einkünfte 
abzugsfähig. Dabei iſt es gleichgültig, ob die 
Vergütung von eineminländiſchen Unternehmen 
zugefloſſen und die Abgabe daher durch Steuer⸗ 
abzug erhoben worden iſt, oder ob die Vergütung 
von einem ausländiſchen Unternehmen gezahlt 
worden iſt und die Abgabe erſt im Weg der Ver⸗ 
anlagung erhoben wird. 


Wird die Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder erſt 
nach Ablauf des Kalenderjahres durch Veranlagung 
erhoben, ſo darf ſie gleichwohl ſchon bei der Er⸗ 
mittlung der Einkünfte für das Kalenderjahr abge⸗ 
zogen werden, für das fie feſtgeſetzt wird (Hin. 
weis auf die Richtlinien für die Veranlagung zur Ein⸗ 
kommenſteuer oder Körperſchaftſteuer für 1937 Ab⸗ 
ſchnitt CIII 3 Abſatz 2 letzter Satz). 


Bei beſchränkt ſteuerpflichtigen Aufſichtsrats⸗ 
mitgliedern wird durch den Steuerabzug auch Ein⸗ 
kommenſteuer einbehalten. Die Einkommen⸗ 
ſteuer iſt eine Perſonen ſteuer und deshalb bei Er⸗ 
mittlung der Einkünfte nicht abzugsfähig (8 12 
Ziffer 3 EStG 1939). Bei beſchränkt ſteuerpflichtigen 
Aufſichtsratsmitgliedern darf daher nicht der ge⸗ 
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ſamte Steuerabzug als Betriebsausgabe abgezogen 
werden, ſondern nur der Teil des Steuerabzugs, der 
auf die Abgabe der Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder entfällt. Der Teilbetrag der Vergütung, 
der nach Abzug dieſes Teils des Steuerabzugs ver⸗ 
bleibt, iſt der Beſteuerung zugrunde zu legen. Der 
der Beſteuerung zugrunde zu legende Betrag wird da⸗ 
durch ermittelt, daß der um den Steuerabzug ge⸗ 
kürzten Vergütung die einbehaltene Einkom⸗ 
menſteuer mit / = 11,11 vom Hundert 
wieder hinzugerechnet wird (Hinweis auf 
Abſchnitt 3). § 8 Abſatz 1 der Verordnung beſtimmt 
demgemäß: 2 
„(1) Im Fall der Veranlagung des 
Aufſichtsratsmitglieds zur Ein⸗ 
kommenſteuer wird bei der Ermitt⸗ 
lung der Einkünfte die um die einbe- 
haltene Abgabe der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder gekürzte Vergütung an⸗ 
geſetzt. Das iſt bei unbeſchränkt 
ſteuerpflichtigen Aufſichtsratsmit⸗ 
gliedern der tatſächlich ausgezahlte 
Betrag, bei beſchränkt ſteuerpflich⸗ 
tigen Aufſichtsrats mitgliedern der 
tatfächlich ausgezahlte Betrag zu⸗ 
züglich 11,11 vom Hundert.“ 


Die Einkommenſteuer, die bei be⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtigen Aufſichtsratsmitgliedern 
durch Steuerabzug einbehalten wird, beträgt Yın = 8 
vom Hundert der Vergütung. Das find / = 11,11 
vom Hundert der um den Steuerabzug gekürzten 
Vergütung (Hinweis auf Abſchnitt 3). Dieſer Betrag 
wird auf die Einkommenſteuerſchuld des 
beſchränkt ſteuerpflichtigen Aufſichtsratsmitglieds an⸗ 
gerechnet. Hinweis auf 8§ 8 Abſatz 2 der Ver⸗ 
ordnung: 

„(2) Bei beſchränkt fteuerpflid- 
tigen Aufſichtsratsmitgliedern wird 
die durch Steuerabzug einbehaltene 
Einkommenſteuer (83 Abſatz ) auf die 
veranlagte Einkommenſteuer ange- 
rechnet. Die anzurechnende Einkom- 
menſteuer beträgt: 


8 vom Hundert der Aufſichtsrats⸗ 
vergütung, wenn das Auffidts- 
ratsmitglied die Steuer Gags 

11,11 vom Hundert des an das Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied ausgezahlten 
Betrags, wenn das Unternehmen 
die Steuer übernommen hat.“ 


Auf die Einkommenſteuerſchuld 
darf aber die Abgabe der Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder nicht angerechnet wer- 
den, weil ſie als Sachſteuer die Aufſichtsratsver⸗ 
gütungen neben der Einkommenſteuer, alſo zu⸗ 
ſätzlich, belaſten fol. Demgemäß lautet $ 8 Abſatz 3 
der Verordnung: 


„Die Abgabe der Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder wird weder bei unbe— 


ſchränkt noch bei beſchränkt fteuer- 
pflichtigen Aufſichtsratsmitglie⸗ 
dern auf die Einkommenſteuerſchuld 
angerechnet.“ 


8. Inkrafttreten und Geltungsbereich der Verordnung 
vom 31. März 1939 


Gemäß 8 7 des Einkommenſteuer⸗Anderungs⸗ 
geſetzes vom 17. Februar 1939 bleibt die Inkraftſetzung 
der Vorſchriften dieſes Geſetzes, mithin auch die Er⸗ 
höhung der Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder (8 8 
des Geſetzes), für das Land Oſterreich und für die 
ſudetendeutſchen Gebiete vorbehalten. 
Demgemäß iſt auch die Verordnung vom 31. März 
1939 zunächſt nur für das Altreichsgebiet 
in Kraft geſetzt worden. Für Oſterreich und die 
ſudetendeutſchen Gebiete gilt bis auf weiteres noch die 
Verordnung vom 6. Februar 1935. Dieſe Verordnung 
iſt für Oſterreich durch die Siebente Verordnung zur 
Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften im Land 
Oſterreich vom 17. Dezember 1938 (RG Bl. 1 S. 1817, 
RStBl. 1988 S. 1161) und für die ſudetendeutſchen 
Gebiete durch die Vierte Verordnung zur Einführung 
ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den f udetendeutſchen 
Gebieten vom 21. Dezember 1938 (RG Bl. 1 S. 1837, 
RStBl. 1988 S. 1178) mit Wirkung ab dem 1. Januar 
1939 eingeführt worden. $ 9 der Verordnung vom 
31. März 1939 lautet daher! 

„() Dieſe Verordnung tritt im 
Altreichsgebhietandie Stelle der Ver⸗ 
ordnung über den Steuerabzug von 
Aufſichtsratsvergütungen vom 6. Fe⸗ 
bruar 1935 (RG Bl. IJ S. 161). Sie gilt 
für die Aufſichtsratsvergütungen, 
die den Aufſichtsratsmitgliedern von 
Unternehmen, deren Geſchäftslei⸗ 
tung oder Sitz ſich im Altreichsgebiet 
befindet, nach dem 31. März 1939 zu- 
fließen. 

2) Die Inkraftſetzung dieſer Ber- 
ordnung für das Land Öfterreih und 
für die ſudetendeutſchen Gebiete 
bleibt vorbehalten.“ 


§ 7 des Einkommenſteuer⸗Anderungsgeſetzes in 

Verbindung mit 8 9 der Verordnung vom 31. März 

1939 hat zur Folge, 

1. daß die Aufſichtsratsvergütungen ohne Rückſicht auf 
den Wohnſitz oder den gewöhnlichen Aufenthalt des 
Aufſichtsratsmitglieds der erhöhten Abgabe der 
Aufſichtsratsmitglieder unterliegen, wenn ſie von 
einem Unternehmen gewährt werden, deſſen 
Geſchäftsleitung oder Sitz ſich im Altreichs⸗ 
gebiet befindet; 

2. daß die Aufſichtsratsvergütungen ohne Rückſicht auf 
den Wohnſitz oder den gewöhnlichen Aufenthalt des 
Aufſichtsratsmitglieds der Abgabe in Höhe von 
10 vom Hundert der Aufſichtsratsvergütung unter- 
liegen, wenn fie von einem Unter ne hmen ge⸗ 
währt werden, deſſen Geſchäftsleitung oder Sitz ſich 
im Land Oſterreich oder in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten befindet. 


— _ essen an ĩ ———— 
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Die gesetzliche Unterhaltspflicht im Einkommensteuerrecht 


Von Regierungsrat Dr. Ehrhardt, Lehrer an der Reichsfinanzschule Herrsching 
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6. Zuſammentreffen von freiwilliger Zuwendung und ge⸗ 
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7. Das Verhältnis von Betriebsausgaben, Werbungskoſten 
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ſtungen, 

8. Zuwendungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte Per⸗ 
ſonen auf Grund eines Arbeitsverhältniſſes, 


1. Einführung 

Das Streben aller Steuerpflichtigen geht dahin, 
von den ihnen nach dem Geſetz zuſtehenden ſteuerlichen 
Vergünſtigungen Gebrauch zu machen. Dabei tauchen 
immer wieder die Fragen auf, wie Zuwendungen an 
Angehörige ſteuerlich zu behandeln ſind. 


Die folgenden Ausführungen ſollen klarſtellen, ob 
und in welcher Weiſe Zuwendungen an geſetzlich unter⸗ 
haltsberechtigte Perſonen das Einkommen des Gebers 
oder des Empfängers berühren, ob es ſich bei dem 
Geber um abzugsfähige Werbungskoſten 
oder Sonderausgaben oder um nicht ⸗ 
abzugsfähige Koſten der Lebensfüh⸗ 
ru ng handelt. Dieſe Frage ſcheint zwar im 812 
Ziffer 2 EStG dadurch erſchöpfend geregelt zu ſein, 
daß dieſe Zuwendungen als nichtabzugsfähig 
bezeichnet ſind. Die Schwierigkeiten zeigen ſich aber 
3. B. ſofort in den Fällen, in denen die Zuwendungen 
an Unterhaltsberechtigte die nach bürgerlichem Recht 
gezogene Grenze überſchreiten oder die Unter⸗ 
haltspflicht des Zuwendenden nicht der einzi ge Be⸗ 
weggrund für die Zuwendung iſt, z. B. der Sohn 
arbeitet im Geſchäft des Vaters und wird dafür vom 
Vater völlig unterhalten, oder ein Arzt gibt ſeiner 
Mutter eine Rente für die von ſeinem verſtorbenen 

ater übernommene Praxis. 


In dieſem Zuſammenhang ſoll auch geklärt 
We. wer überhaupt zu den unterhalts- 
1 dh 9 te n Perſonen gehört. Das am 1. Auguſt 
wre Bent getretene Geſetz zur Vereinheitlichung 
se 75 1 der Cheſchließung und der Eheſcheidung 
81 Verord ſterreich und im übrigen Reichsgebiet und 
Eherechts zung zur Einführung des großdeutſchen 
in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 


22. D 0 
Dach. 1938 haben hier manche Regelung ge⸗ 


Wenn in den folgenden Ausführungen der Ei 
8 md: r Ein- 
facibeit Balder Bauptfächtit, die Unterhalts pflicht 
zum Ausgangspunkt der Unterſuchung gemacht worden 
iſt, ſo iſt dabei doch ſtets zu bedenken, daß dieſer Unter- 
halts pflicht regelmäßig eine Unterhalts berech ⸗ 


9. Zuwendungen der Kinder an die Eltern als Entgelt 
für die Überlaſſung eines Betriebes, 

10. Zuwendungen des Vaters an feine verheiratete Tochter, 

11. Zuwendungen des Vaters an ſeine geſchiedene Tochter, 

12. Zuwendungen an den ſchuldlos geſchiedenen Ehegatten, 

13. Zuwendungen unter mitſchuldig geſchiedenen Ehe⸗ 
gatten, 

14. Zuwendungen an den geſchiedenen und für ſchuldig er⸗ 
klärten Ehegatten, 

15. Zuwendungen an den geſchiedenen, aber wieder ver⸗ 
heirateten Ehegatten, 

16. Zuwendungen an Schwiegereltern, 

17. Die Erfüllung der geſetzlichen Unterhaltspflicht durch 
die Erben. 


tigung gegenüberſteht. Zuwendungen an den 
Unterhaltsberechtigten wirken ſich ſelbſtverſtändlich 
auch bei dem Unterhaltsverpflichteten aus. Bei wem 
ſich dieſe Zuwendungen ſteuer 1 ich auswirken, ſollen 
die folgenden Unterſuchungen zeigen. 


2. Das Verhältnis des § 12 Ziffer 2 zu § 22 Ziffer Le 
des Einkommenſteuergeſetzes 


Freiwillige Zuwendungen und Zuwendun⸗ 
gen an geſetzlich unterhaltsberechtigte Per⸗ 
ſonen, auch wenn dieſe Zuwendungen auf einer be⸗ 
ſonderen Vereinbarung beruhen, ſind 8 12 Ziffer 2 
ESt gemäß weder bei den einzelnen Einkünften noch 
vom Geſamtbetrag der Einkünfte abzuziehen. In 
8 22 Ziffer 10 EStG iſt beſtimmt, daß eine freiwillige 
Zuwendung oder eine Zuwendung an geſetzlich unter⸗ 
haltsberechtigte Perſonen nicht dem Empfä nger 
zuzurechnen iſt, wenn der Geber u nb eſch rän kt 
ſteuerpflichtig iſt. Die Wechſelwirkung, in der 
dieſe beiden Vorſchriften zueinander ſtehen, wird oft 
nicht klar erkannt. Dennoch iſt ſie einfach. Es kommt 
nur darauf an, ob die ſteuerlichen Verhältniſſe des 
Gebers oder des Empfängers beurteilt werden 
ſollen. 

Steht die Ermittlung des Einkommens des 
Gebers zur Erörterung, ſo bildet für die Frage, ob 
ſeine freiwilligen Zuwendungen an andere Perſonen 
oder ſeine Zuwendungen an unterhaltsberechtigte Per⸗ 
ſonen als abzugsfähige Ausgaben anzuerkennen ſind, 
§ 12 EStG die geſetzliche Grundlage. 


Sollen dagegen die Einkommensverhältniſſe des 
Empfängers ſolcher Zuwendungen geklärt wer⸗ 
den, jo gibt $ 22 EStG Aufſchluß darüber, ob dieſe 
Bezüge ſteuerpflichtig ſind. Sie ſind beim Empfänger 
nicht ſteuerpflichtig, wenn der Ge b e r unbeſchränkt 
ſteuerpflichtig iſt, alſo in den Regelfällen. Allerdings 
iſt die aus dem Geſetz ſich ergebende ſtrenge Folgerung, 
daß die von ausländiſchen Gebern herrührenden 
Empfänge ſteuer pflichtig find, durch die Veran⸗ 
lagungsrichtlinien durchbrochen. Danach ſind 
Unterhaltszuſchüſſe und Schul⸗ und Studiengelder aus 
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Billigkeitsgründen nicht zur Einkommenſteuer heran⸗ 
zuziehen, wenn die Empfänger dieſer Bezüge ſich nur 
zu Zwecken ihrer Ausbildung oder Fort⸗ 
bildung im Deutſchen Reich aufhalten und auf dieſe 
Bezüge überwiegend angewieſen ſind (Hinweis auf die 
Veranlagungsrichtlinien für 1937 C VII 1). 


3. Der Begriff der freiwilligen Zuwendung 


Der Begriff der freiwilligen Zuwendung 
deckt ſich etwa mit dem geläufigeren Begriff der 
Schenkung. Es muß ſich um die Zuwendung von 
geldwerten Gütern oder Vorteilen handeln, ohne daß 
die Zuwendung auf Geſetz oder Vertrag beruht. 
Zum Begriff der Schenkung gehört ſtets die Unent- 
geltlichkeit der Zuwendung. Eine Zuwendung 
iſt dann unentgeltlich, wenn irgendeine Gegenleiſtung 
nicht erſtrebt wird, und wenn weder eine private noch 
eine öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit erfüllt 
werden ſoll. 

Der Begriff der freiwilligen Zuwendung ſetzt an 
ſich nicht die Unentgeltlichkeit voraus. Wenn z. B. 
eine verjährte Forderung beglichen wird, erfolgt 
die Zuwendung freiwillig, weil weder nach 
Geſetz noch nach Vertrag eine Pflicht zu der Leiſtung 
beſteht. Unentgeltlich aber iſt dieſe Leiſtung 
nicht. Trotzdem wird im allgemeinen eine Zu⸗ 
wendung nicht mehr als freiwillig angeſehen 
werden können, wenn ihr eine Gegenleiſtung zu⸗ 
grunde liegt. 

Eine freiwillige Zuwendung liegt auch dann vor, 
wenn weder Geſetz von Vertrag zur Leiſtung zwingen, 
der Geber ſich aber moraliſch zu der Leiſtung ver⸗ 
pflichtet fühlt. 

Beiſpiel: 

A rettet im Krieg dem B das Leben, kommt 
aber ſelbſt dabei um. B zahlt der in bedürftigen 
Verhältniſſen lebenden Witwe des A eine Rente, weil 
er ſeinem Lebensretter eine Dankesſchuld abtragen 
will. Es handelt ſich um freiwillige Zuwendungen. 
Der Witwe ſind ſie nicht zuzurechnen. Der Geber 
darf ſie bei Ermittlung ſeines Einkommens nicht 
abſetzen. 

Anders ſind die Renten zu behandeln, wenn ſie 
auf Grund eines freiwillig und unentgeltlich ge⸗ 
währten Rentenſtammrechts erfolgen. Hat 
fi) alſo in unſerm Beiſpiel der B ſchenkungs⸗ 
weiſe (in der für ein Schenkungsverſprechen er⸗ 
forderlichen Form der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung) verpflichtet, der Witwe des A eine 
Rente zu zahlen und zahlt er dieſe auch, ſo ſind die 
Renten nicht mehr freiwillig geleiſtet. Die Witwe 
des A könnte die Rentenzahlungen nämlich auf Grund 
der (allerdings freiwillig eingegangenen) Bindung des 
B erzwingen. 

Es liegt vielleicht nahe, die Renten deshalb als 
freiwillige anzuſehen, weil ſie auf einem frei⸗ 
willig gegebenen Verſprechen beruhen. Dieſe An⸗ 
ſicht iſt auch hier und da vertreten und mit der Faſſung 
des § 12 Ziffer 2 ESt® begründet worden. Im 812 
Ziffer 2 EStG find als nichtabzugsfähige Ausgaben 
„freiwillige Zuwendungen und Zuwendungen an 
geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſonen, auch wenn 


dieſe Zuwendungen auf einer beſonderen Verein⸗ 
barung beruhen“, genannt. Wie aber ſchon in den 
Veranlagungsrichtlinien für 1934 ausgeführt iſt, be⸗ 
zieht ſich dieſer Nebenſatz „auch wenn dieſe Zuwen⸗ 
dungen auf einer beſonderen Vereinbarung beruhen“ 
nur auf die Zuwendungen an geſetzlich unter⸗ 
haltsberechtigte Perſonen, nicht aber auf 
freiwillige Zuwendungen. Danach erfährt die 
ſchon auf Geſetz beruhende Unterhaltsleiſtung durch 
eine zuſätzliche vertragliche Verpflichtung keine 
andere ſteuerrechtliche Beurteilung. Wohl aber nimmt 
die vertragliche Verpflichtung zu ſonſt freiwilligen 
Leiſtungen den einzelnen Leiſtungen den Charakter 
der Freiwilligkeit. 


4. Die geſetzlich unterhaltsberechtigten Perſonen 

Das Einkommenſteuergeſetz behandelt nicht 
jede Unterhaltsleiſtung an Angehörige zu Laſten 
des Gebers, ſondern regelmäßig nur die Zuwen⸗ 
dungen an die geſetzlich unterhaltsberech⸗ 
tigten Perſonen. Wer geſetzlich unterhaltsberech⸗ 
tigt iſt, beſtimmt das Einkommenſteuergeſetz nicht. 
Dieſe Frage iſt nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch zu 
beantworten und nunmehr auch nach dem am 
1. Auguſt 1938 in Kraft getretenen Geſetz zur Verein⸗ 
heitlichung des Rechts der Eheſchließung und der Ehe⸗ 
ſcheidung im Land Sfterreich und im übrigen Reichs⸗ 
gebiet vom 6. Juli 1938 (RG Bl. 1 S. 807). 

Eine geſetzliche Unterhaltspflicht liegt vor, wenn 
die Unterhaltsleiſtungen kraft Geſetzes er⸗ 
zwungen werden können, wenn der Empfänger 
alſo nicht nur auf den guten Willen des Gebers 
angewieſen iſt. Die einzelnen Unterhaltsleiſtungen 
haben ſomit ihre Grundlage im Geſetz ſelbſt. Das 
bürgerliche Recht hat insbeſondere die geſetzliche Unter⸗ 
haltspflicht auf familienrechtlicher Grundlage 
geregelt. Es hat für die den einzelnen treffende Unter⸗ 
haltspflicht familienrechtliche Bande entſchei⸗ 
dend ſein laſſen. Das bürgerliche Recht kennt aber 
auch eine geſetzliche Unterhaltspflicht außerhalb 
der familienrechtlichen Beziehungen. So heißt es z. B. 
im 8 843 BGB: 

„Wird infolge einer Verletzung des Körpers 
oder der Geſundheit die Erwerbsfähigkeit des Ver⸗ 
letzten aufgehoben oder vermindert, oder tritt eine 
Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe ein, ſo iſt dem Ver⸗ 
letzten durch Entrichtung einer Geldrente Schadens⸗ 
erſatz zu leiſten.“ 

Auch hier handelt es ſich um Unterhaltsleiſtungen, 
die auf Geſetz beruhen. Im Einkommenſteuerrecht 
ſind aber unter geſetzlichen Unterhaltsleiſtungen nur 
ſolche zu verſtehen, die ihre Grundlage nicht in 
Schadenserſatzverpflichtungen, ſondern in fami⸗ 
lienrechtlichen Beziehungen haben. 

Die auf familienrechtlicher Grundlage beruhende 
geſetzliche Unterhaltspflicht kann in zwei Gruppen 
eingeteilt werden: 

1. Unterhaltspflicht der Verwandten in gerader Linie, 
2. Unterhaltspflicht der Ehegatten. 


Zu 1: 
Verwandte in gerader Linie ſind 


$ 1601 BGB gemäß verpflichtet, einander Unterhalt 
zu gewähren. 
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Die Unterhaltspflicht beſchränkt ſich hier auf die 
Verwandten in gerader Linie, d. h. in auf⸗ und ab⸗ 
ſteigender Linie. Die Unterhaltspflicht iſt gegen⸗ 
ſeitig. Empfänger iſt der Bedürftige und Geber 
der Leiſtungsfähige. Es iſt alſo z. B. unterhaltspflich⸗ 
tig der Vater ſeinem Kind, Enkel, Urenkel uſw. gegen⸗ 
über. Anderſeits trifft dieſe Pflicht auch das Kind 
ſeinen Eltern, Großeltern uſw. gegenüber. 


Geſchwiſtern gegenüber beſteht keine Un⸗ 
terhaltspflicht. Dieſe hat zwar bis zum Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtanden, iſt aber ab 
1. Januar 1900 nicht beibehalten worden. Die Ge⸗ 
währung von Unterhalt an bedürftige Geſchwiſter iſt 
wohl eine ſittliche Pflicht, heute mehr denn je, weil 
nach unſerer Weltanſchauung Blut und Sippe beſon⸗ 
dere Bedeutung haben. Rechtlich erzwingbar iſt die 
Unterhaltsgewährung an Geſchwiſter nach unſerem 
bisher geltenden bürgerlichen Recht aber nicht (ab⸗ 
weichende Sonderregelung im Erbhofgeſetz). 


Auch zwiſchen Verſchwägerten, Stief⸗ 
eltern und- kindern und Schwiegereltern 
und kindern beſteht keine geſetzliche Unterhalts⸗ 
pflicht. Was die ſittliche Pflicht anlangt, ſo gilt 
das hinſichtlich der Geſchwiſter Ausgeführte. Zu⸗ 
wendungen an Schwiegereltern werden aber 
im Einkommenſteuerrecht wegen der Haushaltsbe⸗ 
ſteuerung abweichend vom bürgerlichen Recht ſo an⸗ 
geſehen, als ſeien fie an geſetzlich unterhaltsberechtigte 
Perſonen erfolgt (Hinweis auf Abſchnitt 16). 


Die Unterhaltspflicht des Vaters 
dem unehelichen Kind gegenüber ergibt 
ſich aus § 1708 BGB. Dieſe Unterhaltspflicht iſt ein⸗ 
ſeitig und ſtreng perſönlich. Alſo nur den Vater trifft 
9 Pflicht, nicht etwa auch den Vater oder Großvater 

es Vaters. Anderſeits iſt auch nur das uneheliche 


Kind berechtigt, nicht etwa auck ätere Kind 
Enkel dieſes Kindes. h ſpätere Kinder oder 


. Das uneheliche Kind iſt ſeinem Va⸗ 
est gegenüber nicht unterhaltspflich⸗ 
ig. Es iſt wohl mit ſeinem Vater in natürlichem 
a verwandt. Die Rechtsfolgen, die ſich aber ſonſt 
ur . Verwandtſchaft ergeben, treten im allgemeinen 
nn m Aus der ſtrengen und einſeitigen Regelung 
Kind nterhaltspflicht des Vaters dem unehelichen 
115 r ($ 1708 BGB) iſt zu folgern, daß 
g gekehrt eine Unterhaltspflicht des unehelichen 
ndes feinem Vater gegenüber nicht beſteht. 


Die Unterhaltspflich 
0 bt der Mutter 
sem unebeligen Kind gegenüber iſt an- 
hat a als die des Vaters. Das uneheliche Kind 
und zu d Bz gemäß im Verhältnis zu der Mutter 
Stellung 2 Verwandten der Mutter die rechtliche 
Mutter Ins ehelichen Kindes. Es iſt alſo mit der 
verwandt. va Verwandten in vollem Rechtsſinn 
haltspflicht y eus ergibt ſich die gegenfeitige Unter- 
a ie ne ſonſt bei Verwandten in gerader Linie. 
nem une he zwiſchen ei- 
buten ane cee g 5 g 
haben, ergibt ſich aus g = 
a 471 . 8 
nach erlangt ein uneheliches Kind boburch 5 3 
der Vater mit der Mutter verheiratet, FH ee 


Stellung eines ehelichen Kindes. War vor der Ehe⸗ 
ſchließung die Unterhaltspflicht des Vaters und der 
Mutter verſchieden, ſo entfällt nun dieſe Verſchieden⸗ 
heit. So hat z. B. die bisher beſtandene einſei⸗ 
tige Unterhaltspflicht des Vaters dem Kind gegen⸗ 
über der gegenſeitigen Unterhaltspflicht zwi⸗ 
ſchen Vater und Kind (wie ſie bereits zwiſchen Mutter 
und Kind beſtanden hat), zu weichen. 


Die Ehelichkeitserklärung unehe⸗ 
licher Kinder hat hinſichtlich der Unterhaltspflicht 
ſchwächere Wirkungen als bei der Legitimation un⸗ 
ehelicher Kinder durch nachfolgende Ehe der Eltern. 
Ein uneheliches Kind kann auf Antrag ſeines Vaters 
durch eine Verfügung der Staatsgewalt für ehelich 
erklärt werden ($ 1723 BGB). Der Vater wird hier⸗ 
durch in die Lage verſetzt, ſeinem Kind auch dann die 
Stellung eines ehelichen Kindes zu geben, wenn er die 
Mutter nicht heiraten und dadurch das Kind durch 
nachfolgende Ehe nicht legitimieren kann. 


Durch dieſe Ehelichkeitserklärung erlangt das 
Kind § 1736 BGB gemäß zwar die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes, die Wirkungen dieſer Ehelich⸗ 
keitserklärung erſtrecken ſich aber nur auf das Kind 
und deſſen Abkömmlinge, nicht aber auf die Verwand⸗ 
ten des Vaters. Daraus folgt, daß der Vater dem 
Kind und deſſen Abkömmlingen gegenüber unterhalts⸗ 
pflichtig iſt, das Kind aber den Verwandten des Vaters 
gegenüber nicht (3. B. dem Vater des Vaters). 


Durch die Annahme an Kindes Statt 
erlangt das angenommene Kind die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes ($ 1757 BGB). Die Wir⸗ 
kungen der Annahme erſtrecken ſich 88 1762 und 1763 
BGB gemäß zwar auf die ſpäteren Abkömmlinge des 
Kindes, nicht aber auf die Verwandten des Annehmen⸗ 
den. Der Annehmende iſt alſo verpflichtet, dem an⸗ 
genommenen Kind und deſſen ſpäteren Abkömmlingen 
Unterhalt zu gewähren. Das angenommene Kind iſt 
aber nur dem Annehmenden gegenüber unterhalts⸗ 
pflichtig. Neben dem Annehmenden bleiben noch die 
leiblichen Eltern des angenommenen Kindes dieſem 
gegenüber unterhaltsberechtigt und verpflichtet. Der 
Annehmende iſt aber $ 1766 BGB u gemäß vor den 
leiblichen Eltern zum Unterhalt verpflichtet. 


Für die Unterhaltspflicht bei Kin⸗ 
dern aus nichtiger Ehe gelten bereits die Vor⸗ 
ſchriften des Ehegeſetzes vom 6. Juli 1938 (RGBl. 1 
S. 807). Sit eine Ehe nichtig (z. B. wegen Form⸗ 
mangels, Verwandtſchaft und Schwägerſchaft), ſo ſind 
doch die Kinder aus einer ſolchen Ehe ehelich (8 30 des 
Ehegeſetzes). Die Kinder ſollen nicht unter den Feh⸗ 
lern ihrer Eltern leiden. Nur ausnahmsweiſe in den 
Fällen, in denen die Ehe der Eltern gegen wichtige 
völkiſche Grundſätze verſtößt, z. B. gegen das Erfor⸗ 
dernis des Blutſchutzes, berührt die Nichtigkeit auch die 
Rechtsſtellung der Kinder. § 29 des Ehegeſetzes ge⸗ 
mäß iſt ein Kind aus einer Ehe, die auf Grund des 
Geſetzes zum Schutz des deutſchen Bluts und der deut⸗ 
ſchen Ehre, des Geſetzes zum Schutz der Erbgeſund⸗ 
heit des deutſchen Volkes oder des § 23 dieſes Ge⸗ 
ſetzes (Namens- und Staatsangehörigkeitsehe) nichtig 
iſt, unehelich. Trotzdem kann das Kind von dem 
Vater, ſolange er lebt, Unterhalt wie ein eheliches 
Kind verlangen. 
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Die Ehelichkeit oder Unehelichkeit eines Kindes, 
das aus einer vor Inkrafttreten des Ehegeſetzes 
(1. Auguſt 1938) für nichtig erklärten Ehe ſtammt, 
richtet ſich nach den bisherigen Vorſchriften des Bür⸗ 
gerlichen Geſetzbuches. Danach kommt es darauf an, 
worauf die Nichtigkeit beruht. 


Beruht die Nichtigkeit auf einem Formmangel 
und iſt eine Eintragung in das Heiratsregiſter nicht 
erfolgt, ſo iſt die Ehe ſchlechthin nichtig. Kinder aus 
einer ſolchen Ehe ſind unehelich. Die unterhaltsrecht⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen ſolchen Kindern und 
den Eltern ſind dieſelben wie ſonſt bei unehelichen 
Kindern. Beruht die Nichtigkeit auf einem andern 
Grund (3. B. Verwandtſchafts⸗ oder Doppelehe), ſo 
gilt ein aus dieſer Ehe hervorgegangenes Kind dann 
als ehelich, wenn nicht beide Ehegatten bei Eingehung 
der Ehe die Nichtigkeit kannten. Kannten beide Ehe⸗ 
gatten die Nichtigkeit, ſo gilt das Kind zwar nicht als 
ehelich, es kann aber $ 1703 BGB gemäß gleichwohl 
von dem Vater, ſolange er lebt, Unterhalt wie ein 
eheliches Kind verlangen. 


Für das Land Oſterreich find im § 121 
und folgende des Ehegeſetzes Übergangsregelungen 
getroffen. Danach ſind die Dispensehen grundſätzlich 
mit rückwirkender Kraft als gültige Ehen anzuſehen. 


Kindern, die aus einer gejdiede- 
nen Ehe hervorgegangen Sind, bleiben 
beide Elternteile unterhaltsverpflichtet. Auf die 
Schuldfrage bei der Scheidung kommt es nicht an. 
Der Mann iſt, wie bei einer beſtehenden Ehe, § 1606 
Abſatz 2 BGB gemäß vor der Frau zum Unterhalt 
verpflichtet. Nach der Scheidung muß die Frau aller⸗ 
dings dem Mann 8 79 des Ehegeſetzes gemäß einen 
angemeſſenen Beitrag zu dieſer Laſt liefern, voraus- 
geſetzt, daß ſie aus den Einkünften ihres Vermögens 
oder dem Ertrag ihrer Arbeit dazu in der Lage iſt. 


Zu 2: 

Ehegatten find gegenſeitig unterhaltsberech— 
tigt und unterhaltsverpflichtet. Der Mann hat 
§ 1360 BGB gemäß der Frau nach Maßgabe feiner 
Lebensſtellung, ſeines Vermögens und feiner Er- 
werbsfähigkeit Unterhalt zu gewähren. Die Frau hat 
dem Mann, wenn er außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu 
unterhalten, den ſeiner Lebensſtellung entſprechenden 
Unterhalt nach Maßgabe ihres Vermögens und ihrer 
Erwerbsfähigkeit zu gewähren. 

Die Unterhaltspflicht der Ehegatten iſt zwar 
gegenſeitig, aber nicht gleichartig. Der 
Frau ſteht der Unterhaltsanſpruch ſchlechthin und 
uneingeſchränkt zu, dem Mann nur dann, 
wenn er unterhaltsbedürftig iſt. 

Im Land Oſterreich gilt hinſichtlich der Unter⸗ 
haltspflicht der Ehegatten noch das ſterreichiſche 
Allgemeine Geſetzbuch. Danach hat der Mann der 
Frau anſtändigen Unterhalt zu verſchaffen 
( 91 ABGB). Eine geſetzliche Unterhaltspflicht 
der Frau dem Mann gegenüber beſteht nicht. 

Im Fall einer Eheſcheidung richtet ſich die 
gegenſeitige Unterhaltspflicht zunächſt nach dem 
Schuldausſpruch im Scheidungsurteil. Der allein 
oder überwiegend für ſchuldig erklärte Ehe⸗ 
gatte iſt § 66 und 8 69 des Ehegeſetzes gemäß dem 


anderen Ehegatten gegenüber unterhaltspflichtig. Der 
Unterhaltsanſpruch des Mannes unterſcheidet ſich 
aber von dem der Frau. 


Der für ſchuldig erklärte Mann hat der 
Frau angemeſſenen Unterhalt zu gewähren, ſo⸗ 
weit die Einkünfte aus dem Vermögen der Frau und 
die Erträgniſſe einer Erwerbstätigkeit, die von ihr 
den Umſtänden nach erwartet werden kann, nicht aus⸗ 
reichen. 

Die für ſchuldig erklärte Frau hat dem 
Mann nur dann Unterhalt zu gewähren, wenn er 
außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten. 


Sind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt 
worden, trägt aber keiner die überwiegende Schuld, 
ſo kann dem Ehegatten, der ſich nicht ſelbſt unter⸗ 
halten kann, ein Beitrag zu ſeinem Unterhalt zu⸗ 
gebilligt werden. Dabei werden die Vermögens- und 
Erwerbsverhältniſſe des in Anſpruch genommenen 
Ehegatten nach Billigkeit zu berückſichtigen ſein. 


Enthält das Urteil keinen Schuldaus⸗ 
ſpruch, z. B. bei Scheidung wegen Geiſteskrankheit, 
ſo hat der Ehegatte, der die Scheidung verlangt hat, 
dem andern Ehegatten Unterhalt zu gewähren, ſoweit 
dies der Billigkeit entſpricht. 


Durch einen Unterhaltsvertrag können die Ehe⸗ 
gatten die ſich nach der Scheidung ergebenden Unter⸗ 
haltsverpflichtungen regeln (8 80 des Ehegeſetzes). 


5. Der bürgerlich rechtliche Unterhaltsanſpruch und 
ſeine Nachprüfung durch die Finanzbehörden 


Die Verwandtſchaft iſt für den auf fami⸗ 
lienrechtlicher Grundlage zu gewährenden Unterhalt 
nicht die einzige Vorausſetzung. Das bürgerliche 
Recht fordert neben der Verwandtſchaft z. B. noch die 
Bedürftigkeit des Empfängers und die 
Leiſtungsfähigkeit des Gebers. Unter⸗ 
haltsberechtigt iſt $ 1602 BGB gemäß nur, wer außer⸗ 
ſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten, und unterhalts⸗ 
pflichtig iſt $ 1603 BGB gemäß nicht, wer bei Be- 
rückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außer⸗ 
ſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen 
Unterhalts den Unterhalt zu gewähren. Auch gibt das 
bürgerliche Recht den Unterhaltsberechtigten in dem 
einen Fall einen Anſpruch auf ſtandesgemäßen Unter⸗ 
halt, in dem anderen Fall nur einen Anſpruch auf 
notdürftigen Unterhalt (3. B. § 1611 BGB). Nach 
dem neuen Ehegeſetz ſpielt auch die Billigkeit hier 
eine große Rolle (88 68 und 69 des Ehegeſetzes). 


Wird nun Unterhalt gewährt, obwohl der Geber 
nicht leiſtungsfähig iſt, oder wird über das nach dem 
Geſetz zu leiſtende Maß hinaus Unterhalt gewährt, 
ſo handelt es ſich inſoweit nicht mehr um geſetzlich zu 
gewährenden Unterhalt; denn dieſe Leiſtungen be⸗ 
ruhen nicht auf Geſetz, fie können nicht vom Empfän⸗ 
ger mit geſetzlichem Zwang erreicht werden. Solche 
Zuwendungen, die über den Rahmen deſſen hinaus⸗ 
gehen, was der Empfänger nach bürgerlichem Recht 
zu beanſpruchen hat, ſind alſo kein geſetzlicher 
Unterhalt im Sinn des bürgerlichen Rechts. 


Bei der Prüfung der Frage, ob es ſich um ge⸗ 
ſetzlichen Unterhalt handelt, iſt die Klärung des Ver⸗ 
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wandtſchaftsverhältniſſes in der Regel einfach. Sehr 
viel ſchwieriger aber ift die Feſtſtellung, ob der 
Geber leiſtungsfähig und der Empfänger bedürftig im 
Sinn des Geſetzes iſt, ob in dem jeweils zur Erörte⸗ 
rung ſtehenden Fall angemeſſener oder notdürftiger 
Unterhalt zu gewähren iſt und ob und inwieweit das 
dem Empfänger nach dem Geſetz zuſtehende Maß der 
Zuwendungen überſchritten iſt. 


Die Finanzbehörden haben ſich nach der 
ſtändigen Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs mit 
dieſen, die inneren Familienverhältniſſe berührenden 
Feſtſtellungen nicht zu befaſſen. Es genügt für die 
Frage, ob es ſich um Zuwendungen an geſetzlich unter⸗ 
haltsberechtigte Perſonen handelt, lediglich die Feſt⸗ 
ſtellung des Verwandtſchaftsverhältniſſes. Liegt ein 
entſprechendes Verwandtſchaftsverhältnis und damit 
die erſte und wichtigſte Vorausſetzung für die geſetz⸗ 
liche Unterhaltspflicht vor, dann haben die Finanz⸗ 
behörden die andern, nach bürgerlichem Recht erfor⸗ 
derlichen Vorausſetzungen nicht mehr zu prüfen. Be⸗ 
griffe, wie Leiſtungsfähigkeit des Gebers, Bedürftig⸗ 
keit des Empfängers, angemeſſener Unterhalt und 
notdürftiger Unterhalt, Billigkeit uſw., ſpielen im 
Einkommenſteuerrecht, jedenfalls hier, keine Rolle. 


Dazu einige Ausſchnitte aus RF H⸗Urteilen: 
NFH-Urteil vom 25. Oktober 1930 VI A 77930, 
RStBl. 1931 S. 23: 


„Der Senat hat ſich bereits in den Entſchei⸗ 
dungen vom 3. November 1927 VI A 257/97 und 
vom 4. Juli 1928 VI A 70727 mit der Frage 
befaßt, ob und inwieweit die Steuerbehörde bei 
Zuwendungen, die ſich zwiſchen zwei Perſonen ab⸗ 
ſpielen, die objektiv nach den Beſtimmungen des 
Bürgerlichen Geſetzbuches in einem die Unterhalts⸗ 
pflicht begründenden Verwandtſchaftsverhältnis 
ſtehen, das Vorliegen der ſubjektiven, die Unter⸗ 
haltspflicht im Einzelfall auslöſenden Vorausſetzun⸗ 
gen (Bedürftigkeit, Angemeſſenheit uſw.) nachzu⸗ 
prüfen hat. Der Senat hat dabei die Auffaſſung 
vertreten, es ſei grundſätzlich davon auszugehen, 
daß die in Erfüllung einer privatrechtlich eingegan⸗ 
genen Rentenverpflichtung erfolgten Leiſtungen 
eines Unterhaltsverpflichteten gegenüber dem Un⸗ 
terhaltsberechtigten regelmäßig Aufwendungen zur 
Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht im 
Sinn des § 15 Abſatz 1 Nr. 3 Einkommenſteuer⸗ 
geſetz darſtellten. Das entſpreche der für das Steuer⸗ 
recht gebotenen wirtſchaftlichen Betrachtungsweiſe, 
bei der davon auszugehen ſei, daß in erſter Linie 
der Unterhaltsverpflichtete ſelbſt darüber zu be⸗ 
timmen habe, was er als ſtandesgemäßen Lebens⸗ 


K des Unterhaltsberechtigten erforderlich an⸗ 


RZH-Urteil v 

RStBl. 1931 . Januar 1931 VI A 2174/30, 
a ſteuerlich nicht anerkannt wer- 
Unterhaltspflicht eiftung in Erfüllung geſetzlicher 


kann auf die Frage der Anwendung des 8 15 EStG 


; la bmachun iligt 
Einfluß eingeräumt werden dahin, ea 


Unterſtützung zum Teil als Unterhalt, zum Teil 
darüber hinaus etwa als Schenkung gelten folle; 
denn es kann den Beteiligten nicht in dieſer Weiſe 
ein Einfluß auf die Frage der Anwendung ſteuer⸗ 
licher Vorſchriften eingeräumt werden.“ 


RFH-Urteil vom 24. Juni 1931 VI A 1128/31, 
RStBl. 1931 S. 668: 

„Wird eine Rente zum Unterhalt einer Mutter 
gewährt, ſo kann der Rentengeber nicht geltend 
machen, es beſtehe keine Unterhaltspflicht, weil die 
Mutter eine Stellung annehmen könnte.“ 


RFH-UÜrteil vom 26. Auguſt 1936 VI A 652/36, 
RStBl. 1936 S. 1133: 

„Zuwendungen an geſetzlich unterhaltsberech⸗ 

tigte Perſonen liegen im Sinn des § 12 Ziffer 2 

EStG 1934 auch dann vor, wenn die Zuwendungen 

über den Rahmen deſſen hinausgehen, was der Emp⸗ 

fänger nach bürgerlichem Recht zu beanſpruchen hat.“ 


Re H⸗Urteil vom 26. Auguſt 1931 VI A 1465/30, 
RSt Bl. 1931 S. 915: 

In dieſem Urteil wird dem Vorbringen des 
Pflichtigen, daß die ſeiner Mutter gewährten 
Monatsraten in Erfüllung einer Rückerſtattungs⸗ 
bzw. Ausgleichungspflicht für eine koſtſpielige Er⸗ 
ziehung erfolgten, keine Bedeutung beigemeſſen. Die 
Renten werden als geſetzliche Unterhaltsleiſtungen 
angeſehen. 


6. Zuſammentreffen von freiwilliger Zuwendung und 
geſetzlicher Unterhaltspflicht 


Eine Zuwendung kann ſowohl freiwillig ſein, als 
auch gleichzeitig einer geſetzlich unterhaltsberech⸗ 
tigten Perſon zufließen. Die beiden im § 12 Ziffer 2 
EStG bezeichneten Zuwendungen, die freiwillige und 
diejenige an geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſonen, 
werden einkommenſteuerrechtlich nicht gleich behandelt. 
Wie bereits unter Abſchnitt 3 ausgeführt, nimmt 
zwar eine „beſondere Vereinbarung“ den einzelnen 
ſonſt freiwilligen Leiſtungen die Freiwilligkeit. Sie 
nimmt aber den an geſetzlich unterhaltsberechtigte 
Perſonen geleiſteten Zuwendungen nicht den Charakter 
als Unterhaltsleiſtung. 


Werden nun einer geſetzlich unterhaltsberechtigten 
Perſon freiwillige Zuwendungen gemacht, d. h. Zu⸗ 
wendungen, die der Empfänger rechtlich nicht er⸗ 
zwingen könnte, fo hat für die einkommenſteuerrecht⸗ 
liche Betrachtung nicht die Freiwilligkeit, ſondern das 
Verwandtſchaftsverhältnis in den Vordergrund zu 
treten. Gewährt z. B. ein Vater ſeiner verheirateten 
Tochter, die ſelbſt in wohlhabenden Verhältniſſen 
lebt, freiwillig eine Rente, ſo kann er auch durch eine 
„beſondere Vereinbarung“ über die Rentenzahlungen 
nicht verhindern, daß die einzelnen Zahlungen 812 
Ziffer 2 EStG gemäß als nichtabzugsfähige Ausgaben 
behandelt werden. 


7. Das Verhältnis von Betriebsausgaben, Werbungs⸗ 
koſten und Sonderausgaben zu geſetzlichen Unter⸗ 
haltsleiſtungen 

Nicht jede Zuwendung an Perſonen, die auf 

Grund ihres Verwandtſchaftsverhältniſſes unterhalts⸗ 
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berechtigt wären, iſt als nichtabzugsfähige Unterhalts⸗ 
leiſtung im Sinn des § 12 Ziffer 2 EStG zu be⸗ 
handeln. Die Anwendung des § 12 Ziffer 2 EStG 
wird überall dort zu unterbleiben haben, wo der Be⸗ 
weggrund für eine Zuwendung nicht ſo ſehr in ver⸗ 
wandtſchaftlichen als in geſchäftlichen Beziehun⸗ 
gen liegt. Dazu ein Ausſchnitt aus den Ergänzungs⸗ 
richtlinien für 1934, die inſoweit auch heute noch 
gelten: 

„Durch die Einleitung zu 8 12 EStG 1934 un⸗ 
beſchadet der Vorſchrift des § 10° ſoll klargeſtellt 
werden, daß Zuwendungen an geſetzlich Unterhalts- 
berechtigte, die nicht auf verwandtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen, ſondern auf beſonderen Verpflichtungs⸗ 
gründen beruhen, die außerhalb der verwandtſchaft⸗ 
lichen Beziehungen auf rein geſchäftlichem Gebiet 
liegen, im Rahmen des § 10 Abſatz 1 Ziffer 2 ESt 
1934 abzugsfähig ſind (Beiſpiel: Der Sohn erwirbt 
von ſeiner Mutter ein Grundſtück gegen Zuſicherung 
einer lebenslänglichen Rente in angemeſſener Höhe). 
Alle Zuwendungen, die Betriebsausgaben oder Wer⸗ 
bungskoſten ſind, ſind ſelbſtverſtändlich bei Ermitt⸗ 
lung der Einkünfte abzugsfähig (Beiſpiel: Der Sohn 
bezieht als Angeſtellter im Großhandelsbetrieb 
ſeines Vaters ein feſtes Monatsgehalt in ange⸗ 
meſſener Höhe).“ 


Erfolgen Zuwendungen von einem Unterhalts- 
verpflichteten an einen Unterhaltsberechtigten auf 
Grund ſolcher Gegenleiſtungen, ſo muß auch ange⸗ 
nommen werden, daß ſämtliche Zuwendungen nicht in 
Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht erfolgt 
ſind; denn wenn bei unentgeltlichen Zuwen⸗ 
dungen an Unterhaltsberechtigte die Finanzbehörden 
der Mühe enthoben ſind, die Leiſtungsfähigkeit des 
Gebers, die Bedürftigkeit des Empfängers, die Ange⸗ 
meſſenheit der Leiſtung uſw. nachzuprüfen und alle un⸗ 
entgeltlichen Zuwendungen ſchlechthin als Unterhalts- 
leiſtungen behandeln, fo ſollen fie umgekehrt bei ent- 
geltlichen Zuwendungen an Unterhaltsberechtigte 
auch bei allen dieſen Zuwendungen von der Behand- 
lung als Unterhaltsleiſtungen abſehen. 


Wenn aber ein Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung 
und Gegenleiſtung beſteht, ſo liegen nichtabzugsfähige 
Unterhaltsleiſtungen vor (RF H⸗Urteil vom 22. No- 
vember 1933 VI A 856/33, RStBl. 1934 S. 338). 


8. Zuwendungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte 
Perſonen auf Grund eines Arbeitsverhältniſſes 

Die Frage, ob Zuwendungen an geſetzlich unter⸗ 
haltsberechtigte Perſonen als Entgelt für geleiſtete 
Arbeit oder als Unterhaltsleiſtungen anzuſehen ſind, 
iſt für das Einkommenſteuerrecht von Bedeutung. 
Wenn z. B. ein Kaufmann den an feine Ehefrau ge⸗ 
zahlten Arbeitslohn von ſeinen Einkünften abziehen 
dürfte, ſo minderte er dadurch ſeinen gewerblichen Ge⸗ 
winn. Daß die Ehefrau alsdann für ihre Einkünfte 
aus nichtſelbſtändiger Arbeit Lohnſteuer entrichten 
müßte, nähme er gern in Kauf, weil er auf jeden Fall 
die Gewerbeſteuer für dieſen von ſeinen gewerblichen 
Einkünften abgeſetzten Betrag erſparen würde. 

Zwei Hauptgruppen, in denen dieſe Fragen immer 
wieder zur Erörterung ſtehen, ſollen hier heraus⸗ 
gegriffen werden: 


1. das Arbeitsverhältnis zwiſchen Ehegatten, 
2. das Arbeitsverhältnis zwiſchen Eltern und Kindern. 


Zu 1: 

Rein begrifflich iſt ein Arbeitsverhältnis zwiſchen 
Ehegatten möglich. Das Einkommenſteuerrecht erkennt 
aber einen ſolchen Arbeitsvertrag grundſätzlich nicht an. 
Auch das bürgerliche Recht enthält Anſätze zu einer 
ſolchen Nichtanerkennung. Die Frau iſt 8 1356 BGB 
gemäß zu Arbeiten im Hausweſen und Geſchäft des 
Mannes verpflichtet, ſoweit eine ſolche Tätigkeit nach 
den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten leben, üblich 
iſt. Die Frau vollbringt hier nicht eine vertragliche 
Leiſtung, ſondern ſie genügt einer geſetzlichen Pflicht. 
Das bürgerliche Recht ſtellt es auf die üblichkeit ab. 
Gemeint iſt hier z. B. die Tätigkeit der Ehefrau als 
Verkäuferin in einem Väcker⸗ oder Fleiſcherladen. Das 
Steuerrecht unterſucht grundſätzlich nicht, ob die Tätig⸗ 
keit der Ehefrau über den üblichen Rahmen hinaus- 
geht. 

Nach der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs 
kann beim Zuſammenleben und Zuſammenwirken von 
Ehegatten ſteuerlich nicht anerkannt werden, daß die 
Frau als Angeſtellte des Mannes behandelt wird. 
Eine ſolche Behandlung würde regelmäßig der tatſäch⸗ 
lichen Lebensgeſtaltung und der allgemeinen An⸗ 
ſchauung widerſprechen (RFH-Urteil vom 12. No⸗ 
vember 1930 VI A 607/30, RStBl. 1931 S. 588). 
Entſchädigungen, die die Ehefrau für Arbeiten erhält, 
die ſie in dem gewerblichen Betrieb des Ehemannes ge⸗ 
leiſtet hat, ſind alſo nicht Arbeitslohn und Geſchäfts⸗ 
unkoſten, ſondern Privatentnahmen (RJ H⸗Urteil vom 
9. Juli 1931 VI A 1237/1, RStBl. 1931 S. 820). 


Ebenſowenig wie für das Einkommenſteuerrecht 
anerkannt werden kann, daß die Ehefrau in einem ab- 
hängigen Arbeitsverhältnis zu dem Ehemann ſteht, 
kann anerkannt werden, daß der Ehemann Angeſtellter 
der Ehefrau iſt. 


Dieſer ſteuerrechtliche Grundſatz läßt ſich in ſeiner 
ganzen Strenge in den Fällen nicht mehr aufrecht⸗ 
erhalten, in denen das Arbeitsverhältnis nicht un⸗ 
mittelbar zwiſchen den Ehegatten, ſondern zwiſchen 
einem Ehegatten und einer Erwerbsgeſellſchaft, an der 
der andere Ehegatte beteiligt iſt, vereinbart wird. 
Handelt es ſich um eine Erwerbsgeſellſchaft, ſei es eine 
Kapitalgeſellſchaft (3. B. Aktiengeſellſchaft oder GmbH), 
ſei es eine Perſonengeſellſchaft (z. B. Offene Handels⸗ 
geſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft), in der nach 
den tatſächlich beſtehenden Verhältniſſen der Betrieb 
dem einen Ehegatten gehört, dann wird der an den 
andern Ehegatten auf Grund eines Arbeitsverhält⸗ 
niſſes ausgezahlte Lohn als gewinnmindernde Be⸗ 
triebsausgabe nicht anerkannt werden können. Für die 
Frage, wann der eine Ehegatte eine ſo überragende 
wirtſchaftliche Machtſtellung in der Geſellſchaft ein⸗ 
nimmt, daß er ſeine Einkünfte aus dem Betrieb durch 
Lohnzahlung an den anderen Ehegatten drücken und 
die Auswirkung der progreſſiven Staffelung der Ein⸗ 
kommenſteuer verhindern kann, iſt die zu § 22 des Ein- 
kommenſteuergeſetzes 1925 ergangene Rechtſprechung 
auch heute noch von maßgebender Bedeutung. 


Die Einkünfte, die die Ehefrau aus einem dem 
Ehemann fremden Betrieb bezog, ſchieden 
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§ 22 Abſatz 3 EStG 19 25 gemäß für die Zuſammen⸗ 
veranlagung der Ehegatten aus. Inſoweit galt der 
Grundſatz der Haushaltsbeſteuerung nicht. Unſer 
geltendes Einkommenſteuergeſetz kennt im § 26 dieſe 
Einſchränkung nicht mehr. Obwohl alſo für die 
Frage der Zuſammenveranlagung der 
Ehegatten dieſe aus einemfremden Betrieb 
bezogenen Einkünfte heute keine Rolle mehr ſpielen, 
bleibt ihre Bedeutung doch für die Zurechnung 
zu den einzelnen Einkunftsarten (Ein⸗ 
künfte aus Gewerbebetrieb oder aus nichtſelbſtändiger 
Arbeit) beſtehen. 


Hinweis auf folgende Reichsfinanzhofentſchei⸗ 
dungen: 

RFH-Urteil vom 28. September 1932 VI A 26/32, 
NStBl. 1932 S. 1170, 
RFH-Urteil vom 28. September 1932 VI A 1476/32, 
RStBl. 1932 S. 1174, 
RFH-Urteil vom 26. Juni 1930 VI A 482/80, 
RStBl. 1930 S. 635. 


Zu 2: 


Arbeitsverhältniſſe zwiſchen 
Eltern und Kindern werden im Gegenſatz 
zu ſolchen zwiſchen Ehegatten oft auch einkommen⸗ 
ſteuerrechtlich anzuerkennen ſein. Allerdings geht 
hier das Einkommenſteuerrecht nicht etwa weiter 
als das bürgerliche Recht. Nach bürgerlichem Recht 
iſt ein Kind, ſolange es dem elterlichen Hausſtand 
angehört, und von den Eltern erzogen und unter⸗ 
halten wird, verpflichtet, in einer ſeinen Kräften und 
ſeiner Lebensſtellung entſprechenden Weiſe den Eltern 
in ihrem Hausweſen und Geſchäft Dienſte zu leiſten 
(8 1617 BGB). Die Grundlage für dieſe Arbeiten der 
Kinder iſt hier nicht etwa ein Arbeitsverhältnis, ſon⸗ 
dern die familienrechtliche Bindung. Auch das Ein⸗ 
kommenſteuerrecht wird in ſolchen Fällen ein Arbeits⸗ 
verhältnis nicht anerkennen. 


In der Landwirtſchaft ſpielt die Mitarbeit der 
Kinder eine beſondere Rolle. Arbeitsverhältniſſe 
zwiſchen Eltern und Kindern werden grundſätzlich 
nicht anzuerkennen ſein, weil die familienrechtlichen 
Beziehungen hier beſonders ſtark in Erſcheinung 
treten. Daher können die Zuwendungen an volljährige 
Kinder bei Ermittlung des Gewinnes an ſich auch 
nicht abgezogen werden. Den Veranlagungsrichtlinien 
für 1937 (O12) gemäß dürfen aber Land- und Forſt⸗ 
wirte für im Betrieb tätige Kinder, für die ihnen 
Kinderermäßigung nicht mehr zuſteht, aus Billigkeits⸗ 
gründen einen Betrag in Höhe der Hälfte des orts⸗ 
er Arbeitslohns eines volljährigen Knechtes 

ber volljährigen Magd bei der Ermittlung des 
de 1 2 abſetzen. Mit dieſer Regelung wird nicht 
ſteuerlich die beitsverhältnis anerkannt. Daher ſind 
als Arbei e Zuwendungen bei den Kindern auch nicht 

eitslohn anzuſehen. 


Daß in A. en 8 8 
ſchaft ein Arbeitsvebnrrfülen auch in der Landwirt⸗ 


hältnis zwiſchen Eltern und Kin⸗ 
ine werden kann, ergibt ſich aus der 
ziehe er es Reichsfinanzhofs (NFH-Urteil vom 
9. Auguſt 1981 VIA 1546/31, NStBBl. 1931 S. 912: 


Sohn eines Landwirts — 8 5 = 
amter — als Angeſtellter ehe 5 Mien We 


Bei gewerblichen Betrieben, in denen 
Kinder mitarbeiten, wird ſtets zu prüfen ſein, ob ein 
Arbeitsverhältnis ernſtlich gewollt iſt. Oft kann die 
ordnungsmäßige Entrichtung der ſozialen Beiträge ein 
Anhaltspunkt für die Beurteilung ſein. Auch wird die 
Frage, ob die Arbeit benötigt und eine fremde Arbeits⸗ 
kraft erſpart wird, zu prüfen ſein. Die Höhe des an 
die Kinder gezahlten Lohns kann nur in normalen 
Grenzen anerkannt werden. Der Teil des Lohns, der 
über den Rahmen deſſen hinausgeht, was eine fremde 
Arbeitskraft erhalten würde, kann nicht als Betriebs⸗ 
ausgabe anerkannt, ſondern muß als Privatentnahme 
angeſehen werden. Iſt ein Sohn, der den Betrieb 
ſeines alternden Vaters ſpäter übernehmen ſoll, in 
dieſem Betrieb an leitender Stelle gegen Umſatzbeteili⸗ 
gung beſchäftigt, ſo kann Mitunternehmerſchaft vor⸗ 
liegen (RF H⸗Urteil vom 27. Juli 1988 VI A 391/38, 
RStl. 1938 S. 908). 


Neben Unterhaltsleiſtungen und Arbeitslohn 
können die Zuwendungen auch Gewinnbeteiligung 
oder Vorleiſtungen auf künftige Erbſchaft darſtellen. 
Es kommt ſteuerlich in erſter Linie nicht ſo ſehr auf 
die perſönlichen Geſichtspunkte und Abſichten der Be⸗ 
teiligten, ſondern auf den äußerlich erkennbaren Tat⸗ 
beſtand und vor allem auf die allgemeine Verkehrs⸗ 
auffaſſung an (RF H⸗Urteil vom 3. März 1937 
VI A 63936, RStBl. 1937 S. 924). 


Der Unterhalt an Hausangehörige in Form von 
Nahrung, Kleidung und Wohnung (auch Taſchengeld) 
kann trotz Anerkennung eines Arbeitsverhältniſſes 
nicht als Arbeitsvergütung anerkannt, ſondern muß 
als ſteuerpflichtige Verwendung des Einkommens an⸗ 
geſehen werden. Die familienrechtliche Bindung tritt 
inſoweit wieder in den Vordergrund (Hinweis auf 
Backeberg: Kinder im Betrieb des Vaters, DStz 
1938 Nr. 3). 


9. Zuwendungen der Kinder an die Eltern als Entgelt 
für die Überlaſſung eines Betriebes 


Als Entgelt für Guts⸗ und Geſchäftsüberlaſſun⸗ 
gen oder für die Überlaſſung von ſonſtigem Vermögen 
übernehmen die Kinder oft die Altersverſorgung ihrer 
Eltern. Entweder wird für die Überlaſſung eine be- 
ſtimmte Pacht gezahlt, oder es wird eine Rente ent⸗ 
richtet oder aber die Eltern bekommen ein Altenteil. 
In allen dieſen Fällen haben die einzelnen Leiſtun⸗ 
gen in der Regel ihren Grund nicht ausſchließlich in 
familienrechtlichen Beziehungen. Hier ſteht meiſt die 
Gegenleiſtung für eine Leiſtung im Vordergrund. In 
welcher Form auch der Sohn ſeinem Vater oder ſeiner 
Mutter die Gegenleiſtung für die Überlaffung eines 
Betriebes darbringt, für ihn bildet dieſe Gegenleiſtung 
eine ſein ſteuerpflichtiges Einkommen mindernde Aus⸗ 
gabe. 


Zweifelhaft kann nur ſein, ob dieſe Ausgaben Be⸗ 
triebsausgaben (Werbungskoſten) oder Sonderaus- 
gaben ſind. Pachtzins zahlungen ſind regel⸗ 
mäßig als Betriebsausgaben anzuſehen, die die Ein⸗ 
künfte aus der einzelnen Einkunftsart mindern. 
Altenteilsleiſtungen ſtehen mit dem land⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb, aus dem ſie geleiſtet werden, 
meiſt in ſo engem Zuſammenhang, daß ſie von den 
Betriebseinkünften abgezogen werden können (RF H⸗ 
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Urteil vom 12. September 1934 VI A 360/34, 
RStBl. 1935 S. 157). Renten dagegen, die Kinder 
ihren Eltern für die Übernahme eines gewerblichen 
Betriebes zahlen, ſind nur als Sonderausgaben von 
dem Geſamtbetrag der Einkünfte abzugsfähig (Blü⸗ 
mich, Einkommenſteuergeſetz vom 6. Februar 1938 
3. Auflage, Seite 273), 


Auf der andern Seite muß der Empfänger, alſo 
der Vater oder die Mutter, dieſe erhaltenen Leiſtungen 
$ 21 EStG gemäß (Einkünfte aus Verpachtung) oder 
$ 22 Ziffer 1b EStG gemäß (Leibrenten, Leibge⸗ 
dinge) verſteuern. Auf § 22 Ziffer 16 EStG, wonach 
wiederkehrende Zuſchüſſe und ſonſtige Vorteile, die an 
eine geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſon gewährt 
werden, dieſer nicht zuzurechnen ſind, kann ſich der 
Empfänger nicht berufen. Dieſe nicht wegen familien⸗ 
rechtlicher Beziehungen, ſondern aus einem andern 
Grund geleiſteten Renten und Altenteile haben ihre 
beſondere, und zwar ſteuer pflichtige Regelung in 
Ziffer 1b des § 22 EStG gefunden (RFH-Urteil 
vom 18. Oktober 1933 VI A 203/33, RStBI. 1933 
S. 1287). 


10. Zuwendungen des Vaters an ſeine verheiratete 
Tochter 


Koſten, die anläßlich der Verheiratung einer 
Tochter entſtehen, insbeſondere die Ausſteuerkoſten, 
fallen in den privaten Lebenskreis. Es handelt ſich 
hier um Koſten der Lebenshaltung, die § 12 ESt 
gemäß nichtabzugsfähige Ausgaben darſtellen. Auf 
der andern Seite iſt die Tochter nicht ſteuerpflichtig, 
weil dieſe einmalige Vermögenszuwendung unter 
keine der im Einkommenſteuergeſetz bezeichneten Ein⸗ 
kunftsarten fällt. 


Durch die Verheiratung der Tochter erliſcht die 
Unterhaltspflicht des Vaters nicht. Zwar iſt der Ehe⸗ 
mann der Tochter vor dem Vater unterhaltspflichtig. 
Der Vater gehört aber nach wie vor zu den objektiv 
unterhaltspflichtigen Perſonen. Wendet der Vater 
ſeiner verheirateten Tochter regelmäßig Geldbeträge 
zur Erleichterung der Wirtſchaftsführung oder zur 
perſönlichen Verwendung zu (Nadelgeld), ſo gehören 
dieſe Zuwendungen zu den nichtabzugsfähigen Aus⸗ 
gaben an unterhaltsberechtigte Perſonen im Sinn des 
§ 12 EStG. Der Vater kann nicht etwa einwenden, 
er ſei ſeiner Tochter gegenüber überhaupt nicht mehr 
unterhaltspflichtig, dieſe Pflicht treffe jetzt ſeinen 
Schwiegerſohn. — Es kommt nicht darauf an, ob im 
einzelnen Fall ein Unterhaltsanſpruch nach bürger⸗ 
lichem Recht mit Erfolg durchgeführt werden könnte. 
Maßgebend iſt, ob die Beteiligten in einem ſolchen 
Verwandtſchaftsverhältnis ſtehen, das 
nach bürgerlichem Recht eine Unterhaltspflicht be⸗ 
gründen kann. Liegt die erſte und wichtigſte Voraus⸗ 
ſetzung für die Unterhaltspflicht vor, dann hat die 
Steuerbehörde die weiteren Vorausſetzungen, die nach 
bürgerlichem Recht zur Durchführung des Anſpruchs 
erforderlich wären, nicht mehr nachzuprüfen. Die 
Fragen alſo, ob der Empfänger bedürftig und der 
Geber leiſtungsfähig oder ob ein anderer vor dem 
Geber unterhaltspflichtig ift, iſt einkommenſteuerrecht⸗ 
lich belanglos. 


Selbſt eine Bindung durch notariellen Vertrag zu 
den regelmäßigen Leiſtungen an die verheiratete 
Tochter ändert an dieſer einkommenſteuerrechtlichen 
Beurteilung nichts (R§H⸗Urteil vom 26. Auguſt 1936 
VI A 652/86, Kartei Mrozek, EStG 1925 
Ziffer 2, R. Nr. 6). 


Wird ein notarieller Vertrag nicht mit der Toch⸗ 
ter, ſondern mit dem Schwiegerſohn abgeſchloſſen, ſo 
wird der Sachverhalt nicht anders beurteilt werden 
dürfen. Im Ergebnis will der Vater regelmäßig die 
Leiſtungen ſeinem leiblichen Kind zugewendet wiſſen. 
Die Mittelbarkeit der Zuwendung ändert alſo an der 
Nichtabzugsfähigkeit beim Geber nichts. 


Die Wechselwirkung, in der § 22 Ziffer Ic zu 812 
Ziffer 2 EStG ſteht, zeigt ſich hier in der Weiſe, daß 
die Beträge, die der Vater von ſeinem Einkommen 
nicht abſetzen darf, von der Tochter auch nicht zu ver⸗ 
ſteuern ſind. 


11. Zuwendungen des Vaters an ſeine geſchiedene 

Tochter 

Bei regelmäßigen Leiſtungen an ſeine geſchiedene 
Tochter kann ſich der Vater ebenſowenig wie bei Lei⸗ 
ſtungen an ſeine verheiratete Tochter darauf berufen, 
daß der geſchiedene Ehemann der Tochter unterhalts⸗ 
pflichtig ſei. Die natürlichen Bande zwiſchen Vater 
und Tochter ſind durch Heirat und Scheidung der 
Tochter nicht zerriſſen. Ob der geſchiedene Ehemann 
der Tochter ſeiner Unterhaltspflicht nachkommt oder 
nicht, und ob die Tochter ihren Unterhalt etwa aus 
Einkünften ihres Vermögens beſtreiten kann, iſt ein⸗ 
kommenſteuerrechtlich belanglos. Es gilt grundſätzlich 
dasſelbe wie bei den Zuwendungen an die verheira⸗ 
tete Tochter (Hinweis auf Abſchnitt 10). Ein Vater, 
der ſich ſeiner Tochter und ſeinem früheren Schwieger⸗ 
ſohn gegenüber durch notariellen Vertrag verpflichtet 
hatte, die Tochter ſtandesgemäß zu unterhalten, darf 
die ſeiner Tochter zugewendete Rente von ſeinem Ein⸗ 
kommen nicht abſetzen (RFH-Urteil vom 6. November 
1935 VI A 565/35, Kartei Mrozek, § 12 Ziffer 2 
EStG, R. Nr. 2). 


12. Zuwendungen an den ſchuldlos geſchiedenen Ehe⸗ 

gatten 

Sowohl nach dem bisherigen bürgerlichen Recht 
als auch nach dem neuen Ehegeſetz iſt der für ſchuldig 
erklärte Ehegatte dem ſchuldlos geſchiedenen Ehegatten 
gegenüber geſetzlich zum Unterhalt verpflichtet (8 1578 
BGB, 8 66 des Ehegeſetzes). Nur der Grad der Unter⸗ 
haltspflicht hat ſich geändert. Während bisher ftan- 
desgemäßer Unterhalt zu gewähren war, iſt nun⸗ 
mehr angemeſſener Unterhalt zu leiſten. Eben⸗ 
ſowenig wie nach der bisherigen Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs die Finanzbehörden zu unterſuchen 
hatten, ob der Unterhalt „ſtandesgemäß“ und damit 
geſetzlich im bürgerlich rechtlichen Sinn iſt, brauchen 
ſie jetzt zu prüfen, ob der Unterhalt „angemeſſen“ iſt. 
Für die Finanzbehörden genügt allein der Schuldaus⸗ 
ſpruch und damit die Feſtſtellung, daß der ſchuldlos 
geſchiedene Ehegatte zu den geſetzlich unterhaltsberech⸗ 
tigten Perſonen gehört. Gehen die Zuwendungen über 
den Rahmen deſſen, was man billigerweiſe als ange⸗ 
meſſen bezeichnen kann, hinaus, ſo verlieren die Zu⸗ 
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wendungen trotzdem nicht ihren Charakter als Zu⸗ 
wendung an unterhaltsberechtigte Perſonen. Sie ſind 
alſo § 12 Ziffer 2 EStG gemäß bei dem Geber nicht 
abzugsfähig und bei dem Empfänger § 22 Ziffer 16 
ESt gemäß nicht ſteuerpflichtig. 


Bei der Steuerfreiheit § 22 Ziffer 16 EStG 
gemäß wird allerdings vorausgeſetzt, daß der Geber 
unbeſchränkt ſteuerpflichtig iſt. Die Verkoppelung des 
§ 22 Ziffer 16 EStG mit $ 12 Ziffer 2 ESG iſt 
aber nicht ſo ſtark, daß die Verſteuerung beim 
Empfänger regelmäßig die Abzugsfähigkeit beim 
Geber auslöſt. Auch ein beſchränkt Steuerpflichtiger 
darf die Unterhaltsrente, die er an ſeine geſchiedene 
unbeſchränkt ſteuerpflichtige Ehefrau aus in Deutſch⸗ 
land beſteuerten Einkünften zahlt, nicht abziehen. Für 
ihn gilt § 12 Ziffer 2 EStG ebenſo wie für den unbe⸗ 
ſchränkt Steuerpflichtigen. Trotzdem muß die Frau 
die Rente verſteuern (RF H⸗Urteil vom 2. März 1933 
VI A 2051 und 2052/32, RStBl. 1933 S. 585). 


Einem für ſchuldig erklärten Ehegatten wurde 
nach bisherigem Recht derjenige Ehegatte gleichgeſtellt, 
deſſen Ehe wegen Geiſteskrankheit des andern Ehe⸗ 
gatten geſchieden war ($ 1583 BGB). Für die Finanz⸗ 
behörden waren alſo auch alle Zuwendungen des Ehe⸗ 
gatten, der die Scheidung beantragt hat, geſetzliche 
Unterhaltsleiſtungen. 


Das neue Ehegeſetz hat in ſolchen Fällen, in 
denen die Ehe aus einem nicht auf Verſchulden be⸗ 
ruhenden Scheidungsgrund geſchieden iſt, denjenigen 
Ehegatten, der die Scheidung verlangt hat, nicht 
ſchlechthin dem für ſchuldig erklärten Teil gleich- 
geſtellt. Es hat ihm nur die Pflicht auferlegt, dem 
andern Ehegatten Unterhalt zu gewähren, wenn und 
ſoweit dies der Billigkeit entſpricht. Geſetzlich 
find danach nur Zuwendungen, wenn fie der Billig- 
= entſprechen. Die Finanzbehörden müßten jetzt die 
it prüfen; denn wenn die Zuwendungen nicht 
billig ſind, ſind ſie auch keine geſetzlichen Unterhalts⸗ 
leiſtungen. Ich bin trotzdem der Anſicht, daß die 
Einanzbehörden dieſe Prüfung nicht vorzunehmen 
haben. In Weiterentwicklung der Rechtſprechung des 
Reichsfinanzhofs werden dieſe Unterhaltsleiſtungen 
pe Zuwendungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte 
1 angeſehen werden müſſen. Ob die Zu⸗ 
5 endungen wirklich der Billigkeit entſprechen, braucht 
Unt Finanzamt nicht zu prüfen. Ebenſo wie bei den 
- erhaltsleiſtungen auf verwandtſchaftlicher Grund⸗ 
1 die Verwandtſchaft als objektive Voraus- 
3 ſteuerlich für die Verweigerung des Abzugs 

= fo wird bier die frühere Ehe und die 
8 ohne Schuldausſpruch die ſteuerlich allein 
75 Dis rundlage für die Beurteilung bilden 
forderlichen anderen nach bürgerlichem Recht er⸗ 
Einkommens. biestiven Vorausſetzungen, wie z. B. 
dürfniſſe des in g ermögensberhältniffe und Be⸗ 
Bedürfniſſe und uſpruch genommenen Ehegatten, 
noch nicht verſorgt wirtſchaftliche Verhältniſſe ſeiner 
9 8 52 cht = ae oder des neuen Ehegatten 
daun m manzamt nicht zu prüfen. Es 
eh . 15 en dieſen ohne Schuldausſpruch ge- 
chiedenen Ehen, in denen der eine Ehegatte dem 
anderen Unterhalt gewährt, unterſtellt werden, daß 
die Zuwendungen der Billigkeit entſprechen. Damit 


iſt ihr Charakter als geſetzliche Unterhaltsleiſtungen 
feſtgeſtellt. 

übergangsregelung. Die Unterhalts- 
pflicht geſchiedener Ehegatten, von denen nur einer 
oder keiner für ſchuldig erklärt worden iſt, richtet ſich 
8 96 des Ehegeſetzes gemäß künftig nach neuem Recht, 
auch wenn die Ehe vor dem 1. Auguſt 1938 (Inkraft⸗ 
treten des Ehegeſetzes) geſchieden iſt. 

Dieſe Regelung gilt nicht für das Land Oſterreich 
(8 111 des Ehegeſetzes) und nicht für das Sudetenland 
(§ 29 der Verordnung zur Einführung des großdeut⸗ 
ſchen Eherechts in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 
22. Dezember 1938, RGBl. I S. 1987). 


13. Zuwendungen unter mitſchuldig geſchiedenen Ehe⸗ 
gatten 


Sind beide Ehegatten für ſchuldig 
erklärt worden, ohne daß einem von ihnen ein über⸗ 
wiegendes Verſchulden trifft, ſo beſtand nach bis⸗ 
herigem Recht kein gegenſeitiger geſetzlicher Unterhalts⸗ 
anſpruch. Hat z. B. in einem ſolchen Fall der ge⸗ 
ſchiedene Ehegatte dem andern eine Unterhaltsrente 
gewährt, ſo konnte er dieſe Rente von ſeinem Ein⸗ 
kommen abſetzen. Der andere Ehegatte hatte die Rente 
zu verſteuern. Dem neuen Ehegeſetz gemäß (§ 68) 
kann dem einen mitſchuldig geſchiedenen Ehegatten ein 
von dem andern zu leiſtender Beitrag zum Unterhalt 
zugebilligt werden, wenn er ſich nicht ſelbſt unterhalten 
kann und die Leiſtung des Beitrags mit Rückſicht auf 
die Verhältniſſe der Billigkeit entſpricht. Ebenſo wie 
bei der Scheidung ohne Schuldausſpruch ſind auch hier 
für das Entſtehen der geſetzlichen Unterhaltspflicht vor 
allem ſubjektive Geſichtspunkte maßgebend. Die Prü⸗ 
fung dieſer ſubjektiven Vorausſetzungen durch die 
Finanzbehörden dürfte nicht immer leicht ſein. Es 
muß daher auch hier gefordert werden, daß für die 
ſteuerliche Beurteilung der Zuwendungen unter mit⸗ 
ſchuldig geſchiedenen Ehegatten nur die Feſtſtellung 
genügt, daß eine Ehe beſtanden hat und wegen beider⸗ 
ſeitigen Verſchuldens geſchieden iſt. Mit dieſer Feſt⸗ 
ſtellung erhalten alle dieſe Zuwendungen ihren Cha⸗ 
rakter als geſetzliche Unterhaltsleiſtungen im Sinne 
des Einkommenſteuergeſetzes. 

übergangsregelung. Im 8 96 des Ehe⸗ 
geſetzes iſt beſtimmt, daß die Unterhaltspflicht der 
beiden für ſchuldig erklärten Ehegatten ſich nach bis⸗ 
herigem Recht richtet, wenn die Ehe vor dem 1. Auguſt 
1938 geſchieden iſt. Die neue Regelung gilt erſt für die 
nach dem 1. Auguſt 1938 geſchiedenen Ehen. . 

Dieſe Regelung gilt nicht für das Land Hſterreich 
($ 111 des Ehegeſetzes) und nicht für das Sudeten⸗ 
land (8 29 der Verordnung zur Einführung des groß⸗ 
deutſchen Eherechts in den ſudetendeutſchen Gebieten, 
RGBl. 1938 J S. 1987). 


14. Zuwendungen an den geſchiedenen und für ſchuldig 

erklärten Ehegatten 

Weder nach dem bisherigen bürgerlichen Recht 
noch nach dem neuen Ehegeſetz beſteht eine geſetzliche 
Unterhaltspflicht für den ſchuldlos geſchiedenen Ehe⸗ 
gatten gegenüber dem für ſchuldig erklärten Ehegatten. 
Zuwendungen des ſchuldlos geſchiedenen Ehegatten an 
den für ſchuldig erklärten Ehegatten können daher 
niemals geſetzliche Unterhaltsleiſtungen darſtellen. 
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Solche Zuwendungen find freiwillige Zuwendungen 
im Sinn des Einkommenſteuergeſetzes. Beruhen dieſe 
Zuwendungen auf einer rechtsgültigen vertraglichen 
Bindung, ſo ſind ſie beim Geber abzugsfähig und beim 
Empfänger zu verſteuern. 


15. Zuwendungen an den geſchiedenen, aber wieder 

verheirateten Ehegatten 

Durch die Wiederverheiratung eines geſchiedenen 
Ehegatten erliſcht ſowohl nach bisherigem Recht als 
auch nach dem neuen Ehegeſetz ſein Unterhaltsanſpruch. 
Es iſt gleichgültig, aus welchem Grund die Ehe ſeiner⸗ 
zeit geſchieden worden iſt. Leiſtungen des früheren an 
den wieder verheirateten Ehegatten ſind keine geſetz⸗ 
lichen Unterhaltsleiſtungen mehr. 


Hinweis auf das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 
13. Juni 1933 VI A 185/33, RStBl. 1933 S. 1008: 


„Der Beſchwerdeführer hat im November 1930 die 
geſchiedene Frau des Bankiers X geheiratet. Seine 
Frau erhält von ihrem erſten Manne, der bei der 
Scheidung für allein ſchuldig erklärt worden war, 
auf Grund eines notariellen Vertrages eine Jahres- 
rente von 120 000 RM. . . . Da mit der Wiederver- 
heiratung der Ehefrau des Beſchwerdeführers die 
Unterhaltspflicht ihres erſten Ehemannes erloſchen 
iſt ($ 1581 BGB), beruhen deſſen Leiſtungen ſeit 
dieſer Zeit nicht mehr auf geſetzlicher Unterhalts- 
pflicht.“ 


16. Zuwendungen an Schwiegereltern 

Schwiegereltern gehören nicht zu den 
geſetzlich unterhaltsberechtigten Perſonen. Nach der 
Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs ſind Zuwendun⸗ 
gen an Schwiegereltern aber immer dann als Zuwen⸗ 
dungen an geſetzlich unterhaltsberechtigte Perſonen an- 
zuſehen, wenn der Zuwendende mit dem Kinde der 
Schwiegereltern zuſammen veranlagt wird (RF H⸗ 
Urteil vom 25. Auguſt 1937 VI A 446/37, RStBl. 
1938 ©. 1114, RJ H⸗Urteil vom 9. September 1937 
VI A 45/37, Kartei Mrozek, § 12 Ziffer 2 EStG, 
R. Nr. 10), 


Durch die Zuſammenveranlagung ſoll die ſchwie⸗ 
rige Ermittlung erſpart werden, welches Einkommen 
und welche Belaſtung auf den einzelnen Ehegatten ent⸗ 
fällt. Die Ehegatten werden, ſolange ſie nicht dauernd 
getrennt leben und unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind, 
einkommenſteuerlich als Einheit behandelt. Eine 
Belaſtung des einen Ehegatten trifft einkommenſteuer⸗ 
rechtlich auch den andern. Die den einen Ehegatten 
treffende Unterhaltsleiſtung iſt daher ſo anzuſehen, als 
ob auch der andere ſie zu leiſten verpflichtet iſt. 
Dieſer vom Reichsfinanzhof herausgearbeitete Grund⸗ 
ſatz bringt insbeſondere für die Finanzverwaltung eine 
zu begrüßende Einfachheit. Vereinzelte Stimmen, die 
glauben, daß dieſe Regelung über 8 1 des Steuer⸗ 
anpaſſungsgeſetzes hinausginge, entbehren der Be⸗ 
rechtigung. 


17. Erfüllung der geſetzlichen Unterhaltspflicht durch 
die Erben 
Grundſätzlich erliſcht die geſetzliche Unterhalts⸗ 
pflicht mit dem Tod des Verpflichteten. Das Geſetz 
kennt nur zwei Ausnahmen. Die Unterhaltspflicht des 
geſchiedenen Ehegatten und des unehelichen Vaters 
geht auf die Erben über ($ 1582 BGB, jetzt 878 des 
Ehegeſetzes und § 1712 BGB). Einkommenſteuerrecht⸗ 
lich werden die durch den Erben aufgewendeten Unter⸗ 
haltsbeträge ſo zu behandeln ſein, als hätte ſie der 
urſprünglich Verpflichtete ſelbſt aufgewendet. Daher 
ſind z. B. Aufwendungen des Erben zur Erfüllung der 
auf ihn übergegangenen Unterhaltspflicht des Erb⸗ 
laſſers gegenüber deſſen ſchuldlos geſchiedener Ehefrau 
nicht abzugsfähig. Anderſeits braucht die Empfängerin 
die Leiſtungen nicht zu verſteuern. 
Hinweis auf das Urteil des Reichsfinanzhofs vom 
6. Mai 1936 VI A 518/85, RStBl. 1936 S. 861: 
„Auch wenn, wie im vorliegenden Fall, die Verpflich⸗ 
tung im Weg der Erbfolge auf einen andern über⸗ 
geht, bleibt die geſchiedene Ehefrau geſetzlich unter⸗ 
haltsberechtigt, und es iſt nicht einzuſehen, warum 
die geſchiedene Frau durch einen ſolchen Wechſel in 
der Perſon des Verpflichteten die Steuerfreiheit ver⸗ 
lieren ſollte.“ 


Nachteststellung und Nachveranlagung 


Von Obersteuerinspektor Wegner, Berlin, Reichsfinanzministerium 
Inhalt: 


Nachfeſtſtellung, 
Nachfeſtſtellungszeitpunkt, 
„Beſonderheiten beim land⸗ und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Vermögen, 
Beſonderheiten beim Grundvermögen, 
5 Grundbeſitz im Zuſtand der Bebauung, 
1 Beſonderheiten beim Betriebsvermögen, 
.Nachveranlagung der Vermögenſteuer, 
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1. Nachfeſtſtellung 
§ 23 R BewG gemäß findet eine nachträg⸗ 
liche Einheitswertfeſtſtellung ſtatt, wenn 
nach dem Hauptfeſtſtellungszeitpunkt 
a) eine wirtſchaftliche Einheit (Unter⸗ 
einheit) neu gegründet wird; 
b) für eine bereits beſtehende mirt- 
ſchaftliche Einheit (Untereinheit) 


8. Nachveranlagungszeitpunkt, 

9. Sonſtiges Vermögen, 

10. Schulden, 

11. Freibeträge bei der Vermögenſteuer, 
12. Grundſteuer, 

13. Gewerbeſteuer, 

14. Aufbringungsumlage. 


der Grund für die Befreiung von 

einer Steuer wegfällt. 
Der Begriff der wirtſchaftlichen Einheit 
ergibt ſich aus § 2 RBew. Wirtſchaftliche 
Untereinheiten ſind Gewerbeberechtigungen, 
die zu einem Betriebsvermögen gehören, und Betriebs- 
triebsgrundſtücke. 

Im erſten Fall der Nachfeſtſtellung war die wirt⸗ 
ſchaftliche Einheit oder Untereinheit am vorher⸗ 
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gehenden Hauptfeſtſtellungszeitpunkt noch nicht 
vorhanden. Im zweiten Fall war ſie bereits vor⸗ 
handen, eine Einheitswertfeſtſtellung iſt jedoch 
unterlaſſen worden, weil ſie ohne ſteuerliche Be⸗ 
deutung geweſen wäre. 


Neugründungen von wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heiten kommen beſonders oft beim Betriebsver⸗ 
mögen vor, z. B. wenn ein Gewerbebetrieb eröffnet 
wird, oder eine Kapitalgeſellſchaft gegründet wird. 


Im Fall der Umwandlung — eine Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung wird Aktiengeſellſchaft 
oder eine Kapitalgeſellſchaft wird Perſonengeſell⸗ 
ſchaft — erliſcht die Steuerpflicht einer Perſon, 
und die Steuerpflicht einer neuen Perſon oder 
mehrerer Perſonen entſteht. Dieſer Vorgang iſt 
jedoch nicht als Neugründung einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheit anzuſehen. Es iſt nicht eine Nach⸗ 
feſtſtellung, ſondern eine Zurechnungsfort⸗ 
ſchreibung ($ 225 a AO) vorzunehmen, die er⸗ 
forderlichenfalls mit einer Wertfortſchreibung 
zu verbinden iſt. 


Der Wegfall einer Steuerbefreiung 
kommt am meiſten beim Grundbeſitz vor (Be⸗ 
günſtigung des Neuhausbeſitzes, Befreiungen auf 
Grund von § 4 GrStG). 


Iſt aber der ſteuerbefreite Grundbeſitz nicht als 
wirtſchaftliche Einheit für ſich zu betrachten, 
ſondern als Tei! einer bereits bewerteten wirtſchaft⸗ 
lichen Einheit des Grundvermögens oder land- und 
forſtwirtſchaftlichen Vermögens, dann iſt nicht eine 
Nachfeſtſtellung vorzunehmen, ſondern eine Wert⸗ 
fortſchreibung ($ 22 RBewGh). Der Wegfall 
der Steuerfreiheit gilt als Beſtandsverände⸗ 
rung (§ 3 Abſatz 2 RBew DB 1935). 


Es kommt vor, daß die Bewertung einer wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheit bei der allgemeinen Feſtſtellung 
der Einheitswerte irrtümlich unterbleibt. Dann iſt 
die Hauptfeſtſtellung nachzuholen. Es 
handelt ſich dabei nicht um eine Nachfeſtſtellung im 
Sinn des § 23 RBewG. 


Die Nachfeſtſtellung von Einheitswerten erfolgt 
el Am ts wegen. Das Finanzamt iſt dabei an 
1 einerlei Friſt gebunden. Selbſtverſtändlich 
wird ſie nur dann vorgenommen, wenn ſie von ſteuer⸗ 
licher Bedeutung iſt. 


f Die Nachfeſtſtellung von Einheitswerten kann 
owohl die Nachveranlagung als auch die 
eus der Vermögenſteuer 
a die 7 haben. Ihre Wirkung kann ſich außerdem 
Nane ufbringungsumlage, die Grund⸗ 
} r und die Gewerbeſteuer erſtrecken. 


2. Nachſeſtſtellungszeitpunkt 
„aöhfeftftelkungszeitpuntt 
Kalender B grundſätzlich der Beginn des 
Erk n maßgebenden 
. ſründung der wirtſchaftlichen 
19 1 5 en des Grundes der Steuerbefrei⸗ 
5 ; Endet jedoch eine befriſtete Steuer- 
efreiung infolge Ablaufs der Friſt, fo ift 
Nachfeſtſtellungszeitpunkt der Beginn desjenigen 


iſt 8 23 Abſatz 2 


Kalenderjahrs, in dem die Steuer⸗ 


pflicht eintritt. 


Der Nachfeſtſtellung werden die Verhältniſſe i m 
Nachfeſtſtellungs zeitpunkt (1. Januar) 
zugrunde gelegt. Abweichungen von den Ver⸗ 
hältniſſen des 1. Januar ſind in den Abſchnitten 3 
und 6 behandelt. 


Die Wirkung einer Nachfeſtſtellung beginnt im 
allgemeinen ein Vierteljahr nach dem Nach⸗ 
feſtſtellungszeitpunkt. 


Eine Nachfeſtſtellung iſt auch nach den Verhält⸗ 
niſſen eines Hauptfeſtſtellungzeitpunkts 
möglich; denn die Wirkung der Hauptfeſtſtellung tritt 
erſt fünf Vierteljahre nach dem Feſtſtellungszeit⸗ 
punkt ein. Hauptfeſtſtellung und Nachfeſtſtellung 
konkurrieren alſo nicht miteinander. Die 
Hauptfeſtſtellung iſt in keiner Weiſe an den Wert 
gebunden, der bei der Nachfeſtſtellung auf denſelben 
Zeitpunkt ermittelt worden iſt. Die beiden 
Wertfeſtſtellungen können mit voller 
Berechtigung voneinander abweichen. 


3. Beſonderheiten beim land- und forſtwirtſchaftlichen 
Vermögen 


Beim landwirtſchaftlichen Vermögen 
gelten für die Nachfeſtſtellung hinſichtlich der Größe 
des Betriebs, des Umfangs und Zuſtands 
der ſtehenden Betriebsmittel die Ver⸗ 
hältniſſe im Nachfeſtſtellungs zeitpunkt 
(1. Januar). Hinſichtlich der umlaufenden Be⸗ 
triebsmittel iſt grundſätzlich der Stand am 
30. Juni des Jahrs maßgebend, das dem Nachfeſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt vorange ht. Bei buchführenden 
Landwirten tritt gegebenenfalls an Stelle des 30. Juni 
der Schlußtag des letzten Wirtſchaftsjahrs 
vor dem Nachfeſtſtellungszeitpunkt. 


Die Bewertung hat nach den Wertverhältniſſen 
vom 1. Januar 1935 zu erfolgen. Sie iſt nach 
denſelben Richtlinien durchzuführen, die für die 
Hauptfeſtſtellung galten. Es bleibt insbeſon⸗ 
dere bei dem Hektarhöchſtſatz von 3 780 RM. Eine ſeit 
dem 1. Januar 1935 eingetretene Verbeſſerung 
der äußeren Verkehrslage iſt außer Betracht 
zu laſſen. 

Beim forſtwirtſchaftlichen Vermögen 
gelten für den Beſtand die Verhältniſſe im Nach ⸗ 
feſtſtellungs zeitpunkt, für die Bewer⸗ 
tung die Verhältniſſe vom 1. Januar 2 93 5. 
Maßgebend bleiben die Hektar⸗ und Hundertſätze, die 
für die Hauptfeſtſtellung 1935 beſtimmt worden find. 


Beim Weinbauvermögen, beim gärt⸗ 
neriſchen Vermögen und beim übrigen land⸗ 
un d forſtwirtſchaftlichen 2 Vermögen 
(8 49 R BewG) gelten für die Größe des Be⸗ 
triebs und den Umfang und Zuſtand der 
ſtehenden Betriebsmittel die Verhältniſſe 
im Nachfeſtſtellungszeitpunkt (1. Ja⸗ 
nuar), für den Beſtand an umlaufenden Be⸗ 
triebsmitteln in der Regel die Verhältniſſe des 
30. Juni, der dem Nachfeſtſtellungszeitpunkt voran⸗ 
geht. Die Bewertung erfolgt nach den Verhält⸗ 
niſſen vom 1. Januar 1935. Maßgebend bleiben 
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für die Weinbaubetriebe der Hektarhöchſtſatz von 
160 000 AM, für die Gärtnereien die Entſcheidungen, 
die auf Grund von 8 48 Abſatz 3 RBewG ergangen 
ſind, und die Richtlinien der Oberfinanzpräſidenten 
für 1935. 

Wird eine wirtſchaftliche Einheit des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Vermögens, des Weinbauvermögens, des 
gärtneriſchen oder des übrigen land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Vermögens (8 49 Rem) erſt nach 
einem 30. Juni gegründet, ſo kann dieſer Tag 
nicht für die Ermittlung der umlaufenden Betriebs⸗ 
mittel maßgebend ſein. Sinngemäß tritt dann an 
Stelle des 30. Juni der Gründungstag der wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheit. 


4. Beſonderheiten beim Grundvermögen 


Bei bebauten und unbebauten Grund⸗ 
ſtücken iſt für die Nachfeſtſtellung der tat ſäch⸗ 
liche Zuſtand (Beſtand, bauliche Verhältniſſe uſw.) 
im Nachfeſtſtellungszeitpunkt maßgebend. 
Der Bewertung ſind die Verhältniſſe vom 
1. Januar 1935 zugrunde zu legen. Eine ſeit dem 
1. Januar 1935 eingetretene Verbeſſerung der 
Verkehrslage eines Grundſtücks iſt außer Be- 
tracht zu laſſen, ebenſo die inzwiſchen erfolgte Ab⸗ 
nutzung der Gebäude. 


Bei Fabrikgrundſtücken bleibt es bei den 
Nutzungsziffern, die für 1935 beſtimmt worden find. 
Desgleichen ſind ſonſtige Richtzahlen unverändert an⸗ 
zuwenden. 

Für die Ermittlung der Jahresrohmiete 
gilt der tatſächliche Zuſtand der Grundſtücke 
im Nachfeſtſtellungszeitpunkt. Es iſt aber 
zu unterſuchen, welche Miete oder übliche Miete in 
dieſem Zuſtand am 1. Januar 1935 zu erzielen 
geweſen wäre. Die ſo ermittelte Jahresrohmiete iſt 
für die Einreihung in die Grundſtückshaupt⸗ 
gruppen des 832 Abſatz 1 Ziffern 1 bis 3 RBew d 
1935 maßgebend. Sie iſt gegebenenfalls nach den Be⸗ 
ſtimmungen zu vervielfältigen, die die Ober⸗ 
finanzpräſidenten für 1935 erlaſſen haben. 


5. Grundbeſitz im Zuſtand der Bebauung 


Bei Nachfeſtſtellungen find 864 GrSt DO 1937 
und die Ziffern 77 bis 79 der Grundſteuerrichtlinien 
zu beachten. Es werden oft zwei Einheits⸗ 
werte feſtzuſtellen ſein: der eine mit Berück- 
ſichtigung der aufgewendeten Bau- 
koſten für die Zwecke der Vermögenſteuer, Auf⸗ 
bringungsumlage und Gewerbeſteuer, der andere 
ohne die Baukoſten für die Zwecke der Grund⸗ 
ſteuer. 


6. Beſonderheiten beim Betriebsvermögen 


Für den Beſtand und die Bewertung der 
zu einem gewerblichen Betrieb gehörigen Wirtſchafts⸗ 
güter find grundſätzlich die Verhältniſſe im Nach- 
feſtſtellungs zeitpunkt, alſo bei Beginn 
eines 1. Januar, maßgebend (863 R BewG). Das gilt 
insbeſondere für den großen Kreis der Gewerbe; 
treibenden und Handwerker ohne ord- 
nungsmäßige Buchführung. 


Für Betriebe mit ordnungsmäßiger 
Buchführung, die im Lauf eines Kalenderjahrs 
entſtanden ſind, deren regelmäßiges Wirtſchafts⸗ 
jahr ſich aber mit dem Kalenderjahr deckt, 
ſind die Verhältniſſe am Schluß des 3 1. De zember 
zugrunde zu legen, der dem Nachfeſtſtellun 98 
zeitpunkt vorangeht. Auf dieſen Tag muß 
der erſte Abſchluß des Betriebs gemacht worden ſein. 

Bei Betrieben, die im Lauf eines Kalenderjahrs 
entſtanden ſind und ein vom Kalenderjahr ab— 
weichendes Wirtſchaftsjahr haben, ſind 
zwei Möglichkeiten gegeben: 

Beiſpiel A: 

Ein Betrieb iſt am 1. Februar 1938 entſtanden. 
Am 30. September 1938 ſchließt das erſte Wirt⸗ 
ſchaftsjahr. Das künftige regelmäßige Wirtſchafts⸗ 
jahr läuft vom 1. Oktober bis 30. September. Maß⸗ 
gebend für die Nachfeſtſtellung auf den 1. Januar 
1939 ſind die Verhältniſſe vom 30. September 
1938, 

Beiſpiel B: 

Ein Betrieb iſt am 1. Juli 1938 entſtanden. 
Regelmäßiges Wirtſchaftsjahr 1. Juli bis 30. Juni. 
Am Nachfeſtſtellungszeitpunkt — 1. Januar 1939 — 
iſt noch kein Wirtſchaftsjahr abgelaufen; es liegt 
alſo auch kein Abſchluß vor. Maßgebend ſind für die 
Nachfeſtſtellung dem Sinn des 8 63 Abſatz 3 RBewG. 
entſprechend die Verhältniſſe des 1. Juli 1938, 
des Entſtehungstags. 


In beiden Fällen find natürlich Anträ ge 
gemäß $ 63 Abja 3 RBewG vorausgeſetzt. Ohne ſolche 
Anträge wären die Verhältniſſe im Nachfeſtſtellungs⸗ 
zeitpunkt (1. Januar) zugrunde zu legen. 


Iſt eine Nachfeſtſtellung erforderlich, weil eine 
Steuerbefreiung wegfällt — das iſt z. B. 
möglich bei Unternehmen, die auf Grund des Geſetzes 
über Steuererleichterungen vom 15. Juli 1933 
(RGBl. ] S. 491) für einen beſtimmten Zeitraum 
Steuerfreiheit genießen —, fo ift in der Regel 
der letzte Abſchlußtag maßgebend, der dem 
Nachfeſtſtellungszeitpunkt vorangeht. 

Ausnahmen von dieſen Grundſätzen beſtehen 
für Betriebsgrundſtücke und Wert. 
papiere. 

Für den Beſtand an Betriebsgrund⸗ 
ſtücken ſind nicht die Verhältniſſe am Abſchlußtag 
oder Entſtehungstag (Beiſpiel B), ſondern immer 
diejenigen im Nachfeſtſtellungszeit⸗ 
punkt maßgebend. Ein Betriebsgrundſtück, das in 
der Zeit vom Abſchluß⸗ oder Entſtehungstag bis zum 
Nachfeſtſtellungszeitpunkt verkauft worden iſt, 
kann nicht zum Betriebsvermögen des Ver- 
käufers gerechnet werden. 

Umgekehrt muß ein Betriebsgrundſtück, das 
am Abſchluß⸗ oder Entſtehungstag noch nicht zum 
Betriebsvermögen gehörte, aber bis zum Nachfeſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt Beſtandteil des Betriebsver⸗ 
mögens geworden iſt, dem Betriebsvermögen 
zugerechnet werden. 

Anzuſetzen ſind Betriebsgrundſtücke mit den für 
fie feſtgeſtellten Einheits werten. Dasſelbe gilt 
für Gewerbeberechtigungen. 
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Gehören zu einem Betriebsvermögen Grund⸗ 
ſtücke, deren Erhaltung im öffentlichen 
Intereſſe liegt, ſo iſt Ziffer 11 des Erlaſſes vom 
27. Dezember 1937, RStBl. 1938 S. 1, zu beachten. 

Ein Ausgleich von Vermögensver⸗ 
ſchiebungen, die zwiſchen dem Abſchluß⸗ oder 
Entſtehungstag und dem Nachfeſtſtellungszeitpunkt 
eingetreten find, hat nach $ 64 RBewG zu erfolgen. 

Bei Wertpapieren iſt deren Beſtand am 
Abſchlußtag oder Entſtehungstag maß⸗ 
gebend. Für den Wertanſatz beſtehen drei Mög⸗ 
lichkeiten: 


a) Sind für Wertpapiere Steuerkurswerte 
feſtgeſetzt worden, ſo ſind der Wertberechnung 
dieſe Steuerkurswerte zugrunde zu legen; 

b) Sind keine Steuerkurswerte vorhanden, ſo hat 
die Bewertung 8 13 RBewG gemäß zu erfolgen. 
Bewertungsſtichtag für dieſe Wertpapiere 
iſt der 31. Dezember 1934; 

c) Sind Wertpapiere erſt nach dem 31. Dezem⸗ 
ber 1934 ausgegeben worden, ſo iſt Be⸗ 
wertungsſtichtag der 31. Dezember des- 
jenigen Jahrs, das dem jeweiligen 
Nachfeſtſtellungs zeitpunkt voran- 


geht. Für die Bewertung gilt ebenfalls § 13 
R BewG. 
Für ausländiſche Zahlungsmittel 


und für Forderungen und Betriebſchul⸗ 
den in ausländiſcher Währung gelten die 
Kurſe des Abſchluß⸗ oder Entſtehungstags. Die Zah⸗ 
lungsmittel uſw. können zur Vereinfachung mit den 
Umſatzſteuer Umrechnungsſätzen in 
Reichsmark umgerechnet werden, die für den Monat 
gelten, in den der Abſchluß- oder Ent⸗ 
ſtehungstag fällt. 

Bei den Betriebſchulden iſt die Einſchränkung des 
Abzugs der Steuerſchulden zu beachten ($ 3 der 
Verordnung vom 27. Dezember 1937, RStBl. 
1938 S. 1). 

Für die Zubilligung der Vergünſti⸗ 
gung des § 60 RBewG (Schachtelgeſellſchaften) 
ſind die Verhältniſſe ſeit Beginn des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs maßgebend, das dem Nachfeſt⸗ 
ſtellungszeitpunkt vorangeht. 

Wird eine Kapitalgeſellſchaft gegründet und 
erfolgt auf den Beginn des dieſem Ereignis folgenden 
Kalenderjahrs die Nachfeſtſtellung des Einheitswerts 
11 das Betriebsvermögen, ſo wird dabei regelmäßig 

ie Vergünſtigung für Schachtelgeſellſchaften nicht 
e werden können, weil dem Nachfeſtſtellungs⸗ 
ei a fein Wirtſchaftsjahr vorangeht, das 
1935) ens zwölf Monate umfaßt (8 52 RBew DB 


7. Nachvera 
nlagung d 3 
Die V g der Vermögenſteuer 


gemäß Malta genfteuer wird § 14 VSt 

Hauptvere ang ich veranlagt, wenn nach dem 
ranlagungszeitpunkt 

a) die 


perſönli : 

Dang WN Steuerpflicht 

b) ein perſönlicher 
wegfällt; 


neu 


Befreiungsgrund 


c) ein beſchränkt Steuerpflichtiger 
unbeſchränkt ſteuerpflichtigoder ein 
unbeſchränkt Steuerpflichtiger be⸗ 
ſchränkt ſteuerpflichtig wird. 


Zu a: 


Es kommt ſowohl die unbeſchränkte als 


auch die beſchränkte Steuerpflicht in 
Betracht. 
Die unbeſchränkte perſönliche 


Steuerpflicht entſteht bei natürlichen Per⸗ 
ſonen durch Geburt oder durch Zuzug aus dem 
Ausland (Begründung eines inländiſchen Wohn⸗ 
ſitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts). 

Wird nach dem Hauptveranlagungszeitpunkt ein 
Kind geboren und gelangt es zu ſteuerpflichtigem 
Vermögen, ſo iſt das Kind zunächſt ſelbſtändig 
zu veranlagen (Nachveranlagung oder Neuveran⸗ 
lagung). Erſt von der nächſten Hauptveran⸗ 
lagung ab erfolgt gegebenenfalls 8 11 VSt 


gemäß Zuſammenveranlagung mit den 
Eltern. 
Bei inländiſchen Körperſchaften, 


Perſonenvereinigungen und Ver⸗ 
mögensmaſſen beginnt die unbeſchränkte perſön⸗ 
liche Steuerpflicht mit der ſteuer rechtlichen 
Entſtehung. Bei ausländiſchen Körper⸗ 
ſchaften uſw. beginnt fie mit der Verlegung 
der Geſchäftsleitung oder des Sitzes in das 
Inland. 

Es kann gelegentlich zweifelhaft ſein, ob eine 
Nach- oder Neuveranlagung zu erfolgen hat. 
Beiſpiel A: 

Die un beſchränkte perſönliche 
Steuerpflicht entſteht durch Geburt, Zuzug, 
Gründung oder dergleichen im Lauf des Jahrs 1937. 
Im Nachveranlagungszeitpunkt — 1. Januar 1938 
— iſt kein ſteuerpflichtiges Vermögen 
oder überhaupt kein Vermögen vorhanden. 
Eine Nachveranlagung unterbleibt. Im Lauf 
des Jahrs 1938 wird aber nunmehr ſteuerpflichtiges 
Vermögen erworben. Auf den 1. Januar 1939 
iſt in dieſem Fall nicht etwa eine Nachveranlagung, 
ſondern eine Neuveranlagung vorzunehmen. 
Dafür müſſen natürlich die Vorausſetzungen des 
§ 13 VSt erfüllt fein. 


Bei unbeſchränkt ſteuerpflichtigen 
Kapitalgeſellſchaften ergibt ſich als Folge 
ihrer ſteuerrechtlichen Entſtehung immer eine 
Nachveranlagung, da mindeſtens die im 8 6 
VSt bezeichneten Vermögensbeträge von 50 000 RM 
oder 20 000 RM verſteuert werden müſſen. 
Beiſpiel B: 

Eine natürliche ledige Perſon, 1910 ge⸗ 
boren und ſeitdem im Inland wohnhaft, kommt im 
Lauf des Jahrs 1939 zu Vermögen. das den Frei⸗ 
betrag von 10 000 RM überſteigt. Unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des 8 13 VSt iſt auf den 1. Januar 
1940 eine Neuberanlagung vorzunehmen. 

Eine Nachveranlagung, die an keine 
wertmäßigen Vorausſetzungen geknüpft wäre, 
kommt nicht in Frage, denn die perſönliche 
Steuerpflicht iſt nicht neu begründet worden. 
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Sie beſteht ſchon ſeit der Geburt. Es iſt nur zur 
perſönlichen Steuerpflicht die ſachliche Steuerpflicht 
hinzugetreten. 


Die beſchränkte perſönliche Steuer- 
pflicht wird neu begründet, wenn natür⸗ 
liche Perſonen, die im Inland weder ihren 
Wohnſitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
oder Körperſchaften, Perſonenvereini⸗ 
gungen und Vermögensmaſſen, die im 
Inland weder ihre Geſchäftsleitung noch ihren Sitz 
haben, Inlandsvermögen im Sinn von 8 77 
RBewG erwerben. 

Da es bei der beſchränkten Vermögenſteuerpflicht 
keine Freibeträge gibt, hat die Nachveran⸗ 
lagung zu erfolgen, ſobald das nicht abgerundete 
Inlandsvermögen mindeſtens 501 AM 
beträgt. 

Zu b: 

Perſönliche Befreiungsgründe er- 
geben ſich aus 8 3 VStG und 8 9 StAnpG. 

Perſönliche und ſachliche Befreiungs⸗ 
gründe müſſen ſtreng unterſchieden werden. Der Weg⸗ 
fall der letzteren führt nicht zur Nachberanlagung, 
ſondern gegebenenfalls zur Neuveranla gung. 
Beiſpiel A: 

Eine Perſonenvereinigung ohne wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb, die bisher ausſchließlich und un⸗ 
mittelbar mildtätigen Zwecken diente, widmet ſich 
auf Grund einer Satzungsänderung oder nach ihrer 
tatſächlichen Geſchäftsführung ab April 1938 nicht 
mehr rein mildtätigen Zwecken. Damit entfällt 
die Steuerfreiheit nach § 3 Abſatz 1 
Ziffer 6 VStG. Es iſt auf den 1. Januar 1939 eine 
Nachveranlagung vorzunehmen. 

Beiſpiel B: 

Ein unbeſchränkt Steuerpflichtiger beſitzt im 
Ausland Vermögenswerte, die bisher auf Grund 
eines Abkommens zur Vermeidung der Doppel⸗ 
beſteuerung nicht der deutſchen Vermögenſteuer 
unterlagen. Das Abkommen wird gekündigt; ein 
ſachlicher Befreiungsgrund fällt weg. Es iſt 
nicht eine Nachveranlagung, ſondern unter 
den Vorausſetzungen des 8 13 VStG eine Neu- 
veranlagung vorzunehmen. 


Zu c: 

Es handelt ſich hierbei um die Fälle, in denen ein 
beſchränkt Steuerpflichtiger ſeinen 
Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufent⸗ 
halt im Inland nimmt oder die Geſchäfts⸗ 
leitung oder den Sitz in das Inland ver⸗ 
legt. 

Weiter kommen diejenigen Fälle in Betracht, in 
denen ein unbeſchränkt Steuerpflichtiger 
ſeinen Wohnſitz und auch ſeinen gewöhn⸗ 
lichen Aufenthalt oder feine Gefhäfts- 
leitung und auch feinen Sitz im Inland 
aufgibt. Vorausſetzung iſt dabei natürlich, daß er 
Inlandsvermögen im Sinn des 877 RB 
beſitzt. 

In all dieſen Fällen bleibt die perſönliche 
Steuerpflicht beſtehen. Es ändert ſich 
aber meiſt die Höhe des ſteuerpflichtigen Ver ⸗ 


mögens. Ohne Rückſicht auf den Umfang der 
Wertänderung iſt eine Nachveranla⸗ 
gung, nicht eine Neuveranlagung, vorzunehmen. Bei 
natürlichen Perſonen führt der Übergang von 
der unbeſchränkten zur beſchränkten Steuerpflicht und 
umgekehrt zum Wegfall oder zur Zubilligung 
der Freibeträge (§5 VSt). Bei Kapital⸗ 
geſellſchaften entfällt die Mindeſtbeſteue⸗ 
rung (86 VSt) oder fie erſteht. Bei den übrigen 
Körperſchaften, Perſonenvereinigun⸗ 
gen und Vermögensmaſſen führt der 
Wechſel in der Art der Steuerpflicht zum Weg ⸗ 
fall oder zur Anwendung der Freigrenze 
von 10 000 RM (86 Abſatz 2 und $7 StG). 


Zu a, b und e: 


Nachveranlagungen erfolgen von A mt 8 
wegen. Das Finanzamt iſt dabei, abgeſehen von der 
Verjährung, an keine Friſt gebunden. 

Bei der Nachveranlagung find das land- und forſt⸗ 
wirtſchaftliche Vermögen, Grundvermögen und Be— 
triebsvermögen mit den geſondert feſtgeſtellten Ein⸗ 
heitswerten anzuſetzen. Außerdem iſt der Wert 
des ſonſtigen Vermögens und der Schul⸗ 
den zu ermitteln (Abſchnitte 9 und 10), wenn dies 
zur Feſtſtellung des Geſamtvermögens oder 
Inlands vermögens erforderlich iſt. Gehören 
zum Vermögen Grundſtücke, deren Erhaltung im 
öffentlichen Intereſſe liegt, ſo iſt Ziffer 11 
des Erlaſſes vom 27. Dezember 1937, RStBL 1938 
S. 1, zu beachten. 


8. Nachveranlagungszeitpunkt 


Der Nachveranlagung wird der Wert des ſteuer⸗ 
pflichtigen Vermögens zugrunde gelegt, der auf den 
Nachveranlagungszeitpunkt ermittelt 
worden iſt. Nachveranlagungszeitpunkt iſt der Be⸗ 
ginn des Kalenderjahrs, das dem maßgeben⸗ 
den Ereignis (Abſchnitt 7) folgt. 

Die ſteuerliche Wirkung einer Vermögenſteuer⸗ 
nachveranlagung beginnt ein Vierte jahr nach 
dem Nachveranlagungszeitpunkt. 

Eine Nachveranlagung iſt auch nach den Verhält⸗ 
niſſen eines 1. Januar möglich, der als Hauptver⸗ 
anlagungszeitpunkt beſtimmt iſt. Beide 
Veranlagungen auf denſelben Tag ſind völlig u nab ⸗ 
hängig voneinander. Die Wirkung der 
Hauptveranlagung beginnt außerdem erſt fünf 
Vierteljahre nach dem Veranlagungszeitpunkt. 


9. Sonſtiges Vermögen 
Das ſonſtige Vermögen iſt bei der Nach⸗ 
beranlagung grundſätzlich nach den Verhältniſſen i m 


Nachveranlagungszeitpunkt feſtzuſtellen 
und zu bewerten. 
Ausländiſche Zahlungsmittel und 


Forderungen in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung können mit den Umſatzſteuer⸗Umrech⸗ 
nungsſätzen für den Monat Dezember des⸗ 
jenigen Jahrs auf Reichsmark umgerechnet werden, 
das dem Nachveranlagungszeitpunkt voran geht. 

Bei der Ermittlung des Kapitalwerts von 
Nießbrauchrechten uſw. (§ 67 Ziffer 4 RBewG) 
iſt für die Jeſtſtellung der Re ſtnutzungsdauer 
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des Rechts (8 15 Abſatz 1 RBewG) oder des Lebens ⸗ 
alters der Beteiligten (816 RBewG) der Nach⸗ 
veranlagungszeitpunkt maßgebend. 

Bei noch nicht fälligen Anſprüchen aus 
Lebens, Kapital⸗ und Rentenverſiche⸗ 
rungen ($ 67 Ziffer 6 RBewöG) iſt feſtzuſtellen, 
welche Prämien oder Kapitalbeiträge bis 
zum Nachveranlagungszeitpunkt eingezahlt worden 
ſind, oder es iſt der Rückkaufswert im Nachver⸗ 
anlagungszeitpunkt anzuſetzen (8 14 Abſatz AR BewG). 

Gewerbeberechtigungen, die zum ſon⸗ 
ſtigen Vermögen gehören, müſſen mit den geſondert 
feſtgeſtellten Einheits werten angeſetzt werden. 

Wertpapiere erfahren eine Sonder 
behandlung. Für ihren Beſtand iſt der Nach⸗ 
veranlagungs zeitpunkt maßgebend. Bei 
der Bewertung iſt aber nach denſelben Grund- 
ſätzen zu verfahren, die im Abſchnitt 6 für die Wert⸗ 
papiere beſchrieben ſind, die zu einem Betriebs⸗ 
vermögen gehören. 


10. Schulden 


Bei den Schulden und ſonſtigen Abzügen 
gelten für den Beſtand und die Bewertung die 
Verhältniſſe im Nachveranlagungszeit⸗ 
punkt. 

Die Einſchränkung des Abzugs von Steuer⸗ 
ſchulden durch die Verordnung vom 27. Dezember 
1937, RStBl. 1938 S. 1, iſt zu beachten. 

5 Schulden in ausländiſcher Währung 
können mit den Umſatzſteuer⸗Umrechnungs⸗ 
ſätzen für den Dezember des Jahrs auf Reichs⸗ 
mark umgerechnet werden, das dem Nachveran⸗ 
lagungszeitpunkt vorangeht. 


11. Freibeträge bei der Vermögenſteuer 


Unbeſchränkt ſteuerpflichtigen 
natürlichen Perſonen werden 8 5 BSG 
gemäß bei der Steuerberechnung Freibeträge 
gewährt. Für die Höhe dieſer Freibeträge ſind die 
Verhältniſſe im Nachveranlagungszeit⸗ 
punkt maßgebend. Die Freibeträge ſind grundſätz⸗ 
lich auch dann in derſelben Höhe beizubehalten, 
wenn die Nachveranlagung in einem ſpäteren Zeit⸗ 
N durch eine Neuveranlagung abgelöft 
* Die Verhältniſſe im Nachveranlagungszeitpunkt 
ſind ferner beſtimmend dafür, ob ein weiterer 
1 nach $ 5 Abſatz 2 VStch zugebilligt 
1 en kann. Der Steuerpflichtige muß im Nachver⸗ 
n punft über 60 Jahre alt oder vor⸗ 
1 für mindeſtens drei Jahre er- 
11 Rules, fähig fein, und fein Einkommen 
punkt darf . vor dem Nachveranlagungszeit⸗ 

Die en mehr als 3000 RM betragen haben. 
ift entf chen von Freibeträgen nach 8 5 BSG 
gung 5 die Zuſammenveranla⸗ 
6 1 1 ESt). gatten und von Eltern mit Kindern 


12. Grundſteuer 


Wird eine Nachfeſtſtell Er E 
ſchaftliche Einheit vorgenommen, die a Go 


beſitz zählt (§S 2 GrStG), fo hat auch eine Nach⸗ 
veranlagung des Grundſteuermeßbe⸗ 
trags zu erfolgen. Die Wirkung der Nachveranla- 
gung beginnt ein Vierteljahr nach dem Nach⸗ 
feſtſtellungszeitpunkt. 

Auch ohne Verbindung mit der Nachfeſtſtellung 
eines Einheitswerts kann bei der Grundſteuer eine 
Nachveranlagung des Steuermeßbetrags erforderlich 
ſein. Das iſt der Fall, wenn die Steuerfreiheit eines 
Steuergegenſtands wegfällt, aber ein Einheitswert 
dafür ſchon auf einen früheren Feſtſtellungszeitpunkt 
zu ermitteln war (Hinweis auf § 34 GrSt DV 1937). 


13. Gewerbeſteuer 


Bei der Gewerbeſteuer beſteht eine Bindung 
an diejenigen Einheitswerte, die einen ge⸗ 
werblichen Betrieb angehen (Betriebs- 
vermögen, Betriebsgrundſtücke). Erfolgt deshalb für 
ſolche wirtſchaftliche Einheiten oder Untereinheiten 
eine Nachfeſtſtellung, ſo kann ſich dieſe auf die Feſt⸗ 
ſetzung des Gewerbeſteuermeßbetrags 
auswirken. Die Wirkung der Nachfeſtſtellung beginnt 
ein Vierteljahr nach dem Nachfeſtſtellungszeit⸗ 
punkt, alſo mit dem Beginn des nächſtfol⸗ 
genden Gewerbeſteuererhebungszeit⸗ 
raums. Gegegebenenfalls muß der Gewerbeſteuer⸗ 
meßbeſcheid von Amts wegen durch einen neuen Meß⸗ 
beſcheid erſetzt werden. 

Hinzurechnungen und Kürzungen ſind 
bei der Gewerbeſteuer auf den gleichen Stich⸗ 
tag vorzunehmen, auf den der Einheitswert des ge⸗ 
werblichen Betriebs feſtgeſtellt worden iſt, alſo im 
Fall der Nachfeſtſtellung auf den Nachfeſtſtel⸗ 
lungszeitpunkt. 

Die Gewerbeſteuer wird, anders als die Ver⸗ 
mögenſteuer und Grundſteuer, bereits ab dem Beginn 
des Monats erhoben, der auf den Eintritt in 
die Steuerpflicht folgt (8 22 GewStG). Zu dieſem 
Zeitpunkt wird es meiſt an einem Einheitswert für 
das Betriebsvermögen — der Grundlage für die Feſt⸗ 
ſtellung des Gewerbekapitals — fehlen. Aus dieſem 
Grunde iſt das Gewerbekapital nach den Ver⸗ 
hältniſſen bei Beginn der Steuerpflicht be⸗ 
ſonders zu ermitteln, damit ſofort ein 
Steuermeßbetrag feſtgeſetzt werden kann. Es handelt 
ſich dabei auch um eine Art „Nachfeſtſtellung“. Nur 
beſchränkt ſich ihre Bedeutung auf die Gewerbeſteuer. 

Das auf dieſe Weiſe ermittelte Gewerbekapital 
bleibt für die Feſtſetzung des Steuermeßbetrags ſo⸗ 
lange maßgebend, bis ein Einheitswert für das Be⸗ 
triebsvermögen feſtgeſtellt iſt. 


14. Aufbringungsumlage 


Für die Nachveranlagung der Aufbrin- 
gungsumlage gelten ſinngemäß die Vorſchriften 
über die Nachveranlagung der Vermögenſteuer 
($ 14 VStG). Die Bemeſſungsgrundlage 
für die Aufbringungsumlage iſt nach den Verhält⸗ 
niſſen im Nachveranlagungszeitpunkt ge 
mäß 88 6 bis 8 Aufbruml BO (NSBL. S. 813) feft- 
zuſtellen. Die Heranziehung zur Aufbringungsum⸗ 
lage beginnt ein Vierteljahr nach dem Nach⸗ 
veranlagungszeitpunkt. 
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Die strafbare Steuerzuwiderhandlung durch Unterlassung 
Von Steuerinspektor Neicd'hardf, Finanzamt Chemnitz-West 


1. Zum Begriff „Steuerzuwiderhandlung“ 
§ 392 Abſatz 1 AO: 

„Steuerzuwiderhandlungen im Sinn dieſes 

Geſetzes find ſtrafbare Verletzungen von Pflich⸗ 

ten, die die Steuergeſetze im Intereſſe der 

Beſteuerung auferlegen.“ 

Eine Steuerzuwiderhandlung ſetzt alſo voraus: 
1. eine durch die Steuergeſetze im Intereſſe der Be⸗ 
ſteuerung auferlegte Pflicht, 
2. die Strafbarkeitserklärung der Ker- 
letzung dieſer Pflicht, 

8. eine ſtrafbare Pflichtverletzung. 
Zu 1. Die Pflicht, deren Verletzung den Gegen⸗ 
ſtand der Steuerzuwiderhandlung bildet, muß durch 
ein Steuergeſetz auferlegt fein. Zu den Steuer- 
geſetzen gehört auch die Reichs abgabenord⸗ 
nung. Die Pflicht muß im Intereſſe der 
Beſteuerung auferlegt ſein, d. h. im Intereſſe 
der Ermittlung und Feſtſetzung von Steuern. Die 
Vorſchrift, die die Pflicht auferlegt, muß alſo dem 
Beſteuerungs verfahren (einſchließlich der 
Vorbereitung, Sicherung und Nachprüfung der Be- 
ſteuerung) angehören. 


Zu 2. Die Verletzung einer Kannvorſchrift 
ſtellt kein rechtswidriges Verhalten dar und iſt des⸗ 
halb nirgends für ſtrafbar erklärt, weil es dem freien 
Willen des Steuerpflichtigen überlaſſen bleibt, ob er 
nach der Kannbeſtimmung handelt oder nicht. 

Sollvorſchriften ſchreiben zwar ein Han⸗ 
deln vor, doch erklärt z. B. § 413 AO ihre Nichtbeach⸗ 
tung ausdrücklich für ſtraf frei. Auch font iſt das 
Nichtbeachten von Sollvorſchriften, obwohl darin ein 
rechtswidriges Verhalten zu erblicken ift, im Steuer- 
ſtrafrecht nicht für ſtrafbar erklärt. 

Dagegen find Zuwiderhandlungen gegen Muß 
vorſchriften der Steuergeſetze insbeſondere durch 
die Reichsabgabenordnung für ſtraf bar erklärt. In 
den Mußvorſchriften der Steuergeſetze iſt die un⸗ 
bedingte Pflicht zum Handeln oder 
Unterlaſſen im Intereſſe der Befteue- 
rung begründet. Daraus erklärt ſich zwangsläufig 
die Strafbarkeitserklärung der Verletzung 
ſolcher Pflichten. 

Zu 3. Welcher Art die ſtrafbare Pflichtverletzung iſt, 
iſt durch das Finanzamt feſtzuſtellen. 

Die ſtrafbare Verletzung einer ſteuerrechtlichen 
Pflicht kann in der ſchuldhaften Verletzung einer rein 
formalen Vorſchrift liegen. Sie kann mit einer 
ſolchen aber auch erſt beginnen, z. B. mit der 
Nichteinreichung einer Steuererklärung. Sie hat dann 
aber meiſt eine bewußt oder unbewußt herbeigeführte 
Wirkung: einen Erfolg. Dieſer ſteht in einem 
urſächlichen Zuſammenhang mit der ſtraf⸗ 
baren Verletzung einer geſetzlichen Formvorſchrift. 


2. Zum Begriff „Unterlaſſung“ 

Eine Steuerzuwiderhandlung kann in einem 
Tun oder in einem Unterlaſſen beſtehen. 

Eine Unterlaſſung beruht auf dem Nichtfaſſen 
oder auf dem Faſſen eines Entſchluſſes. 


Das Nichtfaſſen eines Entſchluſſes durch den 

Steuerpflichtigen kann beruhen: 

a) auf entſchuldbarem Irrtum über das Beſtehen oder 
die Anwendbarkeit ſteuerrechtlicher Vorſchriften, 
oder 

b) auf Vorſatz oder Fahrläſſigkeit, obwohl die geſetz⸗ 
liche Pflicht zum Handeln bekannt iſt, ein Schaden 
(Erfolg) aber nicht verurſacht wird, oder 

c) auf Fahrläſſigkeit, verbunden mit Nichterkennen 
des dadurch entſtehenden Schadens (Erfolg). 


Das Faſſen des Entſchluſſes, nicht zu handeln, 
weil die Wirkung des Nichttuns, insbeſondere der ent⸗ 
ſtehende Schaden und damit der rechtswidrige Erfolg, 
erkannt und das Finanzamt infolge des pflicht⸗ 
widrigen Verhaltens über das Beſtehen oder die Höhe 
des Steueranſpruchs irregeführt wird, ſtellt die 
ſchwerwiegendſte Art der Unterlaſſung dar. 


3. Die Unterlaſſung in Beziehung zu den Strafnormen 
Die dargeſtellten willensmäßigen Arten von 

Unterlaſſung laſſen die Arten der Steuerzu⸗ 

widerhandlungen erkennen. 

Straffrei bleibt, wer eine Zuwiderhandlung 
durch Unterlaſſung in entſchuldbarem Irr⸗ 
tum begangen hat (§ 395 Abſ. 1 AO). 

Eine Unterlaſſung aus Vor fat oder Fahr⸗ 
läſſigkeit ohne Eintritt eines Erfolges wird in der 
Regel eine Ordnungswidrigkeit darſtellen, 
die nach § 413 AO zu beſtrafen ift. 

Bei Ordnungswidrigkeiten iſt allerdings nicht er⸗ 
forderlich, daß ein ſchuldhaftes Verhalten feſtge⸗ 
ſtellt wird. Die Tatſache der Pflichtverletzung 
genügt für eine Beſtrafung. Der Wille des 
Täters iſt nicht ausſchlaggebend. 

Fahrläſſiges Unterlaſſen mit eintretendem 
Erfolg ohne deſſen Erkennen wird in der Regel 
Steuergefährdung fein, die 88 395 Abi. 2, 
402 AO gemäß zu ahnden iſt. 

Das bewußte und gewollte Unterlaſſen, 

verbunden mit unehrlichem Verhalten, wird in der 
Regel Steuerhinterziehung ſein, die unter 
58 396, 397 AO fällt. 
Die Strafrechtswiſſenſchaft hat die Unterlaſſungen 
in echte und unechte gegliedert. Für die Rechts⸗ 
findung und Rechtſprechung und damit für die prak⸗ 
liſchen Tätigkeit des Strafrichters iſt die Kenntnis 
dieſer Einteilung unerläßlich. 


4. Das Weſen der echten Unterlaſſung 


Eine echte Unterlaſſung iſt eine ſolche Unter⸗ 
laſſung, bei der das bloße Nichttun ohne Rück⸗ 
ſicht auf Eintritt eines Erfolges ſtrafbar iſt. 

Im Gebot zum Handeln, d. i. zur Er- 
füllung einer geſetzlichen Pflicht, kann das Unter⸗ 
laſſen als ſtrafbar erklärt ſein. Die Nicht⸗ 
erfüllung der geſetzlichen Pflicht wird unmittelbar 
keinen Schaden verurſachen und ſich deshalb meiſt nur 
als Ordnungswidrigkeit darſtellen, die 8 413 AO 
gemäß zu beſtrafen iſt, ſoweit perſönliche Strafaus⸗ 
ſchließungsgründe nicht vorliegen. 
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5. Vorkommende echte Unterlaffungen 

Ein treffendes und klares Beiſpiel dafür, was 
eine echte Unterlaſſung iſt, bietet die Verordnung vom 
20. 6. 1935 über die Führung eines Warenein⸗ 
gangsbuchs (RGBl. 1 S. 752). Dieſe Verordnung 
ordnet zwingend an, daß gewerbliche Unternehmer für 
ſteuerliche Zwecke ein Wareneingangsbuch zu führen 
haben, und zwar entweder vom 1. 10. 1935 oder von 
dem Zeitpunkt des Beginns eines Gewerbebetriebes 
an. Die Nichtführung dieſes Buches würde an ſich noch 
keine Steuerverkürzung oder ſonſtigen ſteuerlichen 
Schaden verurſachen. Sie iſt lediglich im Intereſſe der 
Nachprüfung der Beſteuerung ergangen und ſtellt 
eine Ordnungsvorſchrift dar. Wer aber dieſer 
Beſtimmung zuwiderhandelt, alſo die Führung des 
Wareneingangsbuchs rechtwidrig unterläßt, wird 
§ 1 Abſ. 10 der Verordnung gemäß mit einer Ord⸗ 
nungsſtrafe beſtraft. Nur beim Vorliegen per⸗ 
ſönlicher Strafausſchließungsgründe würde von 
einer Beſtrafung abzuſehen ſein. 

Das gleiche Beiſpiel bietet die Verordnung vom 
20. 6. 1936 über die Verbuchung des Warenaus⸗ 
gangs (R Gehl. 1 S. 507). 

Weiter gehört das Nichterfüllen von Vorſchriften, 
die im Intereſſe der Beſteuerung, insbeſondere der 
Vorbereitung, Sicherung und Nachprüfung der Be⸗ 
ſteuerung erlaſſen ſind, alſo der ſogenannten Ord⸗ 
nungsvorſchriften, zu den echten Unterlaſſungen. Vor⸗ 
ausſetzung dafür iſt aber in der Regel, daß dem 
Finanzamt der Steuerfall oder der Steuergegenſtand 
bereits bekannt iſt, ſo daß es ſich wirklich nur um die 
Erfüllung von Ordnungsvorſchriften im Intereſſe 
einer anhängigen Beſteuerung handelt. Beiſpielsweiſe 
ſeien genannt: das nicht friſtgemäße Entrichten von 
Lohnſteuer, die nicht friſtgemäße Einreichung von 
Umſatzfteuervoranmeldungen und Lohnſteueranmel⸗ 
dungen, das Benutzen eines angemeldeten und ſteuer⸗ 
pflichtigen Kraftfahrzeugs ohne gültige Steuerkarte. 


6. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts 

Im Urteil des Reichsgerichts vom 2. 7. 1928 
— II 1164/27 — (RSSt. Bd. 62 S. 214) wird das 
Unterlaſſen der nach $ 31 UStG 1919 in Verbindung 
mit § 377 AO alter Faſſung gebotenen Aufzeichnung 
der Entgelte durch den Umſatzſteuerpflichtigen als 
echtes Unterlaſſungsvergehen bezeichnet und geahndet. 
Die Nichtführung dieſer Aufzeichnungen brauchte an 
ſich noch keinen ſteuerlichen Schaden, keinen Erfolg 
verurſacht zu haben. $ 31 UStG 1919 legte dem Um⸗ 
ſatzſteuerpflichtigen nur im Intereſſe der Ermittlung 
1 Feſtſetzung der Umſatzſteuer eine Pflicht auf, deren 
ng § 877 A0 alter Faſſung für ſtrafbar 


F- 158 das Urteil des Reichsgerichts vom 6. 2. 1934 
S 212 ff) beet (ROSE. Bd. 68 ©. 60, RStBL. 1934 
Hark betätigt die Strafbarkeit einer Zuwider⸗ 
1926 1 7 8 18 UStG 1926. Durch § 13 UStqh 
Pflicht an ebenfalls wie durch $ 31 UStG 1919 die 
Die No tber die Entgelte (Umſätze) aufzuzeichnen. 
un er a dom 1. 12. 1930 hat dieſe Verpflich⸗ 
rs om 22.5 1931 feusroeſet entfernt und im 8 161 
doch ist Nichtbeachtun über § 161 b AO 1919, verlegt, 


8 8 9 dieſe 1 
mit Wirkung vom 1. 1990 orſchrift im 5 418 10 


5 12. 1930 anasrilich fz g 
frei erklärt worden ausdrücklich für ſtraf 


fiehe auch meinen Aufſatz über 


„Nichterfüllung der Aufzeichnungspflicht“ in der 
DSB, XXII. Jahrgang, Juni 1933, S. 256). 


7. Der Begehungsort 

Die echte Unterlaſſung iſt dort begangen, wo die 
Handlung vorzunehmen geweſen wäre. 
Hat der Steuerpflichtige ſeinen Wohnſitz oder Ge⸗ 
werbebetrieb an mehreren Ort gehabt und an 
allen dieſen Orten unterlaſſen, die durch Geſetz be⸗ 
dingte Pflicht zu erfüllen, dann iſt die Tat auch an 
allen in Frage kommenden Orten begangen worden. 
§ 428 AD regelt die Zuſtändigkeit der Finanzämter 
hinſichtlich des Strafverfahrens. In der Regel wird 
die Strafverfolgung das Finanzamt übernehmen, 
das die Zuwiderhandlung entdeckt hat. 


8. Der Begehungszeitpunkt und die Verjährung 
Eine echte Unterlaſſung kann in Einzelfällen ein 

Dauervergehen dann ſein, wenn es ein Steuerpflich⸗ 

tiger fortdauernd unterläßt, eine geſetzliche Ordnungs⸗ 

vorſchrift durch ein Handeln zu erfüllen, z. B. hinſicht⸗ 
lich der Nichtführung des Wareneingangsbuches. Die 

Steuerzuwiderhandlung wird dann durch Unterlaſſen 

ſolange begangen, als die geſetzliche Pflicht zum 

Handeln beſteht. Sie kann entweder durch Erfüllen 

der geſetzlichen Pflicht oder durch Wegfall der geſetz⸗ 

lichen Pflicht beendet werden. Wird die Unterlaſſung 
durch das nachträgliche Erfüllen der geſetzlichen 

Pflicht vor der Entdeckung durch das Finanzamt 

beendet, dann wird in der Regel eine ſtrafbare Steuer⸗ 

zuwiderhandlung nicht feſtgeſtellt werden können. Fällt 
die Verpflichtung zum Handeln weg, dann iſt mit dem 

Zeitpunkt des Wegfalls die Unterlaſſung beendet, die 

Steuerzuwiderhandlung alſo begangen. Mit dieſem 

Tage beginnt dann die Verjährung zu laufen. 

Der Wegfall der Verpflichtung kann ſowohl durch 
den Steuerpflichtigen als auch durch den 
Geſetzgeber, der die geſetzliche Pflicht aufer⸗ 
legt hat, veranlaßt ſein. Dazu einige Beiſpiele: 

a) Ein Steuerpflichtiger gibt ſeinen Gewerbebetrieb 
auf. Er hat die Führung des Wareneingangs⸗ 
buchs ganz oder teilweiſe unterlaſſen. Bis zur 
Aufgabe ſeines Gewerbetriebs war er verpflich⸗ 
tet, das Wareneingangsbuch zu führen. Mit dem 
Tag der Aufgabe fällt jedoch die Verpflichtung da⸗ 
zu weg, ſo daß mit dem Tag, an dem letztmalig 
Wareneingang einzutragen war, die Unterlaſſung 
auch letztmalig begangen und damit vollendet 
worden iſt. Die Verjährungsfriſt von einem Jahr 
§ 419 AO gemäß beginnt ſonach mit dem Voll⸗ 
endungstag zu laufen. Die nachträgliche 
Führung des Wareneingangsbuchs könnte vor 
einer Beſtrafung nur dann ſchützen, wenn ſie vor 
der Entdeckung der Unterlaſſung vorgenom⸗ 
men und demzufolge ſchließlich nicht feſtge⸗ 
ſtellt würde. Nach Ablauf eines Jahrs würde 
die Strafverfolgung der etwa beſtehen gebliebenen 
Unterlaſſung verjährt ſein. 

b) Würde die Verordnung vom 20. 6. 1935 über die 
Führung eines Wareneingangsbuchs mit Wir⸗ 
kung von einem beſtimmten Tag an aufgehoben, 
dann würden Eintragungen in das Warenein⸗ 
gangsbuch letztmalig an dieſem Tag zu machen 
fein. Der Tag des Außerkrafttretens der Verord- 
nung würde für den Steuerpflichtigen, der bis 
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dahin etwa ſein Wareneingangsbuch nicht geführt 
hätte, der Tag der Vollendung der ſtrafbaren 
Steuerzuwiderhandlung ſein. Mit dieſem Tag 
würde auch die Verjährungsfriſt von einem Jahr 
zu laufen beginnen. 

Hat ein Steuerpflichtiger ſein Wareneingangs⸗ 
buch in der Zeit vom 1. 8. bis 31. 12. 1937 nicht 
geführt, vom 1. 1. 1938 an aber die Warenein⸗ 
gänge wieder ordnungsgemäß eingetragen, dann 
würde die rechtswidrige Unterlaſſung und damit die 
Steuerzuwiderhandlung mit dem 31. 12. 1987 voll⸗ 
endet ſein. Der 31. 12. 1937 wäre ſonach der Be⸗ 
gehungstag. Von dieſem Zeitpunkt an würde die 
Verjährungsfriſt von einem Jahr laufen. Eine 
nachträgliche Führung des Wareneingangs⸗ 
buchs hinſichtlich der fehlenden Zeit könnte die Zu⸗ 
widerhandlung nicht ungeſchehen machen, 
wenn innerhalb der Verjährungsfriſt entdeckt würde, 
daß die Eintragungen nachgeholt worden ſind; 
denn die Steuerzuwiderhandlung würde auch 
darin beſtehen, daß die Wareneingänge nicht ſo⸗ 
fort in das Wareneingangsbuch eingetragen 
worden ſind. 

Die im Nichtmitführeneinergülti⸗ 
gen Steuerkarte beſtehende Steuerzuwider⸗ 
handlung würde mit dem Tag ihrer Entdeckung, 
die in der Regel durch die Polizei herbeigeführt 
wird, vollendet ſein. 

Das Urteil des Reichsgerichts vom 6. 2. 1934 
— ID 396/32 — (RGSt. Bd. 68 S. 60, RStBl. 
1934 S. 212 u. f.) hat ausgeſprochen, daß die Er⸗ 
füllung einer geſetzlichen Pflicht auch nach beſon⸗ 
derer Sachlage gegenſtandslos geworden ſein 
kann. Als „gegenſtandslos geworden“ hat ſie das 
Reichsgericht dann angeſehen, wenn ſie nicht 
mehr möglich iſt. Zuwiderhandlungen der in 
dieſem Urteil behandelten Art ſind nach dem 
augenblicklichen Stand der Steuergeſetzgebung 
meines Erachtens nicht möglich, ſo daß ich mir es 
erſparen kann, darauf einzugehen. 


Beſteht die Unterlaſſung in der nicht friſtgemäßen 
Abgabe einer Steuererklärung (Voranmeldung) oder 
in der nicht friſtgemäßen Entrichtung einer Steuer, 
dann liegt die Steuerzuwiderhandlung nicht in der 
Nichterfüllung einer geſetzlichen Pflicht ſchlechthin, 
ſondern in der nicht friſtgemäßen Erfüllung 
dieſer Pflicht. Verlangt z. B. § 41 Zweite Lohnſteuer⸗ 
Durchführungsverordnung, daß die Lohnſteuer bis 
zum 5. jeden Monats abzuführen iſt, dann liegt eine 
Steuerzuwiderhandlung durch Unterlaſſen dann vor. 
wenn die Lohnſteuer nicht bis zum 5. des Monats ab⸗ 
geführt wird. Die Ordnungswidrigkeit bleibt auch 
dann beſtehen, wenn die Lohnſteuer nach dem feſt⸗ 
geſetzten Zeitpunkt entrichtet wird. In ſolchen Fällen 
iſt Steuerzuwiderhandlung durch Unterlaſſen mit dem 
letzten Tag der Friſt begangen. Daß in den hier in 
Frage kommenden Fällen die geſetzliche Pflicht zum 
Handeln auch nach Ablauf der Friſt, bis zu der ge⸗ 
handelt werden mußte, fortbeſteht, hat an ſich mit der 
ſtrafbaren Pflichtverletzung nichts zu tun; denn dieſe 
iſt begangen, indem der Steuerpflichtige bis zu dem 
beſtimmten Zeitpunkt ſeine Pflicht nicht erfüllte und 
nicht handelte. Es iſt meines Erachtens ebenſo wie 
zwiſchen einem Dauervergehen durch Tätigwerden und 


einer Einzeltat auch ein Unterſchied z. B. zwiſchen 
einer Verletzung der Verordnung vom 20.6.1935 über 
die Führung eines Wareneingangsbuches und der 
Außerachtlaſſung von § 41 Zweite Lohnſteuer⸗Durch⸗ 
führungsverordnung. Die erſtere Steuerzuwider⸗ 
handlung iſt in der Regel auch ein Dauervergehen, 
während die letztere nur ein einzelnes Vergehen durch 
Unterlaſſen darſtellt. Die erſtere wird an dem Tag 
beendet, an dem die Pflicht zum Handeln wegfällt, 
während die letztere ſchon mit Ablauf der Friſt beendet 
iſt. Mehrmalige Einzelvergehen werden auch nicht zu 
einem Dauervergehen, ſondern ſind als ſolche einzeln 
zu beſtrafen. Dabei kann nicht unbeachtet bleiben, daß 
mit einer Beſtrafung auf Grund von 8 413 Reichs⸗ 
abgabenordnung die Erfüllung einer geſetzlichen Pflicht 
nicht erzwungen werden kann, ſondern daß damit eine 
begangene Ordnungswidrigkeit geahndet werden 
ſoll. Soll die Erfüllung der geſetzlichen Pflicht er⸗ 
zwungen werden, dann ſteht dazu § 202 Reichsabgaben⸗ 
ordnung zur Verfügung. Die Anwendung des Zwangs⸗ 
mittels nach $ 202 Reichsabgabenordnung ſchließt je⸗ 
doch die Verhängung einer Ordnungsſtrafe nach § 413 
Reichsabgabenordnung aus. 


9. Das Weſen der unechten Unterlaſſung 

Eine unechte Unterlaſſung iſt die Straftat, bei 
der ein ſtrafbarer Erfolg nicht durch ein Tun, ſon⸗ 
dern durch eine mit einer Rechtspflicht in Widerſpruch 
ſtehende Unterlaſſung herbeigeführt wird, ob⸗ 
wohl der Verpflichtete zur Vornahme der Handlung 
imſtande geweſen wäre. 

Darnach iſt ihr beſonderes Merkmal, daß ein 
ſtrafbarer Erfolg herbeigeführt worden 
ſein muß. 


10. Vorkommende unechte Unterlaſſungen 


Aus den Ausführungen über die echten Unter— 
laſſungen iſt erkennbar, welcher Art überwiegend un 
echte Unterlaſſungen find. Unter fie fallen insbe⸗ 
beſondere alle die Steuerzuwiderhandlungen, die dar⸗ 
auf beruhen, daß Steuererklärungen bis 
zu einem beſtimmten Zeitpunkt oder 
innerhalbeiner beſtimmten Friſt über- 
haupt nicht eingereicht werden, z. B. bei den 
Veranlagungſteuern, der Erbſchaftſteuer, der Lohn⸗ 
ſteuer, der Beförderungſteuer und wo dem Finanzamt 
der Steuerfall noch gar nicht bekannt iſt. Weitere 
unechte Unterlaſſungen beſtehen in der Nichtent⸗ 
richtung von Steuern, die zu beſtimmten 
Zeitpunkten oder innerhalb einer beſtimmten Friſt 
kraft eines im Geſetz ſelbſt enthaltenen Zeiftung®: 
gebotes zu bezahlen find und deren Entrichtung an 
beſtimmte Rechts⸗ oder Verkehrsvorgänge anknüpfen, 
3. B. die Urkundenſteuer, Kraftfahrzeugſteuer. Es wird 
ſich alſo immer um ſolche Fälle handeln, wo ein Geſetz 
das Gebot zum Handeln ausſpricht. 

Beiſpiel: $ 167 Abſ. 2 AO beſagt, daß zur Ab- 
gabe einer Steuererklärung verpflichtet iſt, wer dazu 
vom Finanzamt aufgefordert wird. Die Auf⸗ 
forderung kaun auch durch öffentliche Be- 
kanntmachung k erfolgen. Abſ. 3 beſtimmt weiter, 
daß gewiſſe Steuererklärungen jeweils bis zum 
Ende des Monats Februar abzugeben ſind. 

Wer der Aufforderung durch öffentliche Bekannt⸗ 
machung nicht Folge leiſtet und eine Steuererklärung 
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nicht friſtgemäß einreicht, obwohl er nach dem Inhalt 
der öffentlichen Bekanntmachung dazu verpflichtet 
wäre, ſich alſo dem Finanzamt als Steuerpflichtiger 
gar nicht zu erkennen gibt, begeht eine ſtrafbare 
Steuerzumiderhandlung im Sinn von 8 392 
Abſ. 1 AO. Dieſes Unterlaſſen hat zur Folge, 
daß das Finanzamt durch Verſchulden des Steuer⸗ 
pflichtigen nicht in den Stand geſetzt wird, eine 
bereits entſtandene oder eine noch entſtehende Steuer 
durch Erlaß eines Leiſtungsgebotes in Form des 
Steuerbeſcheides zu erheben. Die Verkürzung der 
Steuer ſteht ſonach in urſächlichem Zuſammenhang 
mit der rechtswidrigen (pflichtwidrigen) Unterlaſſung 
des Steuerpflichtigen. Durch die Unterlaſſung tritt 
ein Erfolg ein. Damit kennzeichnet ſich eine ſolche 
Zuwiderhandlung als unechtes Unterlaſſungsver⸗ 
gehen. Je nachdem, ob das Unterlaſſen vorſätzlich 
oder fahrläſſigerweiſe geſchieht und dadurch die Ver⸗ 
kürzung von Steuern bewirkt wird, iſt es Steuer⸗ 
hinterziehung oder Steuergefährdung. 

Ein weiteres Beiſpiel: Das Nichtentrichten von 
Kraftfahrzeugſteuer iſt dann ein unechtes Unter⸗ 
laſſungsvergehen, wenn ein Kraftfahrzeug auf öffent⸗ 
lichen Straßen benutzt wird, ohne daß es zuge⸗ 
laſſen iſt; denn dann iſt das Kraftfahrzeug dem 
Finanzamt als Steuergegenſtand noch nicht be⸗ 
kannt. Haupttat iſt in dieſem Fall das Unter⸗ 
laſſen der Anmeldung des Kraftfahr⸗ 
zeugs zwecks Zulaſſung, nicht etwa das 
Jahren ohne gültige Steuerkarte. Als Folge tritt 
das Nichtentrichten fällig gewordener Kraftfahrzeug⸗ 
ſteuer in die Erſcheinung. Das Vorgehen wird durch 
das tägliche, fortwährende Benutzen des unverſteuer⸗ 
ten Kraftfahrzeugs zu einem Dauervergehen 
oder zu einer fortgeſetzten Steuerzuwi⸗ 
derhandlung. Es iſt dann entweder nach § 402 
oder § 396 AO zu ahnden. 

Die unechten Unterlaſſungen werden ſonach 
immer dadurch erkennbar, daß Folgen, und zwar in 
der Regel Steuerverkürzungen, eintreten. 

Ein ſtrafbares Unterlaſſen iſt dann nicht denkbar, 
wenn ein geſetzliches Verbot zum Handeln beſteht, 
3. B. hinſichtlich der Schweigepflicht (8 412 AO) oder 
der Errichtung falſcher Konten (§ 407 AO). 


11. Der Begehungsort 


Wie bei der echten Unterlaſſung, ſo iſt auch bei 
der unechten Unterlaſſung die Tat dort begangen, 
2 die Handlung vorzunehmen geweſen wäre. 
Beſteht zwiſchen mehreren Handlungen (Unterlaſſun⸗ 
un Fortſetzungszuſammenhang, oder 
u es fih um ein Dauervergehen, dann 
Be als eine Tat anzufehende Steuerzuwider⸗ 
durch — mehreren Orten begangen ſein. Die 
iſt in — begangene Steuerzuwiderhandlung 
Sandi olchen Fall dort begangen, wo die letzte 

vorzunehmen geweſen wäre. Die Zuſtän⸗ 
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8 128 A betete erfofgung iſt auch inſoweit durch 
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ine Unterſuchung darü i . 
bare Steuerzuviberhanbtung durch eine made 
Unterlaffung begangen worden ift und wann ſomit die 
Verjährungsfriſt zu laufen beginnt, möchte ich mit 


der Betrachtung einiger Urteile des Reichsgerichts 
beginnen. 

Nach dem Urteil des Reichsgerichts vom 8. 10. 
1925 (RGSt. Bd. 59, S. 401, 402) genügt und iſt zur 
Vollendung einer Steuerhinterziehung § 396 Abſ. 3 
AD gemäß erforderlich, daß infolge der Tat ein 
geringerer Steuerbetrag feſtgeſetzt 
worden iſt. Feſtgeſetzt iſt die Steuer § 210 
AO gemäß mit Erlaß des Steuerbeſcheids. 
Mit der Bekanntgabe ſtellt der Steuerbeſcheid die 
rechtsverbindliche Erklärung der Steuerbehörde dar, 
daß der darin feſtgeſetzte Betrag als Steuer geſchuldet 
werde. Damit iſt die vom Steuerpflichtigen gewollte 
Steuerverkürzung 8 396 Abſ. 1 AO gemäß einge- 
treten und die Steuerhinterziehung vollendet, 
die ſtrafbare Handlung im Sinn von § 2 des Straf⸗ 
geſetzbuchs begangen. 

Dieſen Rechtsgrundſatz hat das Reichsgericht auch 
in dem Urteil vom 22. 12. 1930 (RGSt. Bd. 65 
S. 71 u. f.) hinſichtlich Steuergefährdung 
angewendet. 

Hier iſt einzuflechten, daß als Begehungstag auch 
der Tag in Frage kommen kann, an dem mit Vorſatz 
eine unrichtige Steuererklärung beim Finanzamt ein⸗ 
gereicht wird. Das iſt dann der Fall, wenn zu prüfen 
iſt, ob auf Grund eines Straffreiheitsgeſetzes Straf⸗ 
freiheit gewährt tft; denn dann iſt zu berückſichtigen, 
daß ſchon mit dem Tag des Eingangs der unrichtigen 
Steuererklärung verſuchte Steuerhinterziehung be⸗ 
gangen worden iſt. Der Tag, an dem die Steuer⸗ 
hinterziehung vollendet wurde, hat dann nur Bedeu⸗ 
tung für die Verjährung. 

Im Urteil vom 6. 2/2. 3.1934 — 1 D 142/33 — 
(RGSt. Bd. 68 S. 99, RStBl. 1934 S. 452) hat das 
Reichsgericht zwar feſtgeſtellt, daß eine Rechtspflicht 
zur Abgabe einer Vermögenserklärung 1931 nicht be⸗ 
ſtanden hat, gleichwohl aber ausgeſprochen, daß eine 
ſolche Erklärung — annehmbar friſtgemäß — doch 
abzugeben war. Die geſetzliche Verpflichtung dazu 
ſtützt das Reichsgericht darauf, daß, wer durch ſein 
Verhalten eine Gefahr herbeiführt, nach einem in der 
Rechtſprechung anerkannten Grundſatz verpflichtet iſt, 
den aus der Gefahr drohenden ſchädlichen Erfolg ab⸗ 
zuwenden, wenn er die Macht dazu hat. Es führt 
dazu weiter aus: „Übrigens hat das Reichsgericht, ſo⸗ 
weit erfichtlich, dieſen Grundſatz bisher nur in ſolchen 
Fällen angewendet, in denen der Täter durch wirk⸗ 
liches Handeln eine Gefahr herbeigeführt hatte; doch 
iſt der Grundſatz nach allgemeiner Regel auch dann 
anwendbar, wenn der Täter die Gefahr durch eine 
Unterlaſſung herbeigeführt hat, obwohl er zum 
Handeln rechtlich verpflichtet war.“ 

Nach meiner Auffaſſung iſt der im Urteil vom 
6. 2. / 2. 3. 1934 herausgeſtellte Rechtsgrundſatz auf 
Steuerzuwiderhandlungen nicht an⸗ 
wendbar. Das beweiſen die beiden Urteile des 
Reichsgerichts vom 8. 10. 1925 und vom 22. 12. 1930, 
auf die ich eingangs Bezug genommen habe. Würde 
der fragliche Rechtsgrundſatz vom Reichsgericht bei der 
Beurteilung von Steuerzuwiderhandlun⸗ 
gen ſchon früher angewendet worden ſein und würde 
es ihn auch künftig anwenden, dann könnte eine 
Steuerzuwiderhandlung niemals mit der Bekannk⸗ 
gabe des Steuerbeſcheides beendet ſein. Vielmehr 
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hätte der Steuerpflichtige die Pflicht, „die durch ſein 
Verhalten herbeigeführte Gefahr und den aus dieſer 
Gefahr drohenden ſchädlichen Erfolg“ auch noch nach 
der Bekanntgabe des Steuerbeſcheides durch erneutes 
Handeln abzuwenden, d. h. daß ein Steuerpflichtiger 
geſetzlich verpflichtet wäre, ſeine vorſätzliche oder fahr⸗ 
läſſigerweiſe falſch ausgefüllte Steuererklärung auch 
dann noch zu berichtigen, wenn ihm ſchon der Steuer⸗ 
beſcheid bekanntgegeben worden iſt. Eine in dieſer 
Richtung liegende geſetzliche Pflicht beſteht aber nicht, 
auch laſſen die geltenden Steuergeſetze eine ſolche Aus⸗ 
legung nicht zu. Wäre das der Fall, dann würde, wie 
ſchon geſagt, eine Steuerzuwiderhandlung niemals 
beendet ſein und demzufolge auch niemals die Ver⸗ 
jährungsfriſt zu laufen beginnen. 

Soweit in Urteilen des Reichsgerichts und im 
Schrifttum auf das grundlegende Urteil des Reichs⸗ 
gerichts vom 2. 7. 1928 — (RGSt. Bd. 62 S. 212, 
214) Bezug genommen wird, wird dabei meines Er⸗ 
achtens nicht beachtet, daß dieſes Urteil nur einen 
Fall der echten Unterlaſſung betrifft (fiehe oben 
Abſchnitt 6). Bewußt ſagt deshalb auch dieſes Urteil: 
„Es beruht darauf, daß i n ſolchen Fällen die 
ſtrafbare Unterlaſſung ſo lange fortdauert, bis ent⸗ 
weder die Verpflichtung, wenn auch erſt nachträglich, 
erfüllt wird oder ihre Erfüllung nach Lage der Sache 
gegenſtandslos geworden iſt.“ Meines Erachtens iſt 
der in dieſem Urteil ausgeſprochene Rechtsgrundſatz, 
daß die Pflicht zum Handeln ſolange fortbeſteht, bis 
ſie entweder erfüllt oder weggefallen iſt, ebenfalls 
nicht anwendbar auf Fälle, in denen die Steuerzu⸗ 
widerhandlung durch eine unechte Unterlaſſung her⸗ 
beigeführt worden iſt. 

Cattien (,Reichsſteuerſtrafrecht und Reichs⸗ 
ſteuerſtrafverfahren“, Ausgabe 1925, S. 126) ſpricht 
ſich dahin aus, daß die Verjährung bei Zu⸗ 
widerhandlungen durch Unterlaſſung 
mit dem Ende der Friſt, binnen deren 
das pflichtmäßige Handeln geboten 
War, beginnt. 

Ich halte dieſe Auslegung, ſoweit auch eine 
unechte Unterlaſſung in Frage kommt, für die einzig 
vertretbare aus folgenden weiteren Gründen. 

Auf die geſetzliche Pflicht zur Einreichung von 
Steuererklärungen auf Grund öffentlicher Bekannt⸗ 
machung § 167 Abſ. 2 AO 1934 gemäß und die Folgen 
einer ſolchen Pflichtverletzung habe ich im Abſchnitt 10 
bereits hingewieſen. Die Reichsabgabenordnung in 
der Faſſung vom 22. 5. 1931 oder in der Faſſung 
von 1919 enthielt die Abſätze 2 und 3 des angezogenen 
Paragraphen noch nicht. Die darin niedergelegten 
Grundſätze waren zum Teil in mehr oder weniger 
glücklicher Form in den verſchiedenen Steuergeſetzen 
enthalten. Erſt die Reichsabgabenordnung von 1934 
brachte mit Wirkung vom 1. 1. 1935 eine eindeutige 
und klare, aber auch vollſtändige Regelung der fo 
wichtigen Frage, wer zur Einreichung einer Steuer⸗ 
erklärung verpflichtet iſt. 

In der öffentlichen Bekanntmachung ergeht die 
Aufforderung zur Abgabe einer Steuererklärung an 
jeden, der nach dem jeweils in Frage kommenden 
Steuergeſetz ſteuerpflichtig iſt oder ſein kann. Wer 
dieſe Grundpflicht verletzt, begeht eine Steuerzuwider⸗ 
handlung, die nach dem Steuerſtrafrecht der Reichs⸗ 


abgabenerdnung insbeſondere dann ftrafbar ift, wenn 
ieſe Pflichtverletzung die Urſache von Steuerverkür⸗ 
zung iſt. 

Nach dem herrſchenden Rechtsgrundſatz des allge⸗ 
meinen Strafrechts beginnt bei Erfolgsdelikten die 
Verjährung $ 67 Abſ. 4 StGB gemäß mit dem Tage, 
an dem die Handlung begangen iſt, ohne Rückſicht auf 
den eingetretenen bzw. gewollten und erwarteten Er⸗ 
folg. Sonach entſcheidet die bloße Tätigkeit, ſo daß 
die Verjährung ſchon vollendet ſein kann, ehe der 
Erfolg eintritt. 

Dieſen Rechtsgrundſatz auf eine Steuerzuwider⸗ 
handlung angewendet, die durch Unterlaſſung herbei⸗ 
geführt worden iſt, würde bedeuten, daß die Verjäh⸗ 
rung mit dem Tage beginnt, an dem die gebotene 
Handlung unterblieben iſt. Fordert ein Steuergeſetz 
das Handeln nur innerhalb einer beflimmien Friſt 
oder nur zu einem beſtimmten Zeitpunkt, unterbleibt 
dies aber, dann iſt die Steuerzuwiderhandlung als 
mit dem Tage begangen anzuſehen, bis zu dem oder 
on dem der Steuerpflichtige zu handeln hatte. Mit 
dieſem Tage beginnt dann auch die Verjährungsfriſt 
zu laufen. 

Wird durch Unterlaſſungen nach einheitlichem 
Vorſatz fortgeſetzt oder fahrläffigeriveife dauernd das 
gleiche Rechtsgut verletzt, reicht alſo beiſpielsweiſe ein 
Steuerpflichtiger für mehrere Jahre keine Einkom⸗ 
menſteuererklärung ein, dann würde die Steuerzu⸗ 
widerhandlung durch Unterlaſſen mit dem Tage voll⸗ 
endet ſein, an dem die letzte Einkommenſteuererklä⸗ 
rung einzureichen war. Bei fortgeſetzter Steuerhinter⸗ 
ziehung würde ſie als Verſuch mit dem Tage begonnen 
haben, an dem die erſte Steuererklärung einzureichen 
geweſen iſt. 

Die Folge der Unterlaſſung braucht in keinem 
Falle in die Erſcheinung getreten zu ſein. Das gilt 
im Steuerſtrafrecht noch vielmehr als im allgemeinen 
Strafrecht; denn die Verpflichtung, verkürzte Steuern 
nachzuzahlen, alſo den verurſachten Schaden wieder 
gutzumachen, iſt durch ſteuerrechtliche Beſtimmungen 
beſonders geregelt. 

Daneben muß aber auch die grundſätzliche Bedeu⸗ 
tung von 88 66, 67 StGB und 8 419 AO mit in Be⸗ 
tracht gezogen und berückſichtigt werden. Denn was 
bezweckt die Verjährung? Sie ſoll den ſtaatlichen 
Strafanſpruch einmal zum Erlöſchen bringen! Iſt 
die Strafe Vergeltung begangenen Unrechts, ſo löſcht 
die Zeit allmählich das Bedürfnis nach Vergeltung. 
Der Strafanſpruch ſoll einmal untergehen! 

Würde auch bei der unechten Unterlaſſung der 
Grundſatz gelten, daß die Verjährung zum Handeln 
wegfällt oder die Verpflichtung erfüllt wird, dann 
könnte die Verjährungsfriſt für dieſe Art von Steuer⸗ 
zuwiderhandlungen niemals zu laufen beginnen. Das 
würde aber vom Standpunkt der gleichmäßigen und 
gerechten Anwendung auch des Strafrechts voll⸗ 
kommen unbefriedigende Wirkungen haben; denn der 
Steuerpflichtige, der pflichtwidrig keine Steuererklä⸗ 
rung einreicht und dadurch die Verkürzung von 
Steuern vorſätzlich oder fahrläſſigerweiſe bewirkt, 
würde ſchlechter geſtellt ſein als der Steuerpflichtige, 
der vorſätzlich oder fahrläſſigerweiſe eine unrichtige 
Steuererklärung eingereicht und dadurch eine Steuer⸗ 
verkürzung bewirkt hat. 


go K 


| Cildienftt-Nahridten 


Zollgesctz 


Am 1. April 1939 tritt das neue Zollgeſetz vom 
20. März 1939 (RGBl. 1 S. 529) in Kraft. Mit dem 
gleichen Zeitpunkt werden im Land Ofterreich und in 
denjenigen ſudetendeutſchen Gebieten, in denen 
bisher das öſterreichiſche Zollrecht galt, der Zolltarif, 
der Obertarif, die Ausfuhrzolliſte, das Warenver⸗ 
zeichnis und andere wichtige Beſtimmungen des 
Tarifrechts eingeführt. Die Allgemeine Zollordnung, 
die die allgemeinen Durchführungsbeſtimmungen 
zum Zollgeſetz enthält, die Zollanweiſungs⸗Ordnung, 
die an die Stelle der bisherigen Beſtimmungen über 
Zollbegleitſcheine und Zollbegleitzettel tritt, die 
Eiſenbahn⸗Zollordnung, die Zollager⸗Ordnung und 
die Zollvormerk-Ordnung werden ebenfalls am 
1. April in Kraft treten. 


Mit der Einführung des neuen Zollrechts wird 
ein neuer bedeutender Schritt zur Herſtellung der 
Rechtseinheit in Großdeutſchland getan. Bisher 
galten im Altreich das Vereinszollgeſetz von 1869 und 
das Zolltarifgeſetz von 1902, in Oſterreich das öſter⸗ 
reichiſche Zollgeſetz von 1920 und das öſterreichiſche 
Zolltarifgeſez von 1924. Die Zollgrenzen 
zwiſchen dem Altreich, dem Land Oſter⸗ 
reich und den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten, die bisher wegen der Verſchiedenheit der 
Zollſätze und des Zollverfahrens noch aufrechterhalten 
werden mußten, fallen mit ihren Verkehrshem⸗ 
mungen am 1. April weg. 


Das neue Zollgeſetz enthält in 113 Paragraphen 
die Vorſchriften von grundſätzlicher Bedeutung. Alles 
andere iſt den Durchführungsvorſchriften, der Allge⸗ 
meinen Zollordnung und den Sonderzollordnungen 
vorbehalten. Die Allgemeine Zollordnung folgt in 
ihrem Aufbau der Paragraphenfolge des Geſetzes. 
Das neue Zollgeſetz enthält keine Strafvorſchriften 
mehr. Die Strafvorſchriften des Vereinszollgeſetzes 
über den Bannbruch werden in die Reichsabgaben⸗ 
ordnung übernommen. Dieſe enthält nunmehr das 
geſamte Zollſtrafrecht. 

Inhaltlich ſchließt ſich das neue Zollrecht an das 
bisherige Zollrecht des Altreichs an. Mancher Rechts⸗ 
gedanke iſt dem öſterreichiſchen Zollgeſetz entnommen. 
Das bisherige Zollrecht des Altreichs und Oſterreichs 
war beſtrebt, der Wirtſchaft ein Mindeſtmaß unerläß⸗ 
licher Bindungen aufzuerlegen. Daran hält das neue 
Zollrecht feſt. Es bringt darüber hinaus verſchiedene 
Erleichterungen, zum Beiſpiel die Möglichkeit, Zoll⸗ 
gut, insbeſondere verdorbenes Zollgut, zur Ver⸗ 
nichen der Zollbelaſtung unter Zollaufſicht ver⸗ 
N zu laſſen. Für die Zollanmeldung bleibt die 
mit der Anmeldung nach Sprachgebrauch oder 
ne 3} während die meiſten Staaten bekannt⸗ 
155 ae ung nach den Benennungen des Zolltarifs 

gen und durch ſchwere Strafen erzwingen. 


Das neue Zollgeſetz enthält fü i 

ält fünf Teile: Zoll⸗ 
ee Zollſchuldrecht, Zollverfahrensrecht, 
Vesbaſe und Beſchränkungen für den Warenverkehr 
und Übergangs⸗ und Schlußvorſchriften. 
Abgabenerhöhungen werde P 
geſetz nicht eingeführt. rg nn 


a N We 


Der Reichsminiſter der Finanzen hat das Mine⸗ 
ralölſteuergeſetz neu gefaßt. Die Neufaſſung vom 
22. März 1939 iſt im Reichsgeſetzblatt 1 Seite 566 ab⸗ 
gedruckt. Gdl. 


Umsatzsteuer 
im Verhältnis zum Peotektorat 


Das Protektorat Böhmen und Mähren ift bis auf 
weiteres als Ausland im Sinn der Umſatzſteuervor⸗ 
ſchriften zu behandeln. Abnehmer, die ihren Wohn⸗ 
ſitz (Sitz) im Protektorat haben, und ſolche Zweig⸗ 
niederlaſſungen und Organgeſellſchaften eines im 
übrigen Reichsgebiet anſäſſigen Unternehmers, die 
ihren Sitz im Protektorat haben und die Umſatzge⸗ 
ſchäfte im eigenen Namen abſchließen, gelten daher 
als ausländiſche Abnehmer (Roß vom 21. März 1939 
— RSthBl. Seite 484). Gdl. 


Zum Keaftlahrzeugsteuergesetz 
im Land Österreich 

Der Reichsminiſter der Finanzen weiſt zur Ein⸗ 
führung des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes im Land 
Oſterreich (Hinweis auf DStZ 1939 Nr. 10) auf das 
folgende hin: 


Jedes bereits zugelaſſene Kraftfahrzeug muß 
beim Finanzamt unverzüglich angemeldet werden, 
auch dann, wenn es kraftfahrzeugſteuerfrei iſt. Für 
Kraftfahrzeuge, die nach dem 31. März 1939 zum Ver⸗ 
kehr auf öffentlichen Straßen zugelaſſen werden, iſt die 
Steueranmeldung bei der Zulaſſungsbehörde einzu⸗ 
reichen. Die Finanzämter erteilen für ſteuerfreie Fahr⸗ 
zeuge regelmäßig eine Beſcheinigung über die Steuer⸗ 
freiheit. Bei erſtmaliger Zulafſung fabrikneuer Per⸗ 
ſonenkraftfahrzeuge nach dem 31. März 1939 wird die 
Steuerfreiheit von der Zulaſſungsbehörde beſcheinigt. 


Perſonen kraftfahrzeuge (ausgenommen 
Kraftomnibuſſe), die in der Zeit ſeit dem 1. April 
1933 im Reichsgebiet l(einſchließlich Oſterreich und 
Sudetenland) erſtmalig zugelaſſen ſind, ſind 
ſteuerfrei. Bei ſteuerpflichtigen Kraftfahrzeugen 
können die Finanzämter im Einzelfall Erleichterungen 
der laufenden Kraftfahrzeugſteuer gewähren, wenn 
beſondere Billigkeitsgründe vorliegen. 


Die Steuer für die alten (vor dem 1. April 1933 
im Land Oſterreich erſtmalig zugelaſſenen) Per⸗ 
ſonenkraftfahrzeuge kann durch Entrichtung 
eines einmaligen Betrags in Höhe des Eineinhalb⸗ 
fachen der Jahresſteuer für immer abgelöſt werden. 
Die Ablöſung iſt ſpäteſtens am 30. Juni 1939 beim 
Finanzamt zu beantragen. Der Ablöſungsbetrag kann 
in zwei gleichen Teilen entrichtet werden. Die zweite 
Hälfte iſt ſpäteſtens am 31. Auguſt 1939 zu entrichten. 
In beſonderen Härtefällen können die Finanzämter 
dem einzelnen Antragſteller weitere Zahlungserleichte⸗ 
rungen gewähren. Gdl. 
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Steuerermäßigung für Hausgehillinnen 

Durch das Einkommenſteuer⸗Anderungsgeſetz vom 
17. 2. 1939 (RGBl. 1 S. 283) iſt das Hausgehilfinnen⸗ 
privileg beſeitigt worden. Der Wegfall dieſer Ver⸗ 
günſtigung kann in einzelnen Fällen zu Härten 
führen. Durch den Runderlaß des Reichsminiſters 
der Finanzen vom 25. 3. 1939 S 2193 A 51 III iſt 
daher für kinderreiche und bäuerliche Fa⸗ 
milien, für kriegsbeſchädigte, körper⸗ 
behinderte und altersſchwache Perſonen als 
Erſatz für die bisherige Vergünſtigung bei Beſchäfti⸗ 
gung einer Hausgehilfin eine Steuerermäßigung 8 33 
(41 Ad. 1 Ziff. 1) EStG; gemäß zugelaſſen. 

Vorausſetzung für die Gewährung einer Steuer⸗ 
ermäßigung iſt, daß die Beſchäftigung einer Haus⸗ 
gehilfin zwangsläufig iſt, daß die Aufwendun⸗ 
gen für die Hausgehilfin eine außer gewöhn⸗ 
liche Belaſtung darſtellen und daß die Belaſtung 
die ſteuer liche Leiſtungsfähigkeit 
weſentlich beeinträchtigt. Nach der An⸗ 
weiſung in dem Runderlaß iſt die Zwangsläufigkeit 
der Aufwendungen für die Hausgehilfin und eine 
dadurch entſtandene außergewöhnliche Belaſtung 
immer zu bejahen, wenn eine Hausgehilfin be⸗ 
ſchäftigt wird: 

a) von einem Steuerpflichtigen mit mehr als 
drei minderjährigen Kindern oder an- 
deren minderjährigen Angehörigen (§ 10 Ziff. 3 bis 6 
StAnpGh), wenn die Kinder zum Haushalt des Steuer⸗ 
pflichtigen gehören und in ſeinem Haushalt leben; 


b) von Land⸗ und Forſtwirten, wenn 
zum Haushalt des Land- und Forſtwirts mindeſtens 
ein minderjähriges Kind oder ein anderer minder- 
jähriger Angehöriger (§ 10 Ziff. 3 bis 6 StAnpG) 
gehört und in dem Haushalt auch lebt und wenn die 
Ehefrau überwiegend in dem Betrieb mitarbeitet; 

e) von Kriegsbeſchädigten und ihnen 
gleichgeſtellten Perſonen, wenn die Be— 
ſchädigung eine weſentliche körperliche Behinderung 
zur Folge hat. Welche Perſonen den Kriegsbeſchädigten 
gleichgeſtellt find, ergibt ſich aus 8 26 LSt DB 1999 
und aus Abſchnitt EV VR für 1937; 

d) von einem Steuerpflichtigen, der das 70. Le⸗ 
bensjahr vollendet hat oder hilflos iſt. Bei 
Ehegatten wird die Steuerermäßigung auch ſchon 
dann gewährt, wenn einer der Ehegatten das 70. Le⸗ 
bensjahr vollendet hat oder hilflos iſt. 


Auch bei den vorſtehend aufgeführten Perſonen 
iſt aber Vorausſetzung für eine Steuerermäßigung, 
daß die Belaſtung des Steuerpflichtigen ſeine 
ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit weſent⸗ 
lich beeinträchtigt. Eine weſentliche Beein⸗ 
trächtigung der ſteuerlichen Leiſtungsfähigkeit liegt 
vor, wenn die tatſächlichen Aufwendungen des Steuer⸗ 
pflichtigen für die Hausgehilfin allein oder zuſammen 
mit anderen außergewöhnlichen Belaſtungen die 
mit anderen außergewöhnlichen Belaſtungen die S on⸗ 
derbelaſtungsmindeſtgrenze erreichen. 

Höchſtmaß der Steuerermäßigung 
iſt der Betrag, um den die Einkommenſteuer geringer 
ſein würde, wenn der Steuerpflichtige ein um die be⸗ 
ſonderen Aufwendungen geringeres Einkommen be⸗ 


zogen haben würde. Die Steuerermäßigung kann 
grundſätzlich nur immer für eine Hausgehilfin ge⸗ 
währt werden. 

Arbeitnehmer, auf deren Steuerkarte 1939 ein 
ſteuerfreier Betrag wegen Beſchäftigung einer Haus⸗ 
gehilfin eingetragen iſt, brauchen eine Beri chti⸗ 
gung ihrer Steuerkarte nicht zu bean⸗ 
tragen, wenn ihnen Kinderermäßigung 
für mehr als drei minderjährige Kinder zuſteht, 
oder wenn wegen einer Minderung der Er⸗ 
werbs fähigkeit um mindeſtens 45 v. H. ein 
ſteuerfreier Betrag gewährt worden iſt. St. 


Keine Wehrsteuernklicht 
der „bedingt Tauglichen” 


Bekanntlich löſt das Vorliegen einer endgültigen 
Entſcheidung über die Nichteinberufung zur Erfüllung 
der zweijährigen aktiven Dienſtpflicht die Wehrſteuer⸗ 
pflicht aus. Im $ 2 der Erſten Wehr St DV und 
$ 1 der Zweiten Wehr St DO iſt erſchöpfend auf⸗ 
gezählt, wann eine Heranziehung zum zweijährigen 
aktiven Wehrdienſt in der Regel nicht in Betracht 
kommt. Hierzu gehört nach § 2 Buchſtabe a der Erſten 
WehrSt d auch die Überweiſung eines Wehrpflich⸗ 
tigen zur Erſatzreſerve I im Fall bedingter Tauglichkeit. 
Denn die bei der Muſterung bedingt tauglich befun⸗ 
denen Wehrpflichtigen ſind nach den früher geltenden 
wehrrechtlichen Beſtimmungen in der Regel nur zur 
lurzfriſtigen Ausbildung herangezogen worden. Dies 
hat ſich nun geändert. Nach einer kürzlich ergangenen 
Anordnung des Oberkommandos der Wehrmacht werden 
künftig Wehrpflichtige des Geburtsjahrgangs 1917 und 
jüngerer Geburtsjahrgänge, die bei der Muſterung im 
Fall bedingter Tauglichkeit zur Erſatzreſerve I über⸗ 
wieſen werden, grundſätzlich nicht mehr zur 
kurzfriſtigen Ausbildung, ſondern z ur 
Erfüllung der zweijährigen aktiven 
Dienſtpflicht einberufen. Es hat ſich damit als 
notwendig erwieſen, die bisherige wehrſteuerliche Be⸗ 
handlung der bedingt tauglichen Wehrpflichtigen den 
neu geſchaffenen Verhältniſſen anzupaſſen. Dieſem 
Ziel dient der Runderlaß des Reichsminiſters der 
Finanzen vom 27. März 1939 8 2715 — 250 III, in 
dem angeordnet iſt, daß die dem Geburtsjahrgang 
1917 und jüngeren Geburtsjahrgängen angehörigen 
Wehrpflichtigen, die bei der Muſterung im Fall be⸗ 
dingter Tauglichkeit zur Erſatzreſerve I überwieſen 
werden, auch wehrſteuerlich den Wehrpflich⸗ 
tigen gleichzuſtellen ſind, die bei der Muſterung 
tauglich befunden und der Erſatzreſerve 1 über⸗ 
wieſen werden. Die Gleichſtellung der bedingt taug⸗ 
lichen Wehrpflichtigen mit den tauglichen Wehrpflich⸗ 
tigen führt wehrſteuerlich zu dem Ergebnis, daß 
künftig auch die bei der Muſterung bedingt tauglich 
befundenen Männer des Geburtsjahrgangs 1917 und 
jüngerer Jahrgänge grundſätzlich ni cht mehr 
wehrſteuerpflichtig ſind. Soweit auf der 
Steuerkarte 1939 von Arbeitnehmern, auf die der 
Erlaß Anwendung findet, bereits die Wehrſteuer⸗ 
pflicht beſcheinigt worden iſt, wird diefer Vermerk auf 
Antrag von der zuſtändigen Gemeindebehörde ge⸗ 
ſtrichen. Die durch Steuerabzug bereits entrichtete 
Wehrſteuer wird erſtattet. Oe. 


| Wirtſchaftlicher Beobachter | 


Geld, Keedit und üflentliche Finanzen 

Währung im Protektorat Böhmen und Mähren. 
Der Beauftragte für den Bierjahresplan hat am 
21. März 1939 eine Verordnung über das Währungs⸗ 
verhältnis im Protektorat Böhmen und Mähren er⸗ 
laſſen (RGBl. I Seite 555). 

§ 1 der Verordnung gemäß wird das Währungs⸗ 
verhältnis der Reichsmark zur Krone wie folgt be⸗ 
ſtimmt: 1 Krone = 10 Reichspfennig. 


Reichsmarkwährung im Memelgebiet. Der Beauf⸗ 
tragte für den Vierjahresplan hat durch Verordnung 
vom 23. März 1939 (RStBl. I S. 565) die Reichsmark 
im Memelgebiet eingeführt. 

§ 1 der Verordnung gemäß iſt die Reichsmark ge⸗ 
ſetzliches Zahlungsmittel für das Memelgebiet. Der 
Umrechnungskurs ift: 1 Lit = 42 Reichspfennig. 


* 


Warenverkehr zwiſchen dem Sudetenland und dem 
Protektorat Böhmen und Mähren und zwiſchen dem 
Sudetenland und der Slowakei. Mit dem Inkraft⸗ 
treten des neuen Zollgeſetzes am 1. April d. J. fallen 
die Zollgrenzen zwiſchen dem Altreich und dem Land 
Oſterreich und zwiſchen den ſudetendeutſchen Gebie⸗ 
ten und dem Altreich und dem Land Oſterreich fort. 
Von dieſem Zeitpunkt ab find die im $ 3 der Verord⸗ 
nung über die Einführung deutſcher Zollvorſchriften 
in den ſudetendeutſchen Gebieten vom 14. Oktober 1938 
(RGBl. I S. 1420) vorgeſehenen Zollerleichterungen 
gegenſtandslos geworden, die für den Warenverkehr 
zwiſchen den ſudetendeutſchen Gebieten und der Slo⸗ 
wakei beſtanden haben. 

Im Hinblick auf die enge Verknüpfung der ſude⸗ 
tendeutſchen Wirtſchaft mit der Wirtſchaft in Böhmen 
und Mähren und in der Slowakei bedurfte es einer 
zollrechtlichen Regelung, die über den 1. April d. J. 
hinaus weitere Zollerleichterungen vorſieht. § 1 einer 
Verordnung über Zollerleichterungen für den Waren⸗ 
verkehr zwiſchen den ſudetendeutſchen Gebieten und 
dem Protektorat Böhmen und Mähren und zwiſchen 
den ſudetendeutſchen Gebieten und der Slowakei vom 
28. März 1939 (REAL. I S. 635) beſtimmt daher, daß 
Waren, die in dem Protektorat Böhmen und Mähren 
oder in der Slowakei ihren Urſprung haben, bei der 
Einfuhr in das Sudetenland vom Zoll und von der 
Umſatzausgleichſteuer befreit bleiben. Die Vergünſti⸗ 
gung wird nur gewährt, wenn die Waren in den ſude⸗ 
bendeutſchen Gebieten verbraucht, dauernd gebraucht, 
bearbeitet oder verarbeitet werden. 
ſind ander Abgabenvergünſtigung ausgenommen 
Cr ub wrtſchaftung des Reichsminiſters für 
Ss Tarifnum Landwirtſchaft unterliegenden Waren 
157, 160 bis pi 1 bis 27, 30 bis 67, 100 bis 140, 
2 7 I des deutſchen Gebrauchszolltarifs 
N aß, der Verordnung). Der Reichsminiſter der 
Neck El nach Benehmen mit den beteiligten 
Sandee n und Umſatzausgleichſteuer⸗ 

en r den gleichen Bedingungen wie im $ 1 
zubilligen. 


Die Verordnung tritt am 1. April d. J. in Kraft. 


*. 


Zahlungs⸗ und Verrechnungsabkommen mit der 
Slowakei. Die Deutſche Regierung und die Slowa⸗ 
kiſche Regierung haben ein Zahlungs⸗ und Verrech⸗ 
nungsabkommen geſchloſſen. 

Dem Abkommen gemäß wird der Zahlungsverkehr 
zwiſchen dem Reichsgebiet (ausſchließlich des Protekto⸗ 
rats Böhmen und Mähren) und der Slowakei in 
Deutſchland durch die Vermittlung der Deutſchen 
Verrechnungskaſſe und in der Slowakei durch Ver⸗ 
mittlung der bisherigen Filiale der früheren Tſchecho⸗ 
Slowakiſchen Nationalbank (der künftigen Slowaki⸗ 
ſchen Nationalbank) in Preßburg abgewickelt. 


Unter das Abkommen fallen die folgenden Ver 
bindlichkeiten: 
1. Zahlungen aus der Einfuhr ſlowakiſcher Waren in das 


Reichsgebiet und aus der Ausfuhr deutſcher Waren aus 
dem Reichsgebiet nach der Slowakei; 


2. Zahlungen aus dem gegenſeitigen Lohnveredelungs⸗ 
verkehr; 
3. Zahlungen für Nebenkoſten, die in Verbindung mit dem 


Warenverkehr mit dem Reichsgebiet und der Slowakei 
entſtehen; 


4. ſonſtige Zahlungen im gegenſeitigen Einbernehmen. 


Deutſche Schuldner haben Verbindlichkeiten der 
genannten Art bei Fälligkeit in Reichsmark auf das 
in Reichsmark geführte Warenkonto der bisherigen 
Filiale der früheren Tſchecho⸗Slowakiſchen National⸗ 
bank in Preßburg zu leiſten. Slowakiſche Schuldner 
haben bei Fälligkeit Zahlungen auf das Warenkonto 
der Deutſchen Verrechnungskaſſe zu leiſten, das bei der 
bisherigen Filiale der früheren Tſchecho⸗Slowakiſchen 
Nationalbank in Preßburg geführt wird. 

Das Abkommen kann mit einer Friſt von einem 
Monat, erſtmalig zum 30. Juni 1939, gekündigt wer⸗ 
den. Es wird mit Wirkung vom 23. März 1939 an⸗ 
gewendet. 

Verordnung über Zolländerungen. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen hat durch Verordnung vom 
24. März 1939 (RG Bl. I Seite 566) das folgende be- 
ſtimmt: 

Die mit der früheren Tſchecho⸗Slowakiſchen Re 
publik vereinbarten Vertragszölle zum deutſchen Zoll⸗ 
tarif ſind bis auf weiteres auf Waren ſolcher Länder 
anzuwenden, deren Erzeugniſſe bei ihrer Einfuhr nach 
Deutſchland die Meiſtbegünſtigung genießen. 

Die Verordnung tritt am 16. März 1939 in Kraft. 


Zollweſen im Protektorat Böhmen und Mähren. 
Durch Verordnung vom 21. März 1939 (RGBl. I 
Seite 551) iſt beſtimmt worden: a 

Im Protektorat bleiben bis auf weiteres die bis⸗ 
herigen Vorſchriften auf dem Gebiet des Zollweſens 
in Kraft. Die bisherigen Zollgrenzen zwiſchen dem 
Deutſchen Reich und dem Gebiet des Protektorats 
bleiben bis auf weiteres beſtehen. 


* 


Einführung deutſcher Zolltarifvorſchriften im 
Land Sſterreich und im Sudetenland. Der Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen hat die deutſchen Zolltarifvor⸗ 
ſchriften durch Verordnung vom 21. März 1939 
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(RGBl. ] Seite 564) mit Wirkung ab 1. April 1939 
im Land „ſterreich und in den an das Land Sſter⸗ 
reich angrenzenden ſudetendeutſchen Gebieten ein⸗ 
geführt. 

Umtauſch der früheren tſchecho⸗ſlowakiſchen Poſt⸗ 
ſparbücher in den ſudetendeutſchen Gebieten. Vom 
1. April 1939 an werden die früheren tſchecho⸗ſlowaki⸗ 
ſchen Poſtſparbücher der Bewohner der ſudetendeutſchen 
Gebiete und die als Erſatz vom Poſtſparkaſſenamt 
Wien ausgeſtellten Nameneinlagebücher gegen Deutſche 
Poſtſparbücher umgetauſcht. 

Der Umtauſch erfolgt für Sparer 


mit den Anfangsbuchſtaben A bis D im April 1939 
mit den Anfangsbuchſtaben E bis G im Mai 1989 
mit den Anfangsbuchſtaben H bis K im Juni 1939 
mit den Anfangsbuchſtaben L bis Q im Juli 1939 
mit den Anfangsbuchſtaben Rund S im Auguſt 1989 


mit den Anfangsbuchſtaben T bis Z im September 1989. 
Nach dem 31. Oktober 1939 werden Einlagen und Rück⸗ 
zahlungen auf frühere tſchecho⸗ſlowakiſche Poſtſpar⸗ 
bücher nicht mehr vorgenommen. 


Günſtige Entwicklung des Poſtſparkaſſendienſtes. 
In den erſten beiden Monaten des Jahres 1939 find 
insgeſamt 298 000 Poſtſparbücher mit einer Geſamt⸗ 
einlage von 32,5 Millionen Reichsmark ausgeſtellt 
worden. 


* 


Konkurſe und Vergleichsverfahren im Januar 


f Konkurſe Vergleichs⸗ 
eröffnet“) verfahren 
Januge 9383 179 25 
Januar 199 152 28. 


) Nach den Zählkarten der Amtsgerichte. 


Nach den Zählkarten der Amtsgerichte wurden im 
Dezember 1938 insgeſamt 278 Konkursanträge ge⸗ 
ſtellt. Die Zahl der mangels Maſſe abgelehnten 
Konkursanträge betrug 121, das ſind 43,5 v. H. der 
Geſamtzahl der im Dezember 1988 geſtellten Konkurs- 
anträge. 


Vierfahresplan 

Deutſcher Walfang 1938/39. Die in der Fangzeit 
1938/39 tätig geweſenen Deutſchen Walfangflotten 
haben ein Fangergebnis an Walöl von insgeſamt 
505 022 Faß oder 84 170 Tonnen erzielt. Außerdem 
haben die Deutſchen Flotten ihre Erzeugung an 
Nebenerzeugniſſen in dieſer Fangzeit erheb⸗ 
lich geſteigert. 4 

Meldepflicht im Mineralölhandel. Die Über- 
wachungsſtelle für Mineralöl hat eine 
Anordnung über eine monatliche oder 
vierteljährliche Meldepflicht des Mine⸗ 
ralölhandels für die im Inland vorhandenen Mineral⸗ 
ölbeſtände erlaſſen. Die Meldepflicht beſtand bisher 
nur für das Altreich und iſt durch dieſe Anordnung 
auch auf alle Firmen in den ſudetendeutſchen 
Gebieten ausgedehnt worden. 


Preisſenkung für Zigaretten in der Oſtmark. Die 
öſterreichiſche Tabakregie hat die Klein- 
verkaufspreiſe für eine Reihe von Zigaretten 
mit Wirkung ab 11. März 1939 herabgeſetzt. Die Preis⸗ 
ermäßigungen bewegen ſich im Ausmaß von Ys bis 
½ Rpf. 

Inkraftſetzung von Gebührenordnungen in den 
ſudetendeutſchen Gebieten. Durch Anordnungen der 
zuſtändigen Reichsbeauftragten ſind mit Wirkung ab 
1. April 1939 die Beſtimmungen der folgenden Ge⸗ 
bührenordnungen von Üüberwachungs⸗ 
ſtellen in Kraft geſetzt worden: Überwachungsſtelle 
für Baumwolle; Überwachungsſtelle für Rauchwaren; 
Überwachungsſtelle für Mineralöl. 


* 


Vorſchriften zur Verbilligung und Vereinfachung 
des Warenverkehrs im Sudetengau. Der Reichs- 
kommiſſar für die Preisbildung und der 
Reichsminiſter des Innern haben am 
10. März 1939 eine Verordnung (RGBl. J Nr. 44 
vom 11. März 1939) erlaſſen. Danach gelten die folgen⸗ 
den Verordnungen in den ſudetendeutſchen Gebieten: 
1. Verordnung zur Verbilligung des Warenverkehrs vom 

29. Oktober 1937 (RGBl. 1 S. 1142); 
2. Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung des 


Warenverkehrs im Handel mit Ölen und Fetten vom 
1. Juni 1935 (RG Bl. 1 S. 722); 

3. Verordnung zur Förderung ſelbſtändiger Koſtenberech⸗ 
nungen in der Wirtſchaft vom 15. Nobember 1994 
(RGBl. 1 S. 1186). 


Soweit Vorſchriften, die durch dieſe Verordnung in 
den ſudetendeutſchen Gebieten eingeführt werden, nicht 
unmittelbar angewendet werden können, ſind ſie 
ſinngemäß anzuwenden. Die Verordnung iſt mit 
dem Tag der Verkündung in Kraft getreten. 


* 


Kraftfahrzeug⸗Typenbegrenzung. Der Beauf- 
tragte für den Vierjahresplan hat auf 
Grund der Verordnung zur Durchführung des Vier⸗ 
jahresplans vom 18. Oktober 1936 eine Verord- 
nung erlaſſen. Danach unterliegt die Herftel- 
lung von Kraftfahrzeugen und ihren 
Anhängern der Genehmigung des 
General bevollmächtigten für das 
Kraftfahrweſen. Der Generalbevollmächtigte 
ſetzt Bauart, Hubraumklaſſen, Typenzahlen und Nutz⸗ 
laſtgrenzen feſt, die jeweils von dem Herſteller ein- 
zuhalten ſind. Der Generalbevollmächtigte beſtimmt 
die Fabriken, die Motoren für Motorfahrräder her 
ſtellen dürfen. Die Verordnung iſt im Reichsgeſetz⸗ 
blatt I Nr. 39 vom 4. März 1939 veröffentlicht. 


Verordnung über die Regelung der Handels- 
ſpannen im Geſchäftsverkehr mit Anlaßbatterien und 
Beleuchtungsbatterien für Kraftfahrzeuge. Der 
Reichskommiſſar hat mit Zuſtimmung des Be⸗ 
auftragten für den Vierjahresplan eine Verord⸗ 
nung erlaſſen. Danach tritt die Verordnung über 
die Regelung der Handelsſpannen im Geſchäfts⸗ 
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verkehr mit Anlaßbatterien und Be⸗ 
leuchtungsbatterien für Kraftfahr⸗ 
zeuge vom 29. Januar 1935 in der Faſſung der 
Zweiten Verordnung über die Regelung der Handels⸗ 
ſpannen im Geſchäftsverkehr mit Anlaßbatterien und 
Beleuchtungsbatterien für Kraftfahrzeuge vom 3. De⸗ 
zember 1935 mit ſofortiger Wirkung außer 
Kraft. Die Verordnung iſt im Reichsanzeiger vom 
28. Februar 1939 veröffentlicht. Sie betrifft nicht das 
Land Sſterreich und die ſudetendeutſchen Gebiete. 


* 


Aufhebung der Stabeiſen⸗Auftragſperre. Für 
Stabeiſen und Feinbleche war im September 1988 
eine Auftragſperre verkündet worden. Die Auftrag⸗ 
ſperre für Stabeiſen und Feinbleche iſt aufgehoben 
worden. 


Gebietsſchutzaufhebungen in der Oſtmark. Der 
Gebietsſchutz für Spritzguß, Kunſtguß und 
Schleuderguß iſt mit ſofortiger Wirkung im 
Intereſſe der Nachinduſtrie aufgehoben worden. 
Weitere Freigaben von bisher gebietsgeſchützten Er⸗ 
zeugniſſen ſind in der Gruppe Steine und Erden er⸗ 
folgt. Außerdem iſt der Gebietsſchutz für feuerfeſtes 
Material aufgehoben worden. 


Industrie 


Welterzeugung an Weißblech im Jahr 1938. Ent⸗ 
wicklung in 1000 Tonnen: 


1936 1937 1938 * 
Amerika 2 096,7 2 421,6 1 445,0 
England 814 8 957,8 610,0 
Deutſchland 235,7 263,0 242,7 
Frankreich 120,0 121.0 129,0 
Sand 136,1 180,0 — 
Britiſch⸗Indien 51,9 55,3 — 
Spanien 17,7 8,9 35,4 
Norwegen 19,5 19,5 15,5 
Sam Re et 15,0 20,0 25,0 
Tſchecho⸗Slowaki 8,1 10,3 — 
lan a. 1 — 8,2 — 
ee, 17 19 1775 
Sowjetrußland und Italien 180,0 200,0 = 
Welterzeugung 3 714,5 4 267,5 2 504,8. 


25 Teilweiſe geſchätzt. Für Japan, Britiſch⸗Indien, 
Hlcheche⸗Slowakei, Polen, Sowjetrußland und Italien 
egen Erzeugungsziffern für 1938 noch nicht vor. 


* 


Stromerzeugung im Januar 1939. Nach Mit⸗ 


teilu ; SER 5 5 
Sr delt und Statiſtik“ hat ſich die 


- eugung bon 122 erfaßten 
Bit} e ” 85 5 ey 
—— 0 2 en wie folgt entwickelt (in Millionen Kilo⸗ 
Dezember 1938 
. 2 
Januar 1939 : en 


dran an gewerbliche Ver- 
nchen bon 103 Werken hat ſich wie folgt 

entwickelt (in Millionen Kilowatt): 
November 1938 


Dezember 1938 1 090,0 


11412. 


Deutſche Gaserzeugung im Jahr 1938. Die Ge⸗ 
ſamterzeugung von nutzbarem Steinkohlengas 
im Jahr 1938 betrug nach den vorläufigen Monats- 
zahlen 22 437 Millionen Kubikmeter. Sie war damit 
um etwa 7 v. H. höher als im Jahr 1937. Die A b⸗ 
gabe von Gas der Kokereien an Gaswerke hat ſich 
wie folgt entwickelt: 

1 
1938 


. 851 Millionen Kubikmeter, 
941 Millionen Kubikmeter. 


* 


Kohlenförderung im Januar 1939. Entwicklung 
in 1000 Tonnen: 


Dezember Januar Januar 

1938*) 1938 1939*) 

Steinkohle 15 734 15 939 16 289 
Braunkohle 18 103 16 437 18 696 
e it 3614 3921 
Preßkohle aus Steinkohle 591 608 669 
Preßkohle aus Braunkohle 3713 3 564 4 0538. 


*) Einſchließlich Oſtmark. 


Handel - Gewerbe - Handweck 


Befeitigung der Überſetzung im Einzelhandel. 
Der Reichswirtſchaftsminiſter hat durch die Verord⸗ 
nung zur Beſeitigung der Überſetzung im Einzelhandel 
vom 16. März 1939 (RGBl. J S. 498) beitimmt, daß 
Verkaufſtellen, Verſandgeſchäfte und Beſtellkontore des 
Einzelhandels geſchloſſen werden können, wenn ihr 
Inhaber oder die zu ihrer Leitung beſtimmte Perſon 
nicht die perſönlichen oder ſachlichen Vorausſetzungen 
erfüllt, die zur Führung eines Einzelhandelsgeſchäfts 
erforderlich ſind. Die erſte Anordnung des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters zu dieſer Verordnung beſtimmt, 
daß die Schließung von Einzelhandelsbetrieben ver⸗ 
fügt werden kann, wenn der Inhaber oder die mit der 
Leitung des Unternehmens betraute Perſon ſeit 
1. Januar 1937 mindeſtens während drei Monaten 
Wohlfahrtsunterſtützung oder Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung bezogen hat, weil aus dem Unternehmen eine 
ſelbſtändige Exiſtenz nicht gewährleiſtet iſt. Die 
Schließung iſt auch möglich, wenn der Inhaber oder 
Leiter des Unternehmens nicht in der Lage iſt, ohne 
Gefährdung des Unternehmens den ſteuerlichen Ver⸗ 
pflichtungen aus dem Gewerbebetrieb und den laufen⸗ 
den Verpflichtungen der Gefolgſchaft gegenüber regel⸗ 
mäßig nachzukommen, oder, wenn er von der Einkom⸗ 
men- oder Gewerbeſteuer freigeſtellt iſt. Von einer 
Schließung des Unternehmens iſt abzuſehen, wenn die 
Beibehaltung des Betriebs zur Durchführung einer 
ausreichenden Verbraucherverſorgung oder aus ſonſti⸗ 
gen, wirtſchaftlich wichtigen Gründen erforderlich iſt, 
oder, wenn der durch die Schließung Betroffene für 
den Arbeitseinſatz nicht geeignet iſt. Auf Antrag des 
Inhabers kann bei geſchloſſenen Einzelhandelsbetrie⸗ 
den zur Schuldenregelung ein Abwicklungsverfahren 
durchgeführt werden. 


* 


Richtzahlen für Betriebsvermögen, Umſatz, Be⸗ 
triebsausgaben und Gewinn im Gaſtſtättengewerbe. 
Nach Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt 
ſich in Durchſchnittszahlen für 1936 das folgende Bild: 
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Schankwirtſchaften 


Kaffeehäufer 
Umſatzgrößenklaſſe (in Reichs mart) 


Saalgeſchäfte 


4. 1939 


Geſamtvermögen (kapital) in 1000 RM 
am 31. 12. 1936 je Betrieb 1 22.8 
je Kopf der im Betrieb tätigen Perſonen 8,1 
Vom Gefamtvermögen entfallen in v. H. auf 
Betriebsgrundſtüfk r 
Anlagen (Einrichtungsgegenſt. u. dgl.) | 11,7 
PPP ͤ 3.3 
eee <=. crcie 0,4 
We e . „un... 0 0008 23 
Vom Geſamtkapital entfallen in v. H. auf 
Hypotheken und Grundſchulden 199 
Sonftige Dauerſchulden 6,7 
Lieferantenſchulden | 43 
Sonftige laufende Schulden 1.1 
! et 47,4 
Zahl der im Betrieb tätigen Perſonen . 2,8 


Neſiaurantperſona ls. 14,3 
Kaufmänniſches Perſonaaall. — 
„ e e OR. De er — 
Mt ur en ee — 
Sonſtiges Betriebsperſonal «110,7 
Umſatz in 1000 RM 2222... | 
e 13,7 
je Kopf der im Betrieb tätigen Berfonen | 4, 
in v. H. des Geſamtkapitals 59,9 
Steuerfreier limf. i. v. H. d. et 0,6 
Steuerpflicht. Umf. i. v. H. d. Geſamtumſ. 
und zwar: ſteuerpflichtig mit 1 v. E 
ſteuerpflichtig mit 2 v. H. . 99,4 
Wareneinkauf in v. H. des Umſatzes . 39,7 
Koſten in v. H. des Umſatzes | 28,7 
davon: 
Löhne und Gehälter | 52 
Grundſtückskoſten 
Grundſtücsſteuern 134 
Zinſen f. Hypotheken u. Grundſchulden | 9,4 
ſonſtige Grundſtückskoſten 1.9 
58 für ſonftige Dauerſchulden | 0,5 
Sinfen für 2 


7 


ſonſtige laufende Schulden | 


S 


Steuern vom Gewerbebetrieb!) . ) we 

n ene Waper 1,2 

SIHERUNDER LTE. an 21 

SYLT DE A 1,6 
Reineink. a. Gewerbebetr. 2) i. v. H. d. Umf. | 429 
Gefamtnermögen 5 in 1000 AM 

am 31. 12. 1936 je Betrieb. 3.0 

e Kopf der im Betrieb tätigen Perſonen | 1,1 


Bom Geſamtvermögen entfallen in v. H. auf 
Anlagen (Etnrichtungsgegenſt. u. dgl.) 
orderungen e 
ee eee 
Vom Geſamtkapital ent 
Sonſtige Oauerſchulde 
Lieferantenfchulden 
Sonſtige laufende 
eee e eee 
Zahl der im Betrieb tätigen Perſonen 
Vom geſamten 
v. H. auf G. 
Ent 


Reftaurantp 


Umſatz in 1000 RM 
je Betrieb —2 
je Kopf der im Betrieb tätigen Perfonen 
in v. H. des Geſamtkapitals 
Steuerfreier Umf. l. v. H. d. Geſamtumf. 
Steuerpflicht. Umſ. i. v. H. d. Geſamtumf. 
und zwar: ſteuerpflichtig mit 1 v. H. 

ſteuerpflichtig mit 2 v. H. 


Wareneinkauf in v. H. des Umſatzes | 


Koſten in v. H. des Umſatzes 
davon: 


Löhne und e e e 4,6 
FP 3 
Ain — 1 Jonftige Dauerfdulden ...| 0.3 
ſen e laufende 0, 
Steuern vom wecbeleleiehg Beiden A 90 
aan und Wafer 23 
, 20 
Heizung rn el 
Reineink. a. Gewerbebetr. 2) l. v. H. d. Umf. 117,5 


— 1) Umfagfteuer, Gewerbeſteuer, Gemeindegetränfefteuer und Ber 


Eigenkapital ſowie einſchlleßlich des 


Entgelts 
3) Steuerpflichtig mit 2,5 v. 9. 
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gnügungfteuer, — e) Gewinn einſchließlich der Zinſen für das im Betrieb arbeitende 
für die perſönliche Arbeit des Betriebsinhabers und ſeiner im Betrieb mithelfenden Jamilienangehörigen. — 
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Veckehr 


Erfolgreiche Wiener Frühjahrsmeſſe. Die Wiener 
Frühjahrsmeſſe war in allen Teilen ein voller Erfolg. 
Die Zahl der Beſucher nahm gegenüber dem Vorjahr 
um 60 v. H. zu. Der Bedarf der Oſtmark an Gütern 
war ſehr groß. Der Auslandsabſatz war zufrieden⸗ 
ſtellend. 

Großes Fahrzeugbeſchaffungsprogramm der 
Reichsbahn. Die Deutſche Reichsbahn gibt nunmehr 
ihr großes Fahrzeugbeſchaffungsprogramm für die 
nächſten Jahre bekannt. In den Jahren 1940 bis 1943 
iſt der Bau von 6000 Lokomotipen, 10 000 Perſonen⸗ 
wagen, 112 000 Güter⸗ und Gepäckwagen und von 
17 300 Kraftwagen und Anhängern vorgeſehen. Die 
Aufwendungen für dieſe Neuanſchaffungen werden 
insgeſamt etwa 3,5 Milliarden Reichsmark betragen. 
Dieſes gewaltige Beſchaffungsprogramm wird die 
Deutſche Reichsbahn in die Lage verſetzen, allen künftig 
auftretenden Anforderungen gerecht zu werden. 


Druckſachen zu ermäßigter Gebühr nach Italien. 
Die ermäßigte Druckſachengebühr von 5 Rpf. für je 
100 Gramm gilt jetzt auch für Zeitungen und Zeit⸗ 
ſchriften, die unmittelbar von den Verlegern oder 
deren Beauftragten nach Italien verſandt werden. 
Auch Bücher, Druckhefte und Muſiknoten unterliegen 
dieſer ermäßigten Gebühr, wenn ſie, abgeſehen vom Auf⸗ 
druck auf dem Umſchlag und den Schutzblättern, 
keinerlei Ankündigungen oder Anpreiſungen enthalten. 


= 


Schiffsverkehr über See im Jahr 1938. Im 
Jahr 1938 betrug der Schiffsverkehr der 
wichtigeren Deutſchen Seehäfen 95,7 
Millionen Tonnen. Gegenüber 1937 iſt eine Zunahme 
um 5,6 Millionen Tonnen oder 6 v. H., gegenüber 
1932 um 25,2 Millionen Tonnen oder 36 v. H. zu 
verzeichnen. In faſt allen Verkehrsarten und in den 
meiſten größeren Häfen wurde der Stand des Jahres 
1929 ſchon bedeutend überſchritten. Königsberg hat 
ſeinen Geſamtverkehr gegenüber 1929 mehr als 
verdoppelt. — Der Anteil der Deutſchen 
Flagge am Geſamtverkehr ſtieg von 60,7 v. H. im 


Jahr 1937 auf 31,3 v. H. im Jahr 1938. 


Aebeit und Soziales 

23 Eheſchließungen, Geburten und Sterbefälle im 
ritten Vierteljahr 1938. Nach vorläufigen Aus⸗ 
zählungen der Bevölkerungsvorgänge im Deutſchen 


Reich einſchließlich S ; utjch 
das r und Oſterreich ergibt ſich 


Drittes Januar 
Vierteljahr bis September 
6 ließ 988 1937 1938 1937 
Ra 177 522 163 642 511.281 471828 
Se ser 7 in 327 014 1 080 669 1029 990 
Gelee ee 36 7567 25 397 25 420 
otgeborene) 202 767 
Savon unten Ar 190 129 668 245 665 692 
alte Kinder 20 730 
Natürliche Bebölke⸗ 19 020 65 528 69 847 
rungszunahme. 149 375 186 885 412 424 364 298. 


Arbeitsloſenunterſtützung im Land Sſterreich. Der 
Verordnung vom 15. März 1939 (RGBl. 1 S. 495) 
gemäß bemißt ſich die Arbeitsloſenunterſtützung im 
Land Sſterreich ab dem 26. März 1989 nach den reichs⸗ 
rechtlichen Vorſchriften. Für die Übergangszeit ſind 
beſondere Beſtimmungen getroffen worden. 


Ernährung und Landwictschaft 

Einführung von Vorſchriften zur Sicherung der 
Landbewirtſchaftung im Land Sſterreich. Der Ver⸗ 
ordnung vom 28. Februar 1939 (RGBl. 1 S. 414) ge⸗ 
mäß gelten ab 1. April 1939 im Land Hfterreich mit 
geringfügigen Abweichungen die Verordnung zur 
Sicherung der Landbewirtſchaftung vom 23. März 
1937 und die dazu ergangene Durchführungsverord⸗ 
nung vom 22. April 1937. 


* 


Milcherzeugung im Januar 1939. Entwicklung 


im Altreich: Durchſchnitts⸗ 
Geſamtmilcherzeugung milchertrag 
je Kuh 
Januar 1988 1,94 Milliarden kg 192 kg 
Dezember 1938 1,89 Milliarden kg 185 kg 
Januar 1939 1,92 Milliarden kg 192 kg 


Aubauflächen von Wintergetreide und Winter⸗ 
ölfrüchten im Erntejahr 1939. Nach Mitteilung von 
„Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich auf Grund der 
Bodenbenutzungserhebung vom Dezember 1988 das 
folgende Bild: 


Anbau⸗ Veränderung 


Pi egenüber 
delt. DEN . gbr 

Winterroggen 41219600 — 2,2 
Winterweizen 1 907 849 ＋ 3,0 
Winterſpelz 53 482 — 
Wintergerſte 3 545 214 ＋ 5,3 
Winterraps zur Samengewinnung 48 137 — il 
Winterrübſen zur Samengewinnung 8 867 ＋ 0,2. 


Schlachtungen und Fleiſchverſorgung im Jahr 
1938. Für die Zahl der Schlachtungen ergibt 
ſich das folgende Bild: 


1937 1938 
Rude? 3 858 000 4275 000 
davon Kühe 1971 000 2109 000 
Kälber 4 960 000 5 072 000 
Schweine 24 728 000 22 604 000 
Schakre 1650000 1968 000 
Biegen : 682 000 500 000. 


In den Jahren 1937 und 1938 ſtanden die folgenden 
Fleiſchmengen für Ernährungszwecke 
zur Verfügung: 


1937 1938 
i i Mr 9 804 000 dz 11 590 000 dz 
En nen 2148000 dz 
Schweinefleiſch . 25 258 000 d 24 620 000 dz 
Schaffleiſch 413 000 dz 487 000 dz 
Ziegenfleiſch. 131 000 dz 96 000 dz 


Geſamte Fleiſchmenge 38 037 000 d 3g 284 000 da 


Fleiſchmenge je Kopf 


der Bevölkerung 55 56,07 kg 57,73 kg 
Fleiſchmenge je Fleiſch⸗ 
vollverbraucher 76,82 kg 78,75 kg. 
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und Wietschaft des Auslandes 

Reiſeverkehr nach dem Protektorat Böhmen und 
Mähren. Der Reichswirtſchaftsminiſter 
hat durch Runderlaß 35/39 Deviſenſtelle — 17/39 
Überwachungsſtelle die Mitnahme von Zahlungs⸗ 
mitteln im Reiſeverkehr zwiſchen dem bis⸗ 
herigen Reichsgebiet und dem Protektorat 
Böhmen und Mähren geregelt. Danach gilt das 
Protektorat Böhmen und Mähren weiter devi⸗ 
ſenrechtlich als Ausland. Zivilperſonen, die 
aus dienſtlichen Gründen die Grenze überſchreiten und 
im Beſitz eines zur Grenzüberſchreitung berechtigten, 
vom Oberkommando des Heeres ausge⸗ 
ſtellten Durchlaßſchein ſind, dürfen bis zu 750 
Reichsmark mitnehmen. Das Einſenden und die Ein⸗ 
bringung von Reichsmarkgeldſorten durch Auslän⸗ 
der in das bisherige Reichsgebiet (ab⸗ 
geſehen von der Einbringung von dreißig Reichsmark 
in Scheidemünzen im Reiſeverkehr) iſt nur mit Ge⸗ 
nehmigung zuläſſig. 


Eintragung bei der Außenhandelsſtelle. Die 
Außenhandelsſtelle Berlin, Weſt⸗ 
Brandenburg und Pommern verſendet für 
die bei ihr eingetragenen Firmen regelmäßig Nach⸗ 
richten und Mitteilungen, die für dieſe Firmen zum 
Zweck der Ausfuhrförderung von Wichtigkeit ſind. Die 
Außenhandelsſtelle bittet diejenigen Firmen, die bei 
ihr noch nicht eingetragen ſind, ſich mit ihr ſofort in 
Verbindung zu ſetzen. Anſchrift: Berlin C2, Kloſter⸗ 
ſtraße 41. 


* 


Deutſchlands Außenhandel (reiner Warenverkehr) 
mit wichtigen europäiſchen Ländern im Jahr 1938. 
Entwicklung in 1000 Reichsmark (vorläufige Zahlen): 


Deutſchlands 

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr⸗( ) 

nach aus Einfuhr⸗— 

Überſchuß 

Belgien 184 456 145 008 + 39 448 
Luxemburg. 42 911 49418 — 6507 
Bulgarien 56 377 84 354 — 27 957 
Dänemark 201 935 166 284 ＋ 35 651 
Polen 102 570 95 476 + 7094 
Eſtland 22 031 23 960 — 1929 
Finnland 82 387 88 637 — 6250 
Frankreich. e 216 655 143 700 + 72 955 
Großbritannien. 350 882 282 716 + 68166 
Irland ! 29.064 11 266 + 17798 
Italien 300 954 245 642 + 55 812 
Jugoslawien 117998 107 902 ＋ 10086 
Lettland 40 889 43 480 — 2641 
Niederlande 447 767 197 921 + 249 846 
Norwegen 122 834 98 836 + 23 998 
Schweden 267 331 261 740 + 5591 
Schweiz 207 233 102 602 ＋ 104 681 
Spanien 78 318 92 390 — 14072 
Türkei 151 446 115 992 + 35 454 
dan 110 028 109 728 1 300 
Sowjetrußland 31771 47 373 — 12 602. 


Bulgarien. Der Außfenhandel mit Deutſchland 
im Jahr 1938. Deutſchlands Anteil an der bulgariſchen 
Geſamt aus fuhr im Jahr 1938 betrug 58,8 v. H. 
(im Vorjahr 47,1 v. H.). Deutſchlands Anteil an der 
bulgariſchen Geſamteinfuhr im Jahr 1938 betrug 
51,9 v. H. (im Vorjahr 58,1 v. H.). 


* 


England. Deutſch⸗engliſche Erklärung über wirt⸗ 
ſchaftliche Zuſammenarbeit. Zwiſchen der Reichs⸗ 
gruppe Induſtrie und der Federation of 
Britiſh Induſtries haben Beſprechungen über 
die beiderſeitigen Wirtſchaftsbeziehungen ſtattgefun⸗ 
den. Es wurde eine Erklärung über wirtſchaftliche 
Zuſammenarbeit veröffentlicht. Danach ſoll u. a. ein 
ſich etwa zeigender ungeſunder Wettbewerb durch Zu⸗ 
ſammenarbeit beſeitigt werden. Um den Erfolg dieſer 
Politik zwiſchen der Reichsgruppe Induſtrie und der 
Federation of Britiſh Induſtries für die Zukunft 
ſicherzuſtellen, ift ein ſtän diger Ausſchuß aus 
beiden Gruppen gebildet worden. 


* 


Holland. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
Jahr 1938. Der Außenhandel mit Deutſchland hat 
ſich nach der holländiſchen Statiſtik wie folgt entwickelt 
(in Millionen Gulden): 


Ausfuhr Einfuhr Hollands 

Kalender⸗ na aus Einfuhr⸗ 

jahr Deutſchland überſchuß 
1e eee 176 298 122 
1835 T 129 289 110 
1880 Men 116 237 121 
1037ER a 176 327 151 
1988 . 154 301 147. 


Japan. Japauiſche Handelsvermittlungsſtelle in 
Hamburg. In Hamburg iſt eine „Japaniſche Handels⸗ 
vermittlungsſtelle“ eröffnet worden. Die Handelsver⸗ 
mittlungsſtelle erteilt allen Deutſchen Geſchäftsleuten 
Auskunft über Fragen des beiderſeitigen Handels. 


* 


Jugoſlawien. Regelung ſudetendeutſcher Forde⸗ 
rungen gegenüber Jugoſlawien. Zwiſchen Deutſchland 
und Sugojlawien iſt eine Vereinbarung über 
die Regelung ſudetendeutſcher Forderungen gegenüber 
Sugoflawien getroffen worden. Danach iſt die 
zahlungsmäßige Abwicklung der vor dem 11. Ok⸗ 
tober 1938 zwiſchen jugoflawiſchen und ſudeten⸗ 
deutſchen Firmen abgeſchloſſenen Geſchäfte über die 
Deutſch⸗jugoſlawiſchen Verrechnungs⸗ 
konten vorzunehmen. Bei der Deutſchen Ver⸗ 
rechnungskaſſe liegen bereits Anweiſungen zur Aus⸗ 
zahlung von etwa vier Millionen Reichsmark vor. Die 
noch ausſtehenden Forderungen werden auf weitere 
vier Millionen Reichsmark geſchätzt. 
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